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Jahrgang l. 
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Einzelnexemplare a 10 kr. im Redactionslocale im Rathhauſe. 


Gemeinderat). 


Sitzungen des Gemeinderathes. 


Dienstag, den 6. December 1892, 5 Uhr Nachmittags. 
Mittwoch, den 7. December 1892, 5 Uhr Nachmittags. 
Freitag, den 9. December 1892, 5 Uhr Nachmittags. 


Slenographiſcher Bericht 
über die öffentliche Sitzung des Gemeinderathes der k. k. 
Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien vom 29. November 
1892 unter dem Vorſitze des Bürgermeiſters Dr. Johann 
Nep. Prix und des Vice-Bürgermeiſters Dr. Albert 
| Richter. 


Vürgermeiſter Dr. Prix: Die Sitzung iſt eröffnet. 

1. Der Herr Gem.-Rath Ferdinand Mayer erſuchte um 
einen vierwöchentlichen Urlaub, der ihm bewilligt wurde; 
ebenſo der Herr Gem.⸗Rath Büſch. 

2. Der Herr Gem. Rath Ritt. v. Goldſchmidt entſchuldigt 
ſein Ausbleiben. 

3. Den Herren iſt bekannt, daj3 in einigen Sitzungen Mit⸗ 
glieder des Gemeinderathes gefehlt haben. (Hört!) Nachdem die 
Herren drei Sitzungen unentſchuldigt ausgeblieben ſind, habe ich 
mich verpflichtet gefühlt, im Sinne der Geſchäftsordnung die Herren 
Gemeinderäthe aufzufordern, ihrer Pflicht nachzukommen. Ich hoffe, 
dass fie dieſer Aufforderung nachkommen werden. Es iſt mir auch 
eine Zuſchrift zugekommen, unterzeichnet: „Dr. Lueger, der⸗ 
zeitiger Obmann des Bürgerclub des Wiener Gemeinderathes“, 


fernzuhalten. 
von den Wählern der Gemeinde Wien an einzelne Perſonen ver: 
liehen werden, nachdem der einzelne Gewählte vom Gemeinderathe 
nach Verificierung ſeiner Wahl aufgefordert wird, das Mandat 


Nachdem nun die Mandate in den Gemeinderath 


anzunehmen oder abzulehnen, derſelbe alſo perſönlich die Erklärung 
abzugeben hat, ob er ſich den Pflichten des Mandates unterzieht 
oder nicht, nachdem, wenn er das Mandat angenommen hat, für 
ihn die Pflicht eintritt, den mit demſelben verknüpften Obliegen⸗ 
heiten im Intereſſe ſeiner Wähler nachzukommen, nachdem der 
einzelne gewählte Gemeinderath für den Fall eines längeren Aus⸗ 
bleibens aus den Sitzungen des Gemeinderathes um einen Urlaub 
anſuchen muss, welchen ihm der Bürgermeiſter, eventuell der Ge— 
meinderath zu bewilligen hat, nachdem bei dem Ausbleiben von 
Sitzungen von den Gemeinderäthen perſönlich aus eigener Initiative 
um Entſchuldigung angeſucht werden muſs, und wenn dieſe Ent— 
ſchuldigung nach drei Sitzungen, aus welchen der Gemeinderath 
ausgeblieben iſt, nicht erfolgt, dem einzelnen Gemeinderath nach 
der Geſchäftsordnung die Aufforderung zukommen mujs, feiner 
Pflicht nachzukommen, nachdem alſo die Ausübung des Mandates 
ein höchſtperſönliches Recht des einzelnen Gemeinderathes und auch 
ſeine höchſtperſönliche Pflicht iſt (Rufe: Sehr richtig!), dieſe höchſt⸗ 
perſönlichen Rechte und Pflichten des einzelnen Mandatsträgers 
aber keineswegs einem Beſchluſſe irgendwelcher dritter Perſonen 
unterzogen werden können (Lebhafte Zuſtimmung), ſo bin ich nicht 
in der Lage, über das eingangs citierte Schriftſtück irgend etwas 
zu verfügen. (Lebhafter Beifall.) ö 

4. Ich habe die Ehre, eine Interpellation des Herrn 
Gem.⸗Rathes Grünbeck betreffs der Erbauung eines Pferde— 
ſchlachthauſes zu beantworten. Ich habe hierüber mitzutheilen, 
daſs der Magiſtrat ſein Referat dem Stadtrathe vorgelegt und 
daſs der Stadtrath am 31. October 1891 hierüber einen Beſchluſs 
gefaſst hat, welcher dahin abzielt, verſchiedene Erhebungen zu 
pflegen. Dieſe Erhebungen ſind im Zuge und wird auf Grund 


mit welcher mir ein Beſchluſs des Bürgerclubs mitgetheilt derſelben, ſobald fie, was wohl bald erfolgen wird, beendet ſein 
wird, bis auf weiteres ſich von den Sitzungen des Gemeinderathes | werden, die weitere Beſchluſsfaſſung erfolgen. 
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Ich erſuche, die Einläufe bekanntzugeben. 

Schriftführer Gem.-Nath Janotta (liest): 

5. Zuſchrift des Vereines zur Errichtung eines öffent— 
lichen Parkes auf der Türkenſchanze. 

Löblicher Gemeinderath! 

Das gefertigte Comits beehrt ſich zur Kenntnis zu bringen, dafs in der 
General⸗Verſammlung des Vereines zur Errichtung eines öffentlichen 
Parkes auf der Türkenſchanze am 13. November l. J. über Mittheilung 
des magiſtratiſchen Decretes 3. 77997 ddto. 28. October l. J., wonach ſeitens 
des löblichen Gemeinderathes die Übernahme des Parkes auf der Türkenſchanze 
durch Kauf genehmigt erſcheint, der einſtimmige Beſchluſs gefafst wurde, dem 
löblichen Gemeinderathe den tiefgefühlten Dank der General⸗Verſammlung für 
dieſe Entſchließung ſowohl im Protokolle Ausdruck zu verleihen, als anch im 
ſchriftlichen Wege anher gelangen zu laſſen. 

Wir find überzeugt, daſs dieſem Daukesausdrucke ſich die geſammte Be⸗ 
völkerung der an den Park angrenzenden Bezirke XVIII und XIX anſchließt, 


da die Erhaltung des Parkes für die ſanitären Verhältniſſe der anrainenden 


Bezirke von größter Wichtigkeit iſt. 

Freudigen Herzens ſehen wir das Werk, welches wir vor nunmehr neun 
Jahren unter viel Schwierigkeiten geſchaffen haben, nunmehr durch den Beſchluſs 
des löblichen Gemeinderathes für alle Zeiten geſichert und erhoffen wir, dass 
die Weiterentwicklung des Parkes auf der Türkenſchanze ſeiteus des löblichen 
Gemeinderathes auch in Zukunft ſtets im Auge behalten werde. . 

Indem wir bitten, dieſen Dankesausdruck zur geneigten Kenntnis zu 
nehmen, zeichnen wir in vollſter Ergebenheit ꝛc. 


Bürgermeifler: Dient zur Kenntnis. 
Schriftführer Gem.-Nath Janotta (liest): 


6. Schreiben des Herrn Gem. -Nathes Schuh an den 
Bürgermeiſter: 

Sehr geehrter Herr Bürgermeiſter! 

Auf Ihr geehrtes Schreiben vom 26. November 1892 ſehe ich mich ver— 
anlaſst, Euer Hochwohlgeboren Folgendes mitzutheilen: n 

Es berührt mich ſehr unangenehm, dajs Sie meinem bisherigen Fern⸗ 
bleiben vom Gemeinderathe die Bedeutung geben, als ob ich damit eine Pflicht 
verletzen würde. 

Ich war ſtets gewohnt, meinen Verpflichtungen gewiſſenhaft nachzukommen, 
und habe ich bis auf die letzten drei Gemeinderaths⸗Sitzungen, von der Zeit 
meines Urlaubes abgeſehen, den Sitzungen ſtets pflichtſchuldigſt und gewiſſenhaft 
beigewohnt. Wenn ich nunmehr den Beſchlüſſen des Bürgerclub Rechnung 
trage, ſo geſchieht dies aus folgenden Gründen: 


habe ich die Verpflichtuug übernommen, dem Bürgerelub beizutreten. Nachdem 
nun der letztere, wie Euer Hochwohlgeboren bekannt iſt, den Beichlufs gefafst 
hat, den Sitzungen des Gemeinderathes infolange fernzubleiben, als nicht hin— 
reichende Bürgſchaften dafür geboten werden, daſs der durch die Mitglieder des 
Bürgerelub repräſentierten Oppoſitionspartei des Gemeinderathes eine ent— 
ſprechendere und würdigere Behandlung zutheil werde, fo bin ich nicht in der 
Lage, Ihrer geſchätzten Aufforderung nachzukommen. 

Ich bin aber nicht nur formell au den Beſchluſs des Bürgerelub gebunden, 
ſondern ich kaun die Entſchließung des letzteren in jedem Falle nur entſchiedenſt 
billigen. 

. Die Behaudlung der Mitglieder des Bürgerelub im Gemeinderathe iſt 
zu einem Grade gediehen, dafs es deuſelben zur Unmöglichkeit geworden iſt, 
noch weiterhin im Gemeinderathesthätig zu ſein, wenn nicht Bürgſchaften ge 
ſchaffen werden, welche eine würdigere Behandlung der Oppoſitionsmitglieder 
für die Zukunft ſichern. 

Ich verweiſe diesbezüglich auf die vollkommen wahrheitsgemäße Be— 
gründung in jener Erklärung, mit welcher der Bürgerelub ſeinen Entſchluſs 
gerechtfertigt hat. 


Ich will, um die gegen die Mitglieder des Bürgerelub geübte Rückſichts— 


loſigkeit und Nichtachtung zu illuſtrieren, nur noch in perſönlicher Beziehung 
beifügen, daſs ich ſeit dem Beginne meiner Thätigkeit im Gemeinderathe zwölf 
verſchiedene, durchaus ſachgemäße und wohlmotivierte Anträge eingebracht habe, 
von denen trotz meiner wiederholt vorgebrachten Interpellationen und Urgenzen 
lediglich ein einziger im Stadtrathe erledigt wurde. N 

Weil ich zufällig Mitglied des Bürgerelub bin, findet mau es nicht der 
Mühe wert, dieſe Anträge in ernſtliche Verhandlung zu nehmen, ſondern man 
legt ſie verächtlich bei Seite. | ! . 

Nicht genug daran, mufste ich es mir erſt in jüngſter Zeit gefallen laſſen, 
daſs man mich in einem aus liberalen Kreiſen des Gemeinderathes inſpirierten 
Zeitungsartikel der „Wiener Sonn- und Montags⸗Zeitung“ anläſslich der 
letzten Landtags-Ergänzungswahl am 21. d. M. im IX. Bezirke in der infamſten 
Weiſe ſchmähte und mir die gemeinſten Motive unterſchob, weil ich ſeinerzeit in 
Betreff der Regulierung der Nuſsdorferſtraße Nr. 9 bei der Ausmündung der 
Pichlergaſſe für eine den äſthetiſchen Anforderungen einer Großſtadt entſprechende 
Regulierung der Straße eintrat, und mit allem Eifer gegen die geplaute und 
leider auch zur Durchführung gelangte häfstiche und unzweckmäßige Art der 
Straßen regulierung opponierte, trotzdem ich noch nicht Gemeinderath war, wo— 
bei ich bemerke, daſs ja ſogar der liberale Bezirksausſchuſs für meine Be— 
ſtrebungen in einer eigens zu dieſem Zwecke einberufenen Sitzung einhellig 
eintrat und dieſelben unterſtützte. ö 
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Dajs ſelbſt übrigens im Gemeinderathe mein Antrag keineswegs als ein 
der Gemeinde ſchädlicher erkannt wurde, ergibt ſich daraus, dajs die von mir 
bekämpfte Straßenregulierung nur mit fünf Stimmen Majorität durchdrang, 
wobei jedoch zu bemerken ift, dafs unter den für dieſe Regulierung Stimmen⸗ 
den ſich auch die ſämmtlichen Gemeinderäthe des IX. Bezirkes mit Ausnahme 
der Herren Fritz und Scherrer befanden, fo dafs alſo dieſe es eigentlich 
waren, welche die Verſchandlung des betreffenden, ſonſt zu einer Zierde des 
Bezirkes geeignet geweſenen Platzes herbeiführten, trotzdem ſich Stimmen, wie 
die des Herrn Baurathes Theodor Ritter v. Goldſchmidt, ferner Herrn 
Dr. Mandl n. ſ. w. entſchieden für die von mir angeſtrebte Regulierung 
einſetzten. 

Allerdings hätte dies der Commune auch mehr Geld gekoſtet, allein, 
abgeſehen davon, dass die betheiligten Hausbeſitzer einen namhaften Theil 
dieſer Koſten auf ſich zu nehmen erklärten, wovon ich dem damaligen Herrn 
Bürgermeiſter rechtzeitig Mittheilung machte, ſo würden dieſe Mehrkoſten durch 
die dafür herbeigeführte weſentliche Verſchönerung des betreffenden Stadttheiles 
voll aufgewogen worden ſein. 

Ein perſönliches Intereſſe meinerſeits kam dabei nicht im mindeſten in 
Frage, nachdem ich in der Pichlergaſſe keine Realitäten beſitze, noch damals beſaß. 

Die lügenhaften Auslaſſungen können mich zwar gleichgiltig laſſen, des⸗ 
ungeachtet glaubte ich, derſelben hiermit Erwähnung thun zu ſollen. 

Derart behandelt man die wohlgemeinten Beſtrebungen einzelner Bürger, 
und warum? Weil fie zufällig nicht jener Partei angehören, die gegenwärtig 
die herrſchende iſt. 

Ich kann, wie geſagt, unter ſolchen Umſtänden den Schritt des Club 
nur billigen und bedauere ſonach ſehr lebhaft, Ihrer Anforderung nicht ent- 
ſprechen zu können. 

Übrigens werde ich in kürzeſter Zeit Veranlaſſung nehmen, meinen 
Wählern über mein Verhalten Nechenſchaft zu geben und wird von dem 
Urtheile derſelben mein weiteres Verbleiben im Gemeinderathe abhängen. 

Genehmigen Sie den Ausdruck der ausgezeichnetſten Hochachtung, mit 
der ich die Ehre habe, zu zeichnen ꝛe. 


Bürgermeiſter: Es iſt doch nothwendig, dass ich an dieſes 
Schreiben einige Bemerkungen knüpfe. Was die Klage anbelangt, 
daſs die Oppoſition unwürdig behandelt werde, ſo hat ja der 
Herr Gem.-Rath Schuh den beſten Beweis für die Behandlung 
der Oppoſition darin gefunden, dass wir feinen ganzen Brief 
haben verleſen laſſen und zugehört haben. (Rufe: Ganz richtig!) 
Es ſind Bemerkungen darin, die gar nichts zu thun haben mit 


der Mittheilung, welche er zu machen hatte. Ich mußs übrigens 
Als ich ſeinerzeit als Candidat für den Gemeinderath aufgeſtellt wurde, 


bemerken, daſs die Klage über unwürdige Behandlung eine Phraſe 
iſt. Die Oppoſition wird ſeitens des Präſidiums gerade ſo behandelt 
wie die Mehrheit. (Rufe rechts: Noch beſſer !) Wir befleißigen uns der 
größten Objectivität, aber Ausartungen in der Form laſſen wir 


abſolut nicht zu, weil gerade dieſe Ausartungen dem Anſehen des Ge— 


meinderathes und der Stadt Wien ſchädlich ſind. (Beifall.) Was die 
Anträge und deren Behandlung betrifft, iſt es dem Präſidium, dem 
Stadtrathe und dem Magiſtrate ganz gleichgiltig, von welcher Seite . 
ſie kommen. Wir kennen nur Gemeinderäthe, welche fie ſtellen, und 
nicht die Clubs, welchen ſie angehören. Der Stadtrath arbeitet 
mit einer fieberhaften Thätigkeit; die Herren ſind mit Arbeiten 
überbürdet und unterziehen ſich dennoch der Mühe, die Angelegen— 
heiten, die ihnen zukommen, möglichſt raſch aufzuarbeiten. Sowie 
alſo dieſe Angelegenheiten nach ihrer Dringlichkeit dem Stadtrathe 
unterbreitet werden, werden ſie auch der Berathung unterzogen. 
Es iſt alſo der Vorwurf, dafs man einen Unterſchied nach Parteien 
macht, ganz und gar nicht begründet. Was die Zeitungsartikel an- 
belangt, da möge ſich derjenige Herr, welcher ſich durch dieſe be— 
ſchwert erachtet, an eine andere Adreſſe, als an uns wenden. 
Wenn endlich der Herr Gem.-Rath Schuh erklärt, dafs es 
ihn unangenehm berührt, deswegen, weil er nicht in die Sitzung 
kommt, einer Pflichtverletzung geziehen zu werden, ſo kann er dieſer 
unangenehmen Empfindung ſofort ausweichen, wenn er in unſeren 
Reihen erſcheint. Solange er aber das nicht thut, kann ich nicht 
helfen, daſs § 12 der Geſchäftsordnung auf ihn zur Anwendung 
kommt, der jagt, dass diejenigen Herren, welche unentſchuldigt durch 
mehr als drei aufeinanderfolgende Sitzungen wegbleiben, ſchriftlich 
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aufzufordern find, ihrer Pflicht nachzukommen. Es iſt Pflicht eines 
Gemeinderathes, in den Sitzungen zu erſcheinen. (Zuſtimmung.) 
Schriftführer Gem.-Nath Janotta: 
7. Weiters liegt vor eine Interpellation des Herrn 
Gem.⸗-Rathes Schuh folgenden Inhaltes (liest): 


Die Frage der Beſeitigung der Tramwayüberfüllung iſt inſoferne in ein 

eutſcheidendes Stadium getreten, als gegenwärtig bei der hohen k. k. Statthalterei 
eingehende Erhebungen und Studien über die zur Beſeitigung der Tramway⸗ 
mifere geeignetſten Mittel gepflogen werden. 
N Mit welchem Intereſſe die Bevölkerung dieſer Angelegenheit entgegenſieht, 
iſt unter anderem auch daraus zu erſehen, daſs mir beiſpielsweiſe ſeitens des 
Herrn Alois Vo ill, XVII. Bezirk, Sterngaſſe Nr. 9, I. Stock 8, in ganz un⸗ 
aufgeforderter Weiſe eine von ihm erfundene, bis ins kleinſte Detail beſtens aus⸗ 
geführte Waggontype, von welcher ſechs Zeichnungen und die genaue Beſchreibung 
beiliegen, mitgetheilt wurden. 

Dieſe Waggontype würde im Falle ihrer Einführung die Überfüllung des 
Waggons vollſtändig hintanhalten, die Frage ſomit in der glänzendſten Weiſe 
löſen, wobei noch in Betracht kommt, dafs die ganze Conftructionsweife, auch 
was die äußere Form und Eleganz der Bauart betrifft, nichts zu wünſchen 
übrig läſst. 

Ich fühle mich verpflichtet, auf die genannte Erfindung aufmerkſam zu 


1 und erlaube mir daher an den geehrten Herrn Bürgermeiſter die ergebene 
nfrage: 


Ob derſelbe nicht geneigt wäre, dieſe Beſchreibung 
und Zeichnungen der hohen k. k. Statthalterei zu über 
mitteln und zur Berückſichtigung zu empfehlen. 


Bürgermeifter: Ich werde dieſe Type der Statthalterei vor— 
legen, es obwaltet dagegen kein Hindernis. 


Schriftführer Gem.⸗Nath Janotta: 


S. Interpellation des Herrn Gem.-Nathes Vurſcht: 
Dieſelbe lautet (liest): 


Auf dem Neulerchenfelder Großmarkte wurden im Laufe des heurigen 
Sommers Zuſtände wahrgenommen, die in ſanitärer Beziehung als höchſt be— 
denklich, in handelsüblicher Weiſe aber als ſchleuderhaft und die beſteuerten 
Geſchäftsleute tief ſchädigend bezeichnet werden müſſen. 

Bzyzzüglich des letzteren Punktes hat fi) das Handelsgremium in Hernals 
mittelſt Eingabe vom 1. Juni d. J. an das Markt⸗Commiſſariat in Ottakring 
und bezüglich beider Punkte mittelſt Eingabe vom 1. Auguſt d. J. an den 
Magiſtrat der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien um Abhilfe gewendet. 

Nachdem dieſelbe nicht erfolgt iſt und die oberwähnten Geſchäftsleute 
ſahen, dafs fie ſchutzlos dem Treiben einiger ſpeculativer Händler und einer 
Unzahl ungariſcher und ſlovakiſcher Landleute preisgegeben ſind, haben ſie ſelbſt 
eine Action unternommen und ſich mittelſt Eingabe vom 7. November d. I., 
regiſtriert unter Z. 50241, an das magiſtratiſche Bezirksamt für den XVI. Be⸗ 
zirk um Abhilfe gewendet, ſämmtliche Eingaben blieben aber bis heute unbe⸗ 
rückſichtigt. f 

Jufolge der Nichtbeachtung dieſer eingebrachten, berechtigten Klagen und 
auf Grund der heute noch beſtehenden Übelftände erlaube ich mir an den Herrn 
Bürgermeiſter die Anfrage zu richten: 


Ob derſelbe von den in den Eingaben geſchilderten 


Zuſtänden Kenntnis hat, und was er zu thun gedenkt, 
damit dieſe Eingaben erledigt werden und den auf dem 
erwähnten Markte beſtehenden Übelſtänden abgeholfen 
wird. 

Bürgermeiſter: Ich werde dieſe Interpellation in der nächſten 
Sitzung beantworten. Wir ſchreiten zur Tagesordnung. Ich erſuche 
den Herrn Gem.-Rath Dr. Vogler zum Referate. 

9. Referent Gem.-Nath Dr. Vogler: Nr. 220. Die 
Herren wiſſen, daſs der Gemeinderath am 11. März d. J. den 
Beſchluſs gefaſst hat wegen der Planierung einer Theilſtrecke der 
Linienwallgründe. Die damals gepflogenen Verhandlungen mit 
dem Arar haben zu einer Einigung nicht geführt, weil ſich bezüglich 
des Erſatzes der Koſten für dieſe Planierungsarbeiten, im Falle, 
wenn der Gemeinde Wien die Linienwallgründe nicht übergeben 
werden ſollten, Differenzen ergaben. Der Herr Bürgermeiſter hat 
nun neuerlich Gelegenheit genommen, mit dem Herrn Finanz— 
miniſter in Verhandlungen zu treten, und das Ergebnis derſelben 
iſt ein Erlaſs der k. k. Statthalterei vom 27. November d. J. 


2865 


—— u Zu u N aa Zn TKV 


In dieſem Erlaſſe wird nach einer ziemlich umfaſſenden Einleitung 
gejagt, daſs die Staatsverwaltung bereit ſei, zu erklären, dafs der 
Gemeinde Wien, ſoferne ihr für den erwähnten Fall des Nicht- 
überganges der Linienwallgründe in das Gemeindeeigenthum durch 
die Ausführung der bezeichneten Arbeiten nach den beſtehenden 
Geſetzen Erſatzanſprüche erwachſen, dieſe Anſprüche vorbehalten 
bleiben, und dass ſich die Regierung bei einer Auseinanderſetzung 
hierüber von Erwägungen der Billigkeit leiten laſſen wird. 

Es wird weiters auch geſagt, daſs ein anderer Sinn als 
eben dieſer mit dem früheren Erlaſſe vom 3. April 1892 nicht 
verbunden geweſen ſei. 

Nebſtbei wird übrigens der Herr Bürgermeiſter noch in 
Kenntnis geſetzt, daſs die Finanzverwaltung beabſichtige, ſchon 
demnächſt Verhandlungen über das Anſuchen der Gemeinde wegen 
Übergabe der Linienwallgründe unter Zuziehung von Vertretern 
der Gemeinde einzuleiten. 


Aus dieſem Erlaſſe geht hervor, dajs die Staatsverwaltung 
nunmehr anerkennt, daſs der Gemeinde Wien der Erſatz der Koſten 
für die Planierungsarbeiten, welcher der Gemeinde geſetzlich ſchon 
zuſteht, eventuell zukommen ſoll, und dajs die Staatsverwaltung 
bei Beurtheilung dieſer Erſatzanſprüche ſich von Erwägungen der 
Billigkeit wir dleiten laſſen. Der Stadtrath glaubt, dafs durch dieſe 
Auseinanderſetzung der Staatsverwaltung nunmehr der weſentliche 
Differenzpunkt gefallen iſt. Der Gemeinderath hat in ſeinen Be— 
ſchlüſſen vom 11. März d. J. den Standpunkt eingenommen, daſs, 
wenn die bei der h. Finanzverwaltung in Verhandlung ſtehende 
Bitte betreffs Überlaſſung der Linienwälle an die Gemeinde Wien 
im laufenden Jahre 1892 zu einer Vereinbarung nicht führen 
ſollte, die Staatsverwaltung der Gemeinde Wien das Recht zu— 
erkennen ſollte, jene Koſten der Planierungsarbeiten in den erwähnten 
Strecken des Linienwalles erſetzt zu erhalten. 


Nachdem die Staatsverwaltung nun erklärt, dafs diejenigen 
Auſprüche, welche und inſoweit ſie durch das Geſetz begründet 
ſind, ſeitens der Staatsverwaltung anerkannt werden, ſo unterliegt 
es nunmehr keinem Anſtande, dieſe Planierungsarbeiten in Angriff 
zu nehmen. 

Was die früher geſtellte Friſt betrifft, fo muss von derſelben 
wohl abgeſehen werden, einerſeits im Hinblicke auf den Ablauf des 
Jahres 1892, andererſeits im Hinblicke darauf, daſs in dem— 
ſelben Erlaſſe der Statthalterei mitgetheilt wird, dass die Ver— 
handlungen wegen Überlaſſung der Linienwallgründe ſofort in 
Angriff genommen werden und es ganz zweifellos iſt, daſs der 
Gemeinde Wien, wenn keine ſolche Friſt beſtimmt worden iſt, der 
Erſatz der aufgewendeten Koſten zu jeder Zeit gebürt. 

Der Stadtrath glaubt Ihnen daher die Anträge empfehlen 


zu ſollen: 
1. Der vorliegende Statthalterei-Erlaſs iſt zur 
Kenntnis zu nehmen und haben infolge deſſen die 


Punkte 2 und 3 des Gemeinderaths-Beſchluſſes vom! 
11. März 1892, 3. 1201, zu entfallen. 

2. Der Magiſtrat iſt zu beauftragen, nunmehr die 
Vorarbeiten wegen Durchführung der Planierung der 
obgenannten Linienwallſtrecken ſofort einzuleiten. 

Ich empfehle dieſe Anträge zur Annahme. 

Bürgermeiſter: Keine Einwendung? (Zuſtimmung.) Die, 
Anträge find angenommen. j 
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Es wurde daher beſchloſſen: 

1. Der vorliegende Statthalterei-Erlaſs iſt zur 
Kenntnis zu nehmen und haben infolge deſſen die 
Punkte 2 und 3 des Gemeinderaths-Beſchluſſes vom 
11. März 1892, 3. 1201, zu entfallen. 

2. Der Magiſtrat iſt zu beauftragen, 
die Vorarbeiten wegen Durchführung der Planierung 
der obgenannten Linienwallſtrecken ſofort einzuleiten. 


10. Referent Vice-Bürgermeiſter Dr. Grübl: Sehr 
geehrte Herren! Der Gegenſtand, über den ich zu referieren die 
Ehre habe, iſt wohl einer der ſchwierigſten für den löblichen 
Gemeinderath, und ich füge gleich hinzu, wohl auch ein undankbarer. 
Er iſt einer der ſchwierigſten, weil es nothwendig iſt, ſich bei 
Erledigung dieſer Angelegenheit in alle Details der ſtädtiſchen Ver— 
waltung zu vertiefen und weil es nothwendig iſt, verſchiedene mit 
einander in Widerſpruch ſtehende Intereſſen in entſprechenden 
Einklang mit einander zu bringen. 

Es kommen dabei in erſter Linie in Betracht die Intereſſen des 
Dienſtes. Der Gemeinderath iſt verpflichtet, die ſtädtiſchen Amter in 
einer ſolchen Weiſe zu organiſieren, dass die ſtädtiſchen Geſchäfte in 
klagloſer, das Publicum zufriedenſtellender Weiſe erledigt werden 
können. Dazu gehört, dass für jedes Amt die erforderliche Anzahl 
von Stellen creiert werde, daſs bei jedem einzelnen Amte ein ent— 
ſprechendes Verhältnis zwiſchen Ober- und Subaltern-Beamten— 
ſtellen geſchaffen wird und dafs endlich die Gehalte für ſämmtliche 
Beamten in einer ſolchen Weiſe dotiert werden, dafs der intelligente, 
leiſtungsfähige Nachwuchs einen entſprechenden Anreiz empfindet, 
in das ſtädtiſche Amt einzutreten. Mit dieſen Intereſſen des Dienſtes 
deckt ſich zum Theile das Intereſſe der Beamten. 

Wenn dem Standpunkte Rechnung getragen iſt, welchen ich 
ſoeben ſkizziert habe, ſo iſt damit auch ſchon zum Theile den 
Intereſſen der Beamten gedient. Die Herren wiſſen aber — 
da ſie ſich mit dieſer Angelegenheit eingehend beſchäftigt haben, 
die Anträge genau kennen und ſie auf ihre Haltbarkeit und Be— 
gründung geprüft haben — dass man dabei nicht ſtehen geblieben, 
ſondern daſßs man in wohlwollender Weiſe weitergegangen iſt, 
dafs man bei jedem Status geprüft hat, welchen Effect die vor— 
geſchlagene Syſtemiſierung auf den einzelnen Beamten äußern wird, in 
welche Gehaltsſtufe er kommt, welche Bezüge er in Zukunft haben 
wird, und man hat getrachtet, dafür zu ſorgen, dafs jeder einzelne 
Beamte in entſprechender Weiſe dotiert iſt. Das wird auch ſo 
ziemlich allgemein anerkannt, nur begegnet man leider ſehr häufig 
und immer derſelben Einwendung, und dieſe beſteht darin, dass 
die Avancementsverhältniſſe in Zukunft weniger günſtig ſein werden, 
als ſie bisher waren. Dieſe Einwendung iſt vollkommen unbe— 
gründet, denn man darf nicht außeracht laſſen, daſs eine Regulierung, 
ſo wie ſie jetzt vorgeſchlagen wird, ſeit langer Zeit nicht da war 
und vorausſichtlich in den nächſten Decennien nicht wieder vor— 
kommen wird. 5 

Es kommt vor, dals. einzelne Amter, wie 3. B. das Bauamt, 
in Bezug auf die Anzahl der Beamten nahezu verdoppelt werden. 
Das Bauamt hat gegenwärtig ungefähr 80 Beamte und wird in 
Zukunft nahezu 160 Beamte haben. Das bringt mit ſich, daſs 
ſo ziemlich faſt alle Beamten des alten Status ſich in der erſten 
Hälfte des neuen Status befinden; allerdings kommt dabei zu 
berückſichtigen, daſs auch die Vorortebeamten einzureihen ſind. Es 


nunmehr 
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läſst ſich das Avancementsverhältnis in einem alten Status nicht 
vergleichen mit dem Avancementsverhältnis in einem neuen Status. 
Ein Status läſst ſich überhaupt nicht für alle Zukunft ſyſtemiſieren; 
es wird Sache der Zukunft ſein, dann, wenn ſich das Bedürfnis 
herausſtellt, die entſprechenden Anderungen zu beantragen. 

Außer dieſer weſentlichen Aufbeſſerung der Bezüge, der weſent⸗ 
lichen Vermehrung der oberen Stellen in jedem einzelnen Status 
kommt dann noch in Betracht, daſs auch die Ruhegenüſſe vom 
Gemeinderathe weſentlich erhöht worden ſind, und das wird 
zweifellos dahin führen, das ältere, ſchwächliche Beamte nicht ihre 
volle Dienſtzeit abſolvieren werden, wenn es ihnen nicht möglich 
it, und es wird dadurch, das fie nicht gezwungen find, bis zum 
letzten Augenblicke im Dienſte zu verweilen, zweifellos ein raſcheres 
Avancement in der Zukunft eintreten. 

Die Herren wiſſen aus der Vorlage, dass fi der Mehr— 
aufwand, der jetzt aus der Syſtemiſierung der Amter entſteht, auf 
464.000 fl. beläuft; das iſt ein Plus gegenüber dem heutigen 
Status, nicht ein Plus gegenüber dem alten Status und wenn 
die Herren die Koſten der Amter vergleichen, wie ſie früher waren 
und wie ſie ſich jetzt ſtellen, ſo werden Sie finden, welche koloſſale 
Steigerung da entſtanden iſt. Es war im Jahre 1890 ein Aufwand 
von 1,589.000 fl., im Jahre 1891 von 1,626.000 fl., im 
Jahre 1892 von 1,765.000 fl. und durch die Eintheilung in die 
Rangclaſſen wird ein Aufwand von 2, 229.000 fl. entſtehen. 

Bei der Löſung dieſer Frage muſs man noch einen dritten 
Standpunkt gelten laſſen und das iſt das Intereſſe der Steuer— 
träger. Es iſt ja nicht zu überſehen, dafs der Staat, das Land 
und die Gemeinde die Steuerträger in ausgiebiger Weiſe für die 
Bedürfniſſe der öffentlichen Verwaltung in Anſpruch nehmen. 

Wir dürfen die Opferwilligfeit der Steuerträger nicht mehr 
in Auſpruch nehmen, als das abſolut nothwendig iſt, und als es 
ſich mit unſerem Gewiſſen vereinbaren läſst. Soweit iſt man 
gegangen, an die Grenze der Möglichkeit, darüber hinaus ließe 
ſich nicht verantworten. Die vorliegenden Anträge ſind das Com— 
promiſs verſchiedener von einander abweichender Anſichten. Dieſe 
Anſichten ſind auf dem goldenen Mittelwege in Einklang gebracht 
worden, und ich hoffe deshalb, annehmen zu können, dass die An— 
träge des Stadtrathes unveränderte Annahme finden werden. Ich 
unterlaſſe es ſelbſtverſtändlich, vorläufig in irgend welche Details 
einzugehen, da dies Sache der Special-Debatte fein wird; vorerſt 
bitte ich, in die General-Debatte einzugehen. 

Bürgermeiffer: Ein Antrag auf Eröffnung einer General— 
Debatte iſt nicht geſtellt. Wünſcht jemand die Eröffnung der 
General⸗Debatte? (Rufe: Nein! — Gem.⸗Rath Frauenberger 
meldet ſich zum Worte.) Ich werde zuerſt über dieſe Frage 
abſtimmen laſſen. Jene Herren, welche eine General-Debatte 
wünſchen, bitte ich, ſich zu erheben. (Geſchieht. — Nach einer 
Pauſe:) Es ſind 26 Herren dafür; ich bitte um die Gegenprobe. 
(Nach Auszählung des Hauſes:) Es ſind 32 Herren gegen die 
Eröffnung einer General-Debatte; die General-Debatte iſt daher 
abgelehnt. 

Gem.-Nath Frauenberger (zur Geſchäftsordnung): Angeſichts 
dieſer Thatſache muſs es mir wohl geftattet fein, einige Worte zu 
ſprechen .. 

Bürgermeiſter (unterbrechend): 
ordnung, bitte ich. 

Gem.-RNath Frauenberger: Ich gebe meinem tiefſten Be⸗ 
dauern darüber Ausdruck (Widerſpruch), dafs in dieſer Weiſe jedes 


Aber nur zur Geſchäfts⸗ 
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freie Wort verhindert wird. (Lebhafter Widerſpruch.) Das iſt keine 
Redefreiheit. 

Mürgermeiſter: Bitte, 
nicht zur Geſchäftsordnung. 

Gem.-Nath Frauenberger: 
zu laſſen. 

Bürgermeiſter: Ich mußs recht ſehr bitten. Sie werden 
gewiſs Gelegenheit haben, bei der Special-Debatte das vorbringen 
zu können, was Sie auf dem Herzen haben. Ich werde die Debatte 
möglichſt frei geſtalten laſſen. Jetzt haben Sie zur Geſchäfts— 
ordnung das Wort. Ich habe geglaubt, Sie damit zu beruhigen. 

Gem.-Hath Frauenberger: Ich kann nur mein tiefſtes 
Bedauern wiederholen (Widerſpruch), dafs man in ſolcher Weiſe 
hier vorgeht, und daſs man Mitgliedern des Gemeinderathes in 
ſolcher Weiſe in einer der wichtigſten Fragen das Wort entzieht. 

Bürgermeister: Ich bitte, das gehört doch nicht zur Ge— 
ſchäftsordnung. 


Herr Gemeinderath, Sie ſprechen 


Ich bitte, mich doch ausreden 


Ich bitte den Herrn Referenten, die Specialberathung ein- 


zuleiten. 

Referent: § 1. In der V. Rangclaſſe wird nur eine Stelle, 
nämlich die des Magiſtratsdireclors ſyſtemiſiert. Das iſt eine Aus⸗ 
führung des vom Gemeinderathe bereits beſchloſſenen Rangclaſſen— 
ſchemas. Ich bitte um die Genehmigung. 

Bürgermeister: Keine Einwendung? — Angenommen. 

Referent: § 2. Die VI. Rangclaſſe umfaſst folgende 
Beamtenſtellen: 1 Magiſtrats-Vicedirector, 1 Baudirector, 1 Ober— 
buchhalter und 1 Stadtphyſicus, ebenfalls in Ausführung des vom 
Gemeinderathe beſchloſſenen Rangclaſſenſchemas. 

Bürgermeifter: Wünſcht jemand zu §S 2 das Wort? (Nie— 
mand meldet ſich.) Angenommen. 

Referent: § 3. 

Bürgermeiſter: Hier bitte ich nun, bei § 3 das zu theilen 
und zuerſt über das Concept, Beilage (Tabelle), zu ſprechen. 

Referent: Bezüglich des Conceptsſtatus erlaube ich mir 
Folgendes zu bemerken: Das Concept iſt das letztemal im Jahre 
1887 reguliert worden, und es beſtand damals aus dem Magiſtrats— 
director, einem Magiſtrats-Vicedirector, 26 Magiſtratsräthen, 
39 Magiſtrats⸗Secretären, 52 Concipiſten, 18 Conceptsadjuncten 
und 12 Conceptspraktikanten, im ganzen ſonach 149 Perſonen mit 
den Praktikanten. 

Die Zahl der Praktikanten iſt aus Anlaſs der Vereinigung 
mit den Vororten ſucceſſive auf 74 geſtiegen; es kommen hiezu 
neun Vorortebeamte, ferner wurde ein k. k. Bezirkscommiſſär auf 
genommen, fo daſs gegenwärtig der Conceptsſtatus aus 221 Per⸗ 
ſonen beſteht. Die Koſten belaufen ſich derzeit auf 371.000 fl. Es 
iſt nun nach den Erhebungen anzunehmen, dafs für die Zukunft 
mit 220 Conceptsbeamten das Auslangen gefunden werden kann. 

Was nun die nothwendige Anzahl der Oberbeamtenſtellen be— 
trifft, fo iſt darauf hinzuweiſen, dafs gegenwärtig 21 Magiſtrats⸗ 
Departements und 14 Bezirksämter beſtehen; 19 Departements 
werden von Magiſtratsräthen geleitet, zwei, nämlich das Waiſen⸗ 
bureau und die Schubabtheilung, von Secretären, ſieben Magiftrats- 
räthe ſind mit der Leitung von Bezirksämtern betraut. Nach weiterer 
Decentraliſierung werden 14 Bezirksämter beſtehen, und es wird 
von Seite des Magiſtrats⸗Vicedirectors der Wunſch ausgeſprochen, 
jedes Bezirksamt unter die Leitung eines Magiſtratsrathes zu 
stellen. Er weist darauf hin, dafs auch die kaiserlichen Amter, wie 
die Polizeicommiſſariate, Steueradminiſtrationen u. ſ. w., von Räthen 
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geleitet werden. Auf dieſe Weiſe kommt der Magiſtrats-Vice⸗ 
director zu dem Antrage, 38 Magiſtratsräthe zu creieren. Bezüglich 
der Secretäre wird zunächſt auf die Anzahl der gegenwärtig in Ver— 
wendung ſtehenden Secretäre hingewieſen. 

Es wird der Wunſch ausgeſprochen, den Bezirksämtern 
Secretäre zuzuweiſen und ferner wird eine Anzahl von Magiſtrats— 
Departements namhaft gemacht, in welchen mehrere Secretäre ver— 
wendet werden ſollen. Mit Rückſicht hierauf kommt der Magiftrats- 
Vicedirector zu dem Antrage, 50 Secretäre zu verlangen. 

Die übrigen Beamten ſollen dann entſprechend auf die übrigen 
Rangelaſſen vertheilt werden. Wie die Herren aus der Beilage 
erſehen, ſchlägt Ihnen der Stadtrath vor, nur 34 Magiſtratsräthe zu 
ſyſtemiſieren. Bei dieſem Antrage wird es möglich ſein, jedes 
Bezirksamt mit einem Rath zu dotieren. Es kann aber dabei auch. 
die Meinung ausgeſprochen werden, dafs dies nicht nothwendig fein 
wird, ſondern daſss es auch zuläſſig iſt, die kleinen Bezirksämter 
unter die Leitung von Secretären zu ſtellen. Bei der Anzahl von 
34 Magiſtratsräthen wird es möglich ſein, ſämmtliche Bezirksämter 
und die wichtigeren Magiſtrats-Departements unter die Leitung von 
Räthen zu ſtellen. Dann wird es aber nicht nothwendig ſein, jedem 
Bezirksamte auch einen Secretär zu geben, ſondern es werden 
wahrſcheinlich der Mehrzahl nach Commiſſäre in Verwendung 
kommen. Unter ſolchen Umſtänden genügt die Anzahl von 30 Secre— 
tären. Die übrigen Beamten werden in entſprechender Vertheilung 
zur IX. Rangclaſſe, zur Rangclaſſe X A und 10 B zugewieſen. Es 
wird vorgeſchlagen, 32 Commiſſäre, 42 Concipiſten der Rang- 
claſſe X A und 60 Concipiſten der Rangclaſſe X B, 20 Praktikanten, 
zuſammen 220 Perſonen zu ſyſtemiſieren. Die Herren erſehen aus 
der Tabelle auch den Mehraufwand, der dadurch verurſacht wird. 
Durch dieſe Vorſchläge wird dem Bedürfniſſe des Conceptes voll— 
kommen entſprochen und ich bitte Sie um die Annahme. 

Gem.-Rath Voſchan (contra): Meine geehrten Herren! 
Nachdem es nach dem Plenarbeſchluſſe unmöglich iſt, generaliter 
über dieſe Angelegenheit zu ſprechen, ſo bin ich allerdings ver— 
pflichtet, mich lediglich auf das Concept zu beſchränken und die— 
jenigen Anträge, welche ich im Stadtrathe geſtellt habe, und welche 
dort abgelehnt wurden, hier vorzubringen. Zur Begründung der— 
ſelben muſs ich die Herren aber doch bitten, mir zu geſtatten, auch 
alle Gründe hiefür anzuführen und damit gewiſſermaßen auf die 
General-Debatte zurückzugreifen, weil es mir ſonſt nicht möglich 
wäre, meine Anträge zu motivieren. 

Die Koſten des Conceptes würden ſich nach meinen Anträgen 
um einen kleinen Betrag — 22.000 fl. — geringer ſtellen, als 
nach den Anträgen des Stadtrathes. 

Bei Beurtheilung dieſer Frage kommen drei Geſichtspunkte in 
Betracht: 1. Die Koſten dieſer ganzen Reorganiſierung; 2. die 
Frage der Nothwendigkeit, eine ſo große Anzahl von Stellen zu 
ſyſtemiſieren, und endlich die Frage, wie es möglich ſein wird, 
dieſe Koſten zu bedecken, alſo gewiſſermaßen die Rückſicht auf unſere 
finanziellen Verhältniſſe. 

Was die Koſten betrifft — ich ſpreche da im allgemeinen, 
nicht bloß vom Concept — ſo ſind ſie vom Herrn Referenten mit 


464.000 fl. beziffert worden, hiezu kommen noch die Koſten für 


die Diener mit 30.000 fl., die Koſten für die Diurniſten, welche 
ich im Augenblicke nicht genau angeben kann, und die Koſten für 
die Erhöhung der Penſionen dadurch, dafs die Hälfte des Quartier— 
geldes in die Penſion eingerechnet werden ſoll. Endlich kommt noch 


eine ſehr wichtige Poſt, nämlich die Quinquennien und Triennien, 
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welche ſehr ſchwer zu berechnen ſind, ich werde aber verſuchen, eine 
ſolche Rechnung aufzuſtellen. 

Wenn ſämmtliche Beamten in die höchſten Quinquennien 
und Triennien eingerückt ſein würden, ſo würde dies 284.000 fl. 
jährlich ausmachen. Das wird natürlich nicht der Fall ſein; aber, 
meine Herren, bei dem Umſtande, als das Avancement ein ſchlechtes 
iſt — ich werde darauf noch zu ſprechen kommen —, iſt anzu— 
nehmen, dajs in wenigen Jahren bereits der größere Theil der 
Beamten in die höheren Quinquennien und Triennien eingerückt 
ſein wird. 

Es wird uns alſo aus dieſer ganzen Reorganiſierung — 
nicht allein beim Concept — eine erhöhte Auslage erwachſen, die mit 
nahezu 7 bis 800.000 fl. zu veranſchlagen iſt. Ich hätte nun ge- 
glaubt, es wäre doch richtig geweſen, und der Gemeinderath hätte 
anlässlich einer ſolchen Erhöhung doch geſtatten ſollen, daſs man 
im allgemeinen über dieſe Sache ſpricht. (Rufe: Sehr richtig!) 

Meine Herren! Ich bin faſt auf den Tag genau vor einem 
Jahre an dieſem Referententiſche geſtanden, um die Bierſteuer mit 
Aufgebot aller Kräfte durchzubringen, und habe ſie ſpäter auch im 
Landtage vertheidigt — eine Steuer, die es allein möglich gemacht 
hat, dieſe Reorganiſierung in Angriff zu nehmen, und wenn die 
Herren die Güte gehabt haben, mir damals, wie ich am Referenten— 
tiſche ſtand, zuzuhören, jo hätte ich gedacht, das Sie ſoviel Achtung 
vor Ihrem ſelbſt ernannten Finanzreferenten haben würden, daſs 
Sie mir geſtattet hätten zu reden. (Rufe: Ganz richtig! — 
Gem.⸗Rath Frauenberger: Das iſt kein Vorgehen! — Rufe: 
Die Bierſteuer kam ſehr gelegen! — Unruhe.) 

Bürgermeiſter: Aber, meine Herren, Sie ſehen ja, 
die Redefreiheit aufs äußerſte! 

Gem.-Nath Voſchan (fortfahrend);: Nun, meine Herren, 
man mußs einen Unterſchied machen zwiſchen ſolchen Auslagen, 
welche ein- für allemal gemacht werden, und Auslagen für Beamten— 
gehalte, welche fortlaufend ſind. Meine Herren, wenn wir den 
Irrthum begingen und in einem Jahre einige hunderttauſend 
Gulden für Pflaſterung mehr ausgeben, als der Stand unſerer 
Finanzen geſtatten würde, ſo wäre das wohl nicht gut, aber dieſer 
Fehler iſt reparabel. Es zwingt uns niemand, nächſtes Jahr dieſe 
Summe wieder auszugeben, und wenn ſich die Caſſaverhältniſſe 
ſchwierig geſtalten, können wir ſagen: heuer wird weniger gepflaſtert. 
Haben wir aber 34 Magiſtratsräthe, ſoviele Secretäre u. ſ. w., 
ſo können wir nicht im nächſten Jahre ſagen: jetzt ſtellen wir nur 
30 Räthe u. ſ. w. an, weil wir nicht ſoviel Geld haben. Dieſe 
Gattung von Auslagen mufßs alſo ganz anders beurtheilt werden, 
als einmalige Auslagen. Es wird geſagt: „Das Intereſſe des 
Dienſtes erfordert es, es iſt eine unbedingte Nothwendigkeit.“ Meine 
Herren, über den Begriff der Nothwendigkeit kann man verſchiedener 
Meinung ſein, und manches wird als nothwendig bezeichnet, was 
vielleicht nicht unumgänglich nothwendig iſt, denn über die ge- 
wöhnlich jo genannte Nothwendigkeit läſst ſich eben ſtreiten. Es 
beſteht eine andere Nothwendigkeit, welche ich an einem anderen 
Orte als die „eiſerne Nothwendigkeit“ bezeichnet habe. Wenn unſere 
Caſſen leer wären, würden wir dieſe Gehalte wahrſcheinlich nicht 
bewilligen, dann würde es auch der Dienſt nicht erfordern. 

Ich bitte, ſich die Lage vorzuſtellen, in welche wir gekommen 
wären, wenn im Vorjahre, als über die Bierſteuer verhandelt 
wurde, wir nicht die 92 Stimmen zuſammengebracht, und welchen 
Ausfall wir dann gehabt hätten, und ich weiß nicht, ob man 


ich wahre 
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= auch gejagt hätte: der Dienſt erfordert, daſs wir 34 Räthe 
1. ſ. w. anſtellen können. (Rufe: Hört!) 

Der Begriff der Nothwendigkeit iſt ein ſehr relativer. Noth⸗ 
wendig wäre es auch, daſs wir 5 bis 6 Millionen darauf ver— 
wenden, um unſere ſchlechten Schotterſtraßen zu pflaſtern, das 
wäre auch nothwendig, aber es iſt keine jo zwingende Nothwendigkeit, 
daſs wir es übers Herz bringen, die Laſten unſerer Mitbürger 
deswegen zu erhöhen. 

Von dieſem Geſichtspunkte ausgehend, dass eine unbedingte 
Nothwendigkeit einer ſo bedeutenden Vermehrung des Beamtenſtatus 
nicht vorhanden iſt, werde ich mir erlauben, beim Concepte und den 
anderen Amtern Gegen⸗ Anträge zu ſtellen, von welchen ich überzeugt 
bin, daſs bei Annahme derſelben das Auslangen gefunden werden 
kann. Es iſt meiner Meinung nach nicht nothwendig, dass bei jedem 
magiſtratiſchen Bezirksamte ein Magiſtratsrath als Vorſtand iſt. 
Durch viele Jahre war Leiter des Präſidial-Bureau ein Magiftrats- 
rath, Yeban, welchen viele Herren kennen werden. Als er ſich 
zurückgezogen hat, hat ein Secretär den Dienſt verſehen; er ver— 
ſieht ihn heute noch zur vollen Zufriedenheit, und iſt es nicht 
nothwendig, hier einen Rath zu haben. Der Magiſtrats-Secretär 
von heute hat auch eine etwas hervorragendere Stellung gegen 
einen Magiſtrats-Secretär von früher. Erſtens hat er einen höheren 
Gehalt und dann iſt zwiſchen dem Secretär und Concipiſten noch 
ein Rang eingeſchaltet worden, das find die Magiſtrats⸗Commiſſäre. 
Alſo, ein Magiſtrats-Secretär von heute, welcher nahezu denſelben 
Gehalt hat, wie früher ein Magiſtratsrath, iſt ſchon ein verhältnis⸗ 
mäßig hoher Beamter, und glaube ich, dafs es genügen würde, 
bei den kleineren magiſtratiſchen Bezirksämtern einen Secretär an 
die Spitze zu ſtellen. 

Ich habe bei dieſem Anlaſſe zu bedauern, dafs wir nicht eine 
Oppoſition im Hauſe haben, ich meine nicht die Oppoſition, die 
heute fehlt, ich meine eine Oppoſition, welche, von fachlichen Er— 
wägungen geleitet, in die Geſchäfte eingreift, anſtatt daſs wir es 
mit einer Oppoſition zu thun haben, welche ſo verrannt iſt in 
den Autiſemitismus und die Racenverhetzung, dafs ein vernünftiges 
Wort mit ihr nicht zu ſprechen iſt, und dasjenige Organ, welches 
in jeder parlamentariſchen Verſammlung als nothwendig bezeichnet 
werden mußs, dasjenige Organ, welches in dem richtigen Moment 
eingreift, auf die Fehler in der Verwaltung aufmerkfam macht — 
nicht mit Schadenfreude, ſondern von dem ehrlichen Wunſche ge⸗ 
leitet iſt, die Mängel zu verbeſſern — eine ſolche Oppoſition fehlt 
uns vollſtändig und ich bedauere, dafs jede, auch die geringſte 
ſachliche Einwendung gegen die Anträge vom Präfidium ſofort 
als Majeſtätsverbrechen gegen die Partei ausgelegt werde (Rufe 
rechts: Hört!), womit die Sache abſolut nichts zu thun hat. 

Meine Herren, aus dieſem Anlaſſe, und von der Güte, welche 
der Vorſitzende gegen mich obwalten läst, Gebrauch machend, 
möchte ich noch eines Gegenſtandes erwähnen. Es iſt des öfteren 
die Rede davon geweſen, daſs man, um die Stimmung in der 
Beamtenſchaft, oder ſagen wir: die Stimmen der Beamtenſchaft 
günſtiger zu ſtimmen, mit etwas höheren Gehalten vorgehen muss. 
Ich möchte das, ob das nun in der Luft oder in den Blättern 
hängt, als eine Beleidigung der Beamtenſchaft bezeichnen; ich kann 
mir nicht denken, dafs einer unſerer Beamten, welcher z. B., wenn 
er mit 1300 fl. angeſtellt iſt, Antiſemit iſt, dann wenn er in die 
Gehaltsſtufe von 1700 fl. kommt, ein ausgezeichnet Liberaler wird. 
Solche politiſche Wetterfahnen finden ſich unter unſerer Beamten 
gewiſs nicht. Aber ſelbſt wenn es ſolche geben würde, gäbe es 
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nichts Ungeſchickteres, als dieſelben in die höheren Stellen zu 
befördern, dieſe müjsten in ihrem Intereſſe dafür Sorge tragen, 
dafs das Vehikel, welches fie hinaufgebracht hat, noch immer die 
alte Kraft bewahrt. Ebenſo glaube ich, dass der Gemeinderath, 
welcher vielleicht von der Anſicht geleitet iſt, die Erhaltung ſeines 
Mandates ſei das Wichtigſte in der Welt und im Intereſſe der 
Gemeinde nothwendig, unrecht thut, wenn er meint, in dieſer 
Weiſe ſeine Stellung befeſtigen zu können. 

Ich gehe auf dieſe Sache nicht weiter ein, ich begnüge mich, ſie 
geſtreift zu haben. Ich bin der Meinung, daſs in dem Augenblicke, 
wo wir darangehen, ein großes Anlehen für Waſſerleitungszwecke 
aufzunehmen, in dem Augenblick, wo wir in unſerem Budget, welches 
gerade jo geſtaltet iſt, daſs wir knapp noch die currenten Bedürfniſſe 
mit den currenten Mitteln decken können, dieſe Bedürfniſſe nicht ſo 
bedeutend erhöhen dürfen. 

Wir haben in der nächſten Zeit folgende wichtige Auslagen: 
die Verzinſung des Anlehens für die Verkehrsanlagen, welche in 
ihrem vollen Betrage beiläufig 800.000 fl. ausmachen werden und 
weiters die Verzinſung des Waſſeranlehens, von welchem wohl ein 
Theil durch den Waſſerverkauf wieder eingehen wird, aber ein 
großer Theil aus Eigenem wird beſtritten werden müſſen. Nun iſt 
bei unſeren Finanzverhältniſſen auf Folgendes Rückſicht zu nehmen, 
was Sie, meine Herren, in meinem Berichte über das Budget finden. 
Die erhöhten Einnahmen, welche wir durch die Einverleibung der 
Vororte erzielt haben, wie die Bierſteuer, die Brantweinſteuer und die 
Gleichſtellung der übrigen Steuern, beſtehen ſeit einiger Zeit. Die 
Wirkung dieſer Maßregel iſt eingetreten, wir wiſſen das Ergebnis; 
wir haben ein volles Jahr die erhöhten Einnahmen. Was aber 
die Ausgaben betrifft, ſo ſind wir noch nicht am Ende angelangt, 
wiſſen nicht, was alles für die Vororte nothwendig werden wird, 
und die Summe, welche ſich herausſtellen wird, wird eine ſehr 
bedeutende ſein. Von dieſer Anſicht geleitet, ſtelle ich meine Anträge 
in der zuverſichtlichen Erwartung, daſs Sie dieſelben beherzigen, 
aber nicht in der Hoffnung, daſs Sie dieſelben annehmen werden, 
weil ich im voraus weiß, dass es abgemachte Sache iſt. (Wider— 
ſpruch.) 

Ich will nur meinen Standpunkt präciſieren und will, wenn 
ich einmal aus dem Gemeinderathe ausgetreten bin und — ich 
glaube nicht zuviel zu ſagen — die verderbliche Wirkung der etwas 
leichten Geldwirtſchaft eingetreten ſein wird, daſs man im Protokolle 
nachleſen kann, dass ſich jemand, und zwar eine berufene Perſon, 
gefunden hat, welche im entſcheidenden Momente es nicht unter— 
laſſen hat, darauf aufmerkſam zu machen. (Beifall.) 

Ich ſtelle den Autrag als Gegen-Antrag zu dem des Referenten, 
es ſoll ſyſtemiſiert werden, dass, wie es jetzt der Fall 
iſt, der Magiſtratsdirector in der V., der Magiſtrats— 
Vicedirector in der VI. Rangcelaſſe; daſs ferner ſtatt 
34 Magiſtratsräthe nur 30 — die 30 Secretäre bleiben —, 
dann ſtatt 32 Commiſſäre 30 Commiſſäre, dann 30 Con: 
cipiſten X. Claſſe a, 68 Conecipiſten X. Claſſe b, und 
ſtatt 20 Praktikanten 30 Praktikanten creiert werden. 
Die Zahl der Perſonen bleibt dieſelbe — 220 — und wird das 
Erſparuis 22.200 fl. betragen. Ich werde mir erlauben, bei der 
nächſten Poſition ähnliche Anträge zu ſtellen. 

Bürgermeifter: Für die Vorlage hat das Wort Herr Gem. 
Rath Röhrl. 

Gem.-Nath Röhrl: Dieſer Tage hat der Stadtrath einen 
neuen Kometen entdeckt. Dieſer wurde vogelfrei hingeſchickt, um 
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zu referieren, — und ſiehe da, man hat es fo weit gebracht, dais 
der Stadtrath zum Brückenbau einen Juriſten verwendet. Aber 
ſiehe da! die Brücke iſt nicht gebaut worden, weil er wahrſcheinlich 
den Befähigungsnachweis zum Brückenbau nicht erbracht hat. Nun 
geſtatten Sie, daſs ich weiter ausgreife und ſage: Mich wundert 
es, daſs wir heute einen Juriſten dort ſitzen haben, vor dem ich 
alle Achtung habe und der gewiſs eine Zierde des Gemeinderathes 
iſt, und der in dieſer Frage als Referent auftritt; es wäre beſſer, 
wenn wir heute einen Techniker hätten, weil man die Fähigkeiten 
der Vorortebeamten mit dem Millimeter- und die Fähigkeiten der 
ſtädtiſchen Beamten mit dem Meterſtabe miſst. 

Unſer Herr Finanzminiſter hat ſehr löblich geſprochen, er hat 
geſprochen wie ein Buch; aber er hätte doch etwas unterlaſſen 
ſollen, er hätte unterlaſſen ſollen zu jagen, dafs jene Gemeinde— 
räthe, welche für die Beamtenſchaft eintreten, erſt ihre Mandate 
in Berückſichtigung ziehen und dann alles andere. Ich muſßs das 


zurückweiſen; das wäre ein bedauerlicher Zuſtand, wenn es ſo 


weit gekommen wäre, dafs wir unſerem Mandate zuliebe den 
Beamten höhere Gehalte geben ſollen. Wir vom zweiten Wahl— 
körper find der Meinung, das, wenn der Beamte eine beſſere 
Bezahlung hat, er auch etwas Beſſeres leiſten kann. Der Beamte 
trägt ſein Geld nicht in die Sparcaſſe, ſondern bringt es wieder 
an; jo kommt es an die Gewerbetreibenden, und dieſe find im 
Stande, Steuer zu bezahlen. 

Dass in Wien kein Geld ausgegeben wird, iſt eine Folge 
des ſchlechten Geſchäftsganges. 

Nun komme ich zu den Vorortebeamten. Wir in den Vororten 
ſind enterbt, ebenſo unſere Beamten, das ſteht feſt. 

Bei dem Schauſpiele, dafs wir in dem Parteiverbande geſehen 
haben, waren verſchiedene Perſonen, nur an das Weib — an 
die Vororte — haben wir vergeſſen, ſonſt iſt alles bedacht 
worden. 

Es iſt auch bedauerlich, daſs die ſtädtiſchen Beamten gegen 
die Vorortebeamten agitieren; das iſt kein ſchöner Zug; dieſe haben 
ebenſoviel gelernt wie dieſe, und müſſen ebenſoviel leiſten wie dieſe. 

In den Vororten ſind drei Conceptsbeamte, welche ſämmtliche 
Prüfungen haben, und ich möchte bitten, daſs jene Herren in die 
VIII., eventuell IX. Rangclaſſe eingereiht werden; dann find 
noch ſechs Juriſten da, welche die politiſche Prüfung noch nicht 
haben, daſss auch die in den Conceptsſtatus eingereiht werden ſollen. 

Nun komme ich zu dem zweiten Antrage. Dieſer geht dahin, 
es ſollen jene Vororte-Kanzleidirectoren und Seecretäre, welche 
bereits derzeit im Conceptsdienſte verwendet werden — neun an 
der Zahl — in ihrer gegenwärtigen Dienſtesverwendung belaſſen, 
demgemäß bei ihrer gegenwärtigen Geſchäftsabtheilung, ihren Be— 
zügen entſprechend, in die IX. Rangclaſſe als Adjuncten eingereiht 
werden. Dieſer Antrag iſt kurz und bündig und verlangt nichts, 
als was gerechtfertigt iſt. 

Ich mufs ferner beim Conceptsſtatus bemerken, dafs mir 
30 Secretäre zu wenig ſind, und möchte bitten, für den Antrag 
zu ſtimmen, dass 38 Secretärsſtellen geſchaffen werden. (Unruhe 
und Gelächter.) Wir haben 34 Räthe, infolge deſſen brauchen wir 
34 Secretäre und das Präſidium braucht auch vier Seeretäre. Ich 
beantrage dies, damit auch die Vorortebeamten in entſprechender 
Weiſe berückſichtigt werden. (Ironiſcher Beifall des Gem.-Rathes 
Frauenberger. — Rufe: Lieber gleich 60 Seeretäre!) Unter— 
brechen Sie mich nicht, Herr Frauenberger, wenn Sie für 
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das Großcapital ſchwärmen, fo kann ich nichts dafür. Überhaupt 
ſpielen Sie in neuerer Zeit den Beſchwichtigungshofrath. 
Vürgermeiſter (unterbrechend): Ich bitte, keine Dialoge zu 
halten. 
Gem.-⸗Rath Röhrl: Herr Frauenberger ſoll nicht 
unterbrechen. Wenn er das drüben (links) thut, wo er öfter provociert 


worden iſt, ſo hat es einen Sinn; aber das geht doch nicht. Ich 
habe gelegentlich dieſer Affaire dem Stadtrathe das Vertrauen zu 
votieren und mufs ſagen, daſss er in neuerer Zeit eine prachtvolle 


Corporation geworden iſt. (Heiterkeit.) Der Stadtrath hat bewieſen, 
daſs auch Eiſen im Hochquellenwaſſer ſchmelzen kann, und darum 
ſage ich ihm mein herzliches Vertrauen. Ich ſage aber auch, dajs 
dafür geſorgt wird, daßs wir Vorortevertreter für jene Herren, 
welche für die Vororte nicht eintreten, bei den Wahlen in den 
Stadtrath auch nicht eintreten werden. Darauf mache ich inzwiſchen 
aufmerkſam. Wenn Sie berückſichtigen, was die Conceptsbeamten, 
die alten Secretäre ſeinerzeit für Verdienſte gehabt haben, würden 
ſie ſtaunen, was die Leute jetzt verlieren. Wir haben Secretäre 
und Conceptsbeamte gehabt, die 3⸗, 4 und 5000 fl. auf reelle 
und ehrliche Art verdient haben. Sie hatten nämlich auf Grund 
der Ausſchuſs⸗Beſchlüſſe verſchiedener Gemeinden Neujahrsgeſchenke, 
Baucommiſſionen, ſie durften Zinsfaſſionen machen, die Wähler— 
liſten verfaſſen, ſie hatten Remunerationen, ſie waren Schriftführer 
im Ortsſchulrathe, in der Friedhofs-Commiſſion, im Bezirksſtraßen— 
Ausſchuſſe und in der Delegation; das alles verlieren ſie jetzt. 
Mit Rückſicht auf die bekannte Munificenz des Herrn Bürger— 
meiſters möchte ich bitten, die Vorortebeamten in jeder Beziehung 
gleichzuſtellen. Dieſe Beamten hatten auch einen ſteuerfreien Gehalt. 
So nobel iſt die Commune nicht vorgegangen. Nun, weil mich 
der Herr Gem.-Rath Kaſpar ſo anſieht und feine Bemerkungen 
macht, muſs ich ihm etwas erwidern. Sie, Herr Gem.-Rath 
Kaſpar, ſind Vertreter des zweiten Wahlkörpers, Sie ſind ſelbſt 
Beamter, Sie ſind ein Rechnungsrath, der nur Ziffern vorzu— 


ſchreiben vermag und Steuerzahlungen annehmen kann; nervus 


rerum iſt Ihre Grundlage, aber nicht das Geben. (Heiterkeit.) 
Sie haben neulich im Parteiverbande erwähnt, was dieſe Vororte— 
gemeinden alles verbrochen haben; Sie haben geſagt, die Diurniſten 
mit 80 kr. per Tag wurden vom Bezirksgerichte übernommen und 
wurde ihnen ein Gehalt von 600 fl. gegeben. Es iſt ſehr bedauer⸗ 
lich, das beim Steueramte 80 kr. per Tag gezahlt wurden; für 
dieſe Leute wäre es wirklich beſſer, ſie giengen ſchneeſchaufeln. Aber 
daſs ein Vertreter des Beamtenkörpers, der ſelbſt Beamter iſt, ſagt: 
wie kommen die Leute dazu, dass die Vorortegemeinde ihnen 
600 fl. zahlt, und ſie ſollen als Acceſſiſten mit 1000 fl. angeſtellt 
werden, das geht denn doch zu weit. Ich frage die Vorortevertreter 
— es ſitzen auch Bürgermeiſter darunter —, haben ſie fähige oder 
unfähige Beamte angeſtellt? Eine Schande wäre es, wenn die 
Vorortebürgermeiſter nichts gelernt hätten und die Fähigkeit der 
Beamten nicht würdigen könnten; das mußs ich entſchieden zurück— 
weiſen. 


Es kommt jetzt noch fo heraus, dass die ſtädtiſchen Beamten 
glauben, ſie verlieren etwas durch die Vorortebeamten. Wien iſt 
durch Einbeziehung der Vororte größer geworden, es zählt 
1,400.000 Einwohner; daher iſt ein größeres Perſonal noth— 
wendig; ſtädtiſche Beamte ſind hinausgekommen nnd haben andere 
Beamte aus ihren Stellungen verdrängt. Ich möchte bitten, dass 
aus Anlass dieſes Gegenſtandes ein Antrag, den ich ſtellen will, 
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berückſichtigt werde; ob er eine Würdigung erfährt, weiß ich nicht, 
aber ſtellen will ich ihn. Der Antrag lautet: 

„Es ſei der prineipielle Beſchluſs zu faſſen, daſs 
den ehemaligen Vorortebeamten bei ihrer Einreihung 
in den Status der Communalbeamten Wiens die Ge— 
haltsvorrückung, reſp. der Anfall der Quinquennien 
nach ihren verbrieften Rechten gewahrt bleibt. Bei der 
Einreihung derſelben iſt auf die Höhe ihrer bisherigen 
Bezüge Rückſicht zu nehmen.“ 

Ferner: 

„Es ſind jene Beamte, welche ſeit mehreren Jahren 
bei den ehemaligen Vorortegemeinden als proviſoriſche 
Beamte den Dienſt leiſten, definitiv anzuſtellen.“ 

Wollen Sie gefälligſt dieſe Anträge unterſtützen. 

Gem.-Nath Frauenberger (contra): Ich bin beinahe ver- 
ſucht, nach dieſer ausführlichen Darlegung der Verhältniſſe, welche 
der unmittelbare Herr Vorredner gegeben hat, die en bloe-Annahme 
dieſer Vorlage zu beantragen, aber ich glaube, es wäre ein Unrecht. 


Ich glaube, wir haben noch mehrere Herren unter uns, welche 


nach hinauf gravitieren, wie mein unmittelbarer Vorredner, und es 
wäre ſchade, wenn ſie um dieſe Gelegenheit gebracht würden. Vor 
allem gratuliere ich den geehrten Stadträthen zu dem Vertrauen, 
welches ſie vom Herrn Collegen Röhrl ſoeben ausgeſprochen 
erhalten haben. Ich wäre auf ſeine Rede nicht weiter zurück— 
gekommen, allein er hat in ziemlich unüberlegter Weiſe mich hier 
einen Beamtenfeind geheißen, und das mußs ich denn doch richtig— 
ſtellen. Man kann, meine verehrten Herren, ein großer Freund der 
Beamten ſein, und man kann doch gegen dieſe Vorlage ſtimmen 
und ſprechen, weil auch dieſe Vorlage ein Menſchenwerk iſt, und 
alle Menſchenwerke haben ihre Fehler. Es reſultiert alſo daraus 
nicht, das man ein Beamtenfeind iſt, wenn man mit dieſer Vor— 
lage ſo in Bauſch und Bogen nicht einverſtanden iſt. Der hoch— 
verehrte Herr Bürgermeiſter wird wahrſcheinlich auch mir gegen— 
über volle Redefreiheit walten laſſen, wie er verſprochen hat. Er 
hat es zwar in einer Zwangslage gethan, weil es auf ihn ſelbſt, 
als einen liberalen Mann, einen peinlichen Eindruck gemacht hat, 
dafs hier jo viele Liberale dafür eintreten, dafs die Redefreiheit 
untergraben wird. (Widerſpruch.) Meine Herren! Ich vertraue 
noch auf den Herrn Bürgermeiſter, denn hier habe ich kein Ver— 
trauen. Wir maßregeln uns ſelbſt, und ich mufßs ein ſolches Vor— 
gehen auf das allertiefſte bedauern. (Bravo-Rufe.) 

Nun komme ich zur Sache ſelbſt. Es iſt ſchade — das iſt 
meine innerſte Überzeugung — um jedes Wort, welches wir hier 
weiter ſprechen. Die Angelegenheit iſt beſiegelt. Die Anträge werden 


angenommen. Das ſteht feſt, das habe ich dem Herrn Referenten 


ſchon in der Parteiverſammlung geſagt. Aber ſie dürfen nicht 
angenommen werden, ohne daſs auch, wie mein College Boſchan 
hervorgehoben hat, in den Protokollen verzeichnet ſteht, dafs ſich 
Männer gefunden haben, welche ohne Rückſicht auf andere Ver— 
hältniſſe bloß für die Intereſſen der Wählerſchaft und der Bürger— 
ſchaft mit ihrem ganzen Muthe eingetreten ſind. (Widerſpruch.) 
Wir müſſen bei einer ſo großen Auslage, wie ſie hier geplant iſt, 
auch die Intereſſen der Steuerzahler berückſichtigen. Wir müſſen 
uns auch auf den Standpunkt ſtellen, dass wir nicht ohneweiters 
Summen bewilligen dürfen, welche ins Unendliche gehen. Ich ſage 
nur das eine über dieſe Vorlage. Sie iſt viel zu groß angelegt, 
ſie iſt in ihren Conſequenzen nicht berechnet, und wir werden 
ſtaunen, und die Bevölkerung wird mit uns ſtaunen — und wird 
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uns hernehmen —, was dieſe Verwaltung in drei Jahren 
koſten wird. 

Sie koſtet heute 456.000 oder 486.000 fl., ich weiß die 
Ziffer im Augenblicke nicht; in drei Jahren wird dieſe Summe 
auf circa 1½ Millionen geſtiegen ſein. (Widerſpruch.) Das iſt 
eine Summe, und da wird ſofort das Wort abgeſchnitten, und es 
darf nicht einmal eine General-Debatte ſtattfinden. Ich bedanke 
mich für dieſen Liberalismus. 

Der Herr Bürgermeiſter behauptet, es ſind 34 Magiſtrats⸗ 
räthe nothwendig. Warum? An die Spitze eines jeden magiftra- 
tiſchen Bezirksamtes muſs ein Magiſtratsrath kommen und 
20 Magiſtratsräthe braucht der Herr Bürgermeiſter hier. Vor 
allem andern möchte ich mir die Bemerkung erlauben, daſs es 
ganz unrichtig iſt, wenn der Herr Bürgermeiſter ſagt, an der 
Spitze jedes magiſtratiſchen Bezirksamtes muss ein Magiſtratsrath 
ſtehen. Das iſt ganz unrichtig. Es ſind jetzt Secretäre als Vor— 
ſtände draußen, und die Geſchäfte gehen ſehr gut; der Herr 
Bürgermeiſter hat ſelbſt geſagt, dafs fie den Dienſt ganz außer: 
ordentlich verſehen. Nun frage ich Sie, warum mußs an die 
Spitze jedes magiſtratiſchen Bezirksamtes ein Magiſtratsrath 
geſtellt werden? Ich werde Ihnen ſagen, welche Folgen das haben 
wird. Wenn ein Secretär allein draußen iſt, fo leitet er das Amt 
ebenſogut wie ein Magiſtratsrath. Iſt ein Magiſtratsrath draußen, 
ſo wird dieſer Magiſtratsrath infolge der Überbürdung nach 
ziemlich kurzer Zeit auch einen Secretär verlangen, und wir haben 
dann einen Magiſtratsrath draußen und einen Secretär. (Ruf: 
Den werden wir nicht bewilligen!) Den werden wir nicht bewilligen? 
Wenn wir Muth hätten! Wir haben ja keinen Muth; wir werden 
ihn auch bewilligen. 

Und nun ſagt der Herr Bürgermeiſter, das erfordere das 
Intereſſe des Dienſtes, und das verlange das Publicum. Das 
Publicum, meine Herren, hat dieſen Wunſch nicht, die Bevölkerung 
wünſcht ſich an die Spitze des magiſtratiſchen Bezirksamtes keinen 
Magiſtratsrath, weil das große Publicum den Magiſtratsrath faſt 
gar nicht kennt. Die Bevölkerung hat ganz andere Wünſche, ihr 
iſt es ganz gleichgiltig, ob die Geſchäfte ein Magiſtratsrath oder 
ein Secretär beſorgt, wenn ſie nur gut und ſchnell beſorgt werden. 

Ich muſßs hier etwas conſtatieren und mußs dies an dieſer 
Stelle ausſprechen, weil ich nicht weiß, wo ich es ſonſt vorbringen 
könnte. Warum werden ſo viele Beamte verlangt? Der Herr 
Bürgermeiſter hat jeden Amtsvorſtand gefragt, wie viele Beamte 
er für fein Amt braucht, und es iſt ganz ſelbſtverſtändlich, dass 
ein jeder Vorſtand nach dem Grundſatze vorgeht: Ich verlange 
recht viel, damit ich dann die Hälfte bekomme. Er hat als Vor— 
ſtand des Amtes auch die Pflicht, darauf zu ſehen, dass die Be— 
amten avancieren, und auch ich mache ihm gar keinen Vorwurf 
daraus, wenn er viele Beamte verlangt. Nun kommt dieſe Zu— 
ſammenſtellung zum Herrn Bürgermeiſter. Der Herr Bürgermeiſter 
liest das und denkt ſich wahrſcheinlich dabei: Ich werde ſchon 
etwas ſtreichen, aber nicht gar zu viel, denn ich bin ja der Bürger— 
meiſter, und das ſind meine Beamten; das Streichen wird ſchon 
der Stadtrath und der Gemeinderath beſorgen. Aber, meine Herren, 
trotz des Vertrauens des Herrn Collegen Röhrl hat der Stadt— 
rath hier zum erſtenmal ſeine Pflicht nicht ganz erfüllt und den 
Fingerzeig, den ihm der Herr Bürgermeiſter ſelbſt durch ſeine 
Streichungen gegeben hat, unbeachtet gelaſſen. Der Stadtrath 
hätte die Streichungen vornehmen ſollen. Man ſoll eine ſo über— 
große Anzahl von Beamten nicht anſtellen. Der Herr Bürgermeiſter 
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hat ja vollkommen recht, wenn er bei feinen Ziffern bleibt, aber 
der Stadtrath hätte ſie herabmindern ſollen. Nun kommt die 
Sache in den Parteiverband des Gemeinderathes. Ja, dort war 
es ſogar nothwendig, den Herrn Bürgermeiſter in Schutz zu 
nehmen, denn da wurde noch viel mehr verlangt, und man muſste 
ſogar froh ſein, wenn die Anträge des Herrn Bürgermeiſters nicht 
überſtimmt wurden. 

Unter ſolchen Verhältniſſen iſt es ſehr traurig, und ich kann 
mich nur den Anträgen des Herrn Collegen Boſchan anſchließen 
und Sie bitten, denſelben zuzuſtimmen. Sonſt habe ich zu dieſem 
Punkte nichts zu bemerken und behalte mir das Weitere für die 
anderen Paragraphe vor. 

Gem.⸗Nath Dr. Nechansky (pro): Meine Herren! Jeder, 
der dieſe Vorlage in die Hand bekommen hat, wird die Empfin— 
dung gehabt haben, daſs dieſelbe von vorneherein eine gute und 
eine ſchlechte Seite zeigt. Die gute Seite der Vorlage iſt, dass 
ein bisher ganz ſyſtemloſes Ding in ein Syſtem gebracht wird 
und dajs die Gehalte reguliert und fo erhöht werden, wie es den 
gegenwärtigen Verhältniſſen entſpricht. Die ſchlechte Seite der 
Verlage iſt die, dass trotz dieſes Mehraufwandes von Geld eine 
eigentliche Zufriedenheit nach keiner Seite erreicht worden iſt. Wir 
können uns allerdings auf eine Berückſichtigung aller dieſer 
Empfindungen nicht einlaſſen, ſondern müſſen trachten, die Sache 
objectiv vom Geſichtspunkte der Zweckmäßigkeit zu entſcheiden. 

Es iſt ja gar keine Frage, dajs wir als Gemeinderäthe ver— 
pflichtet ſind, vor allem die Finanzen der Stadt zu berückſichtigen, 
und in dieſer Beziehung haben die Worte des Herrn Finanz— 
referenten auf mich einen ſehr tiefen Eindruck gemacht, umſomehr, 
als ich ja auch einer von denjenigen bin, die immer geneigt ſind, 
zu ſparen und möglichſt wenig die Steuerträger zu belaſten. Aber 
ich glaube, auf das eine hinweiſen zu können: Man möge bei 
aller Sparſamkeit nicht in das Syſtem verfallen, die Sparſamkeit 
beim Beamten zu beginnen. Das iſt ein Fehler, den man beim 
Staate beobachtet, und wir ſollen dieſen Fehler in der Commune 
nicht wiederholen. Es iſt durch dieſe Regulierung der Beamten— 
gehalte gewiſs eine dauernde Erhöhung des Budgets für alle Zukunft 
gegeben; ja, ich ſcheue mich nicht, auch den Gedanken auszuſprechen, 
daſs es mit dieſen Erhöhungen noch kein Ende gefunden haben 
wird, dass die ganze Entwicklung der communalen Thätigkeit es 
mit der Zeit erfordern wird, das Beamtenperſonale noch zu ver— 
mehren. Aber ich bin auf der anderen Seite wieder der Anſchauung, 
daſs eine Großcommune wie Wien das Geld für ihre Beamten 
abſolut aufbringen muſs, und ich bin auch der Überzeugung, dajs 
ſie das nothwendige Geld für die Beamten aufbringen wird. 

Schließlich müſſen wir uns das eine ſagen: Die Beamten, 
von welchen wir eine erhöhte Thätigkeit fordern, die Beamten, 
von denen wir verlangen, dass fie all ihre Fähigkeiten und ihre 
Zeit dem Dienſte widmen, müſſen wir ſo ſtellen, wie es den gegen- 
wärtigen wirtſchaftlichen Verhältniſſen entſpricht, und in dieſer 
Beziehung, meine Herren, kann ich mich der Anſchauung nicht 
verſchließen, daſs die erhöhten Gehalte nicht übermäßige find, dass 
die erhöhten Gehalte der geſellſchaftlichen Stellung, welche die 
einzelnen Beamten einnehmen, entſprechen, dass fie” auch den 
Bedürfniſſen entſprechen, welche ein Beamter in dieſer ſeiner geſell— 
ſchaftlichen Stellung eines Communalbeamten, aber auch als 
Familienvater zu erfüllen hat. Daher bin ich im Principe der 
Anſchauung, dass man an den einzelnen Poſitionen nicht zu ſcharfe 
Kritik üben und dafs man nicht trachten ſoll, gerade hier beſondere 
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Erſparungen zu machen. Es iſt ja möglich, daſs die Geſchäfte und 
daſs die ganze Amtierung auch glatt gehen würde, wenn anſtatt 
34 Magiſtratsräthen nur 30 Räthe creiert würden. Das iſt richtig. 

Aber das wird auch der Herr Gem.-Rath Boſchan und der 
Herr Gem.⸗Rath Frauenberger zugeſtehen müſſen, daßs bei 
einem Schema, wie er aufſtellt, die Avancementsverhältniſſe, die 
meines Erachtens beim Concept weſentlich verſchlechtert ſind, noch 
mehr verſchlechtert würden. 

Meine Herren! es iſt nicht zu vergeſſen, beim Concept iſt 
eine Figur geſchaffen, die gewiſſe Erweiterungen und gewiſſe Ver— 
engerungen hat. Es ſind 30 Praktikanten, darauf folgen 50 Con⸗ 
cipiſten II. Rangclaſſe, dann verengert es ſich auf 42 Concipiſten 
J. Rangcelaſſe, dann kommen 32 Commiſſäre, dann 30 Secretäre, 
dann erweitert es ſich auf 34 Magiſtratsräthe. 

Die ganze Figur, welche dieſes Schema ergibt, hat zur Folge, 
daſs in gewiſſen Kategorien das Avancement ein ſehr langſames 
fein wird. Wenn es richtig iſt, dass im allgemeinen beim Avan— 
cement angenommen werden mußs, es ergeben ſich per Jahr drei 
Aperturen, ſo kann ſich jeder ausrechnen, wie lange einer in der 
letzten Kategorie braucht, bis er Secretär wird, oder der erſte 
Praktikant, bis er Rath wird. Es ergibt ſich eine Ziffer, die mich 
geradezu in Erſtaunen ſetzt und eigentlich den Schlufs ergibt, dass 
es nicht möglich iſt, daßs mit drei Aperturen ein Avancement ſtatt— 
finden kann. Da würde hier der letzte Praktikant 60 Jahre brauchen, 
bis er Magiſtratsrath wird, nachdem 180 Perſonen vor ihm ſind; 
180 dividiert durch 3, gibt 60 Jahre. Es iſt in ſeiner Conſequenz 
ganz undenkbar, dass es jo lange dauern ſollte. Jedenfalls alſo 
wird das Avancement ein weſentlich ſchlechteres ſein als jetzt. 
Wenn aber das Schema angenommen wird, welches Herr Gen.- 
Rath Boſchan vorſchlägt, wird ohne Zweifel ein noch ſchlechteres, 
und darauf, meine Herren, muss bei den Beamten nun einmal 
Rückſicht genommen werden. Der größte Anſporn für die Thätigkeit 
des Beamten iſt das Avancement — und wir müſſen, um den 
Beamten in ſeiner Thätigkeit anzuregen, die Avancementsverhältniſſe 
in gewiſſenhafte Berückſichtigung ziehen und kein Schema aufſtellen, 
welches die Avancementsverhältniſſe zu ſehr verſchlechtert. 

Ob Magiſtratsräthe als Vorſtände der Bezirksämter nöthig 
find oder nicht, iſt eine Frage, über die ſich ja reden läſst. Aber 
ich glaube, daſs der Herr Gem.-Rath Frauenberger nicht die 
rechte Formel getroffen hat, wenn er ſagt, das Publicum wünſche 
ſich keinen Magiſtratsrath. Das glaube ich, der Rang des Beamten, 
der dort dem Bezirksamte vorſteht, iſt dem Publicum gleichgiltig, 
aber nicht die Schulung, und darauf kommt es an; es kommt 
darauf an, zu erwägen, ob der Vorſtand eines Bezirksamtes ein 
ſo erfahrener Beamter fein ſoll und muss, um den Dienſt gehörig 
zu verſehen, daſs er ſchon den Rang eines Magiſtratsrathes haben 
muss. So faſſe ich die Sache auf, und ich glaube, daſss es für ein 
tadelloſes Functionieren der Bezirksämter allerdings nöthig iſt, 
dass ein ſehr erfahrener Beamter an die Spitze geſtellt werde. 

Es iſt ferner nicht zu vergeſſen, daſs wir, ſeitdem die Vor— 
orte mit Wien vereinigt wurden, conſtant hören, die Arbeit bei 
den Bezirksämtern ſei eine jo große, dafs die Beamten faſt erliegen, 
es faſt für unmöglich halten, die Arbeit bewältigen zu können. 
Wenn dies richtig iſt, dann müſſen wir die vorgeſchlagene Anzahl 
von Perſonen zur Bewältigung des Conceptes für nothwendig 
halten. Es wird ja ſogar die Anzahl von Perſonen um eine ver— 
mindert, und wenn bei 221 Perſonen, die bisher im Concepte 
thätig waren, ſich die einzelnen fo anſtrengen muſsten, wie es bis⸗ 
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her der Fall war, dann muſs man daraus den Schlußs ziehen, 
daſs 220 gewiss nöthig find, um den Dienſt, das Amt tadellos 
functionieren zu laſſen. Dies hat auch der Herr Gem.-Rath B oſchan 
anerkannt, indem er die Anzahl der Perſonen belässt; er ſtellt nur 
ein anderes Schema auf. 

So ſehr ich alſo die Empfindung für das Sparen habe, ſo 
kann ich doch nicht dafür ſein, daſs man hier mit dem Sparen 
beginne. 

Es iſt zu bedauern, dajs über dieſen wichtigen Antrag eine 
General⸗Debatte von einer Anzahl Mitglieder dieſes Hauſes nicht 
zugelaſſen wurde. Ich glaube, daſs der Standpunkt, welchen die 
Herren dabei eingenommen haben, daßſs die Sache ſchon im Parteien— 
verbande berathen worden ſei, ein ganz falſcher geweſen ſei. Der 
Parteienverband iſt kein organiſches Glied der Gemeindeverwaltung, 
er iſt eine zufällige Schöpfung, wir könnten ebenſogut den Parteien⸗ 
verband nicht haben. 

Die Berathung und Beſchluſsfaſſung findet hier im Plenum 
ſtatt, und hier ſoll die Berathung gründlich erfolgen, nicht aber ſo 
vor ſich gehen, dafs man damit gleichſam nur eine Aufführung 
macht, und alle Beſchlüſſe, welche hier gefaſst werden ſollen, eigentlich 
ſchon von vorneherein feſtſtehen. Ich halte auch gar nicht dafür, 
das die Beſchlüſſe des Parteienverbandes vielleicht hier nicht eine 
Abänderung erfahren werden. 

Es iſt auch von Herrn Gem.-Rath Boſchan ganz richtig 
darauf hingewieſen worden, daßs bei jeder Berathung in einer 
öffentlichen Körperſchaft eine Oppoſition nothwendig iſt. 

Wir haben heute zum erſtenmal ein neues Bild vor uns geſehen 
und haben die Bemerkung gemacht, dajs die für die Berathung 
nothwendige Oppoſition ſich auch ſchon unter uns bilden wird, 
und wenn die Herren wirklich nicht zurückkehren werden, ſo werden 
ſich die Verhältniſſe im Gemeinderathe möglicherweiſe neu und 
anders geſtalten, und es wird Dr. Lueger die Beruhigung haben, 
daſs wir auch ohne ſeine Anweſenheit im Gemeinderathe nicht ein— 
ſchlafen (Bravo!), ſondern daſs wir uns um die Sache annehmen 
und gründlich und ſachlich zu berathen im Stande ſind. 

Es iſt natürlich, dafs bei dieſer ganzen Vorlage nur von ſach— 
lichen Rückſichten ausgegangen werden mufs, und daſs auf die 
Wahlen und auf die Stellung der Beamten zu den Wahlen keine 
Aber in dem einem Punkte 
ſcheint ſich der Herr Collega Boſchan wenigſtens nach meiner 
Auffaſſung zu irren. Es iſt ſchon möglich, daſs ein Beamter, der 
in eine höhere Kategorie kommt, ſeine politiſche Geſinnung ändert, 
das iſt ihm auch gar nicht vorzuwerfen, es iſt menſchlich, und das 
iſt eine Erfahrung, die wir überhaupt machen, dafs der Menſch in 
vielen Beziehungen ſeine Geſinnung ändert, je nachdem er Beſitz 
gewinnt oder eine andere Stellung. Wenn wir ein anderes Beiſpiel 
nehmen, jo ſehen wir, daßs Bismarck, der früher jede Oppoſition 
niedergehalten hat, jetzt der größte Oppoſitionsmann iſt. 

Ich habe mich zum Worte gemeldet, um für die Vorlage zu 
ſprechen, aus den Gründen, welche ich anfangs entwickelt habe. Ich 
bin der Anſchauung, dass die Gehalte, wie fie im Rangclaſſen— 
ſyſtem bereits beſchloſſen worden ſind, den wirtſchaftlichen Ver— 
hältniſſen entſprechen, und weil ich dieſer Anſchauung bin, ſo bin 
ich dafür, dafs wir, fo ſehr wir unſer Augenmerk auf Erſparungen 
richten müſſen, dieſe Erſparungen nicht bei den Beamten beginnen 
ſollen. (Beifall.) | 

Gem.-Nath Geitler (contra): Was diejenigen Collegen, 
die gegen die Eröffnung der General-Debatte geſtimmt haben, 
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eigentlich damit bezwecken wollten, weiß ich nicht. Wir ſtehen ja 
mitten in der General-Debatte, und es iſt bereits von einigen Vor— 
rednern ausgeſprochen worden, dass es ohne eine ſolche gar nicht 
gegangen wäre. Wir können nicht im Handumdrehen, ohne dafs 
wir Principien beſprechen, über eine Sache berathen, die die 
Gemeinde vorläufig die Summe von jährlich circa einer halben 
Million koſten wird; was nachkommt, wiſſen wir noch nicht. Nun, 
meine Herren, ich habe mich, bevor die Herren beſchloſſen hatten, 
eine General-Debatte nicht zuzulaſſen, für die Vorlage einſchreiben 
laſſen und muſßs jetzt nolens volens deswegen als Contraredner 
eintreten, weil ich ſonſt nicht Gelegenheit hätte, dasjenige, was ich 
gegen die Vorlage auszuſprechen habe, zur Geltung zu bringen. 
Im großen und ganzen bin ich für die Principien; aber dasjenige, 
was mir an der Vorlage nicht gefallen hat, iſt eben der zu große 
Geldaufwand; und, weil es mir nicht möglich war, bei einer 
anderen Gelegenheit, oder, weil es mir vielleicht möglich geweſen 
wäre, erſt ſpäter dieſen meinen Standpunkt zu charakteriſieren, 
musste ich mich natürlicherweiſe jetzt gegen den Theil der Vorlage 
einſchreiben laſſen, der jetzt in Berathung ſteht. 

Meine Herren! Es iſt ſelbſtverſtändlich — und ich glaube, 
der Herr Bürgermeiſter geſtattet, daſs auch ich ein wenig von dem 
Capitel „Concept“ abſchweife, daſs der Gemeinderath das Verſprechen, 
welches der Bürgermeiſter in einem gewißs feierlichen Momente 
unter Zuſtimmung des Gemeinderathes gegeben hat, einlöſe. Ich 
bin auch dafür, dass es ſobald als möglich eingelöst werde. Ja, 
es wäre mir ſogar angenehm geweſen, wenn wir früher in der 
Lage geweſen wären, die Gehalte der Beamten zu verbeſſern, aber 
an uns iſt die Schuld nicht. 

Ich glaube, die Herren wiſſen, dafs wir erſt ſeit wenigen 
Tagen im Beſitze der Vorlage ſind; wir waren natürlich dadurch, 
dafs wir uns außerhalb des Gemeinderathes gefunden haben, in 
der Lage, etwas mehr Klarheit in der Sache zu bekommen. Aber 
im ganzen und großen hätte ich doch gewünſcht, wenn es möglich 
geweſen wäre, daſs ſich der Gemeinderath durch eine Commiſſion 
aus ſeinem Schoße Gelegenheit geſchaffen hätte, mehr in die Sache 
einzudringen. Ich werde keinen Antrag auf Einſetzung einer Com⸗ 
miſſion ſtellen, ſo wie ich es früher beabſichtigt hatte, weil ich ja 
weiß, dafs ein ſolcher Antrag vielleicht, wie College Boſchan 
geſagt hat, von dem einen oder anderen Herrn wohl als recht gut 
befunden, aber nicht angenommen wird. Alſo warum ſoll ich einen 
Antrag ſtellen, von dem ich im vorhinein weiß, dajs er nicht an— 


genommen wird? Es wäre aber in einer Commiſſion möglich ge⸗ 


weſen, das ganze Actenmateriale außerhalb des Stadtrathes gründlich 
einzuſehen; es wäre den Mitgliedern dieſer Commiſſion auch 
möglich geweſen, die Vorſtände unſerer ſtädtiſchen Amter zu be- 
fragen, und ſich da Klarheit und in den ſtädtiſchen Dienſt Einſicht 
zu verſchaffen, eine Einſicht, die uns derzeit vollkommen mangelt. Meine 
Herren! Das Einbringen dieſer Vorlage, die Berathung und Be— 
ſchluſsfaſſung über dieſelbe, treffen die Gemeinde in dem Augen— 
blicke, wo ihre Finanzen gerade nicht ſehr glänzend ſind. Ich 
meine aber in dieſer Richtung nicht den Aufwand für jene großen 
wirtſchaftlichen Erforderniſſe, für die ich zu jeder Zeit ſtimmen 
werde, wenn ſie auch große Summen beanſpruchen. Ich bin in 
dieſer Beziehung vollkommen einverſtanden mit dem, was Herr 
Gem.⸗Rath Boſchan heute geſagt hat; er hat davon geſprochen, 
daſs wir zur Erweiterung unſerer Hochquellenleitung ein Anlehen 
benöthigen werden, und ich ſchrecke ebenſowenig wie er davor 
zurück, dafs: wir alljährlich eine große Summe benöthigen werden, 
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um dieſes Anlehen zu verzinſen und zu amortifieren. Im Gegen- 
theile, ich würde glauben — und ich möchte bitten, dass Herr 
Gem.-Rath Boſchan vielleicht gütigſt darauf ein wenig ſein 
Augenmerk lenke — dafs es nicht unrichtig wäre, wenn wir auch 
andere große Auslagen, welche die Gemeinde machen mufs, nicht 
nur für heute, ſondern auch für die Urenkel der heutigen Generation, 
nicht durch die allzährlichen Steuerumlagen bedecken, ſondern ſie 
durch ein Anlehen refundieren würden. Ich habe im heurigen Vor— 
anſchlage unter anderem gefunden, dass für Canalneubauten über 
700.000 fl., für Straßenneubauten über 400.000 fl., für Ein⸗ 
löſung von Häuſern zu Straßenerweiterungen 300.000 fl. ein: 
geſtellt ſind; das ſind im ganzen circa 1,400.000 fl., und es würde 
gar nichts verſchlagen, wenn man dieſe 1,400.000 fl. ebenſo auf 
den Erlös eines Anlehens verweiſen würde, wie die Auslagen für 
die Erweiterung der Hochquelleuleitung. Ich wollte das nur 
nebenbei geſagt haben, um zu erweiſen, dafs ich durchaus vor den 
großen Ausgaben, vor denen die Stadt Wien ſteht, nicht zurück— 
ſchrecke. Dasjenige, meine Herren, was mich ſehr ängſtlich macht und 
ich glaube verpflichtet zu fein, hier auszuſprechen, iſt, dass unſere 
ſtändigen Auslagen, dasjenige, was wir fort und fort für unſere 
Wirtſchaft brauchen, in einer ganz enormen Weiſe ſteigen. In der 
Stadtraths⸗Sitzung vom 21. d. M. hat Vice-Bürgermeiſter Dr. 
Richter über den Reſervefond berichtet. Die Herren wiſſen, dass 
wir in den Voranſchlag für das Jahr 1892 für den Reſervefond 
600.000 fl. eingeſtellt haben. Nach dem oben citierten Berichte, 
den Herr Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter vorgetragen hat, it 
dieſer Reſervefond zur Stunde bereits um 450.000 fl. überſchritten, 
und es ſind auf Grund der Verweiſung auf den Reſervefond noch 
Anträge von circa 100.000 fl. in Berathung. Es iſt alſo der 
Reſervefond, der mit 600.000 fl. fundiert wurde, bereits um 
650.000 fl. überſchritten. Es iſt unbedingt nothwendig, daſs man 
die Aufmerkſamkeit des Gemeinderathes auch auf dieſe Poſition 
lenke. Denn es werden auch bei dieſer Überſchreitung von 650.000 fl. 
ſehr viele Auslagen ſein, die nicht nur einmal, ſondern die jedes 
Jahr vorkommen und ſolche Auslagen und aus der Erhöhung 
dieſer Ausgaben von Jahr zu Jahr entſteht eben die Beſorgnis, 
ohne weitere Debatte und ohne beſondere Überlegung und Vorſicht 
in weitere Erhöhungen dieſer Auslagen, wie ſie uns heute vorge— 
ſchlagen werden, einzugehen. 

Ich bin überzeugt, dass die Auslagen, die wir durch die Ein: 
beziehung der Vororte erfahren werden, auch noch ſteigen werden. 
Der Gem.⸗Rath Boſchan hat uns bereits gejagt, daſs wir nur 
hinſichtlich der Einnahmen im klaren find; die Auslagen werden 
aber großartige ſein, und machen werden wir ſie müſſen, denn die 
ehemaligen Vororte ſind ſelbſtverſtändlich ganz ſo zu behandeln 
wie Wien. Mit Rückſicht darauf, was ich früher geſagt habe, ſollte 
man jetzt ein großes Project über die Canalbauten in den Vor— 
orten machen, damit man mit großem Nachdrucke an die ganze 
Sache gehen könne. Und wenn man den Aufwand für die Canal⸗ 
bauten auch auf das Anlehen verweist, werden wir das viel eher 
machen können, weil wir dann ein Bild von dem ganzen Bedarfe 
haben werden. Wenn ich mir nun überlege, für die Vorlage ohne— 
weiteres zu ſtimmen, und wenn ich mir vorgenommen habe, für 
die Verminderungen zu ſtimmen, die der Gem.-Rath Boſchan 
im Stadtrathe beantragt hat, ſo geſchieht dies auch darum, weil 
ich meine, daſs die Gemeinde nicht nur großen Mehrauslagen 
entgegenſieht, ſondern weil ich befürchte, daſs auch die Einnahmen 
in der nächſten Zeit bedeutend reduciert werden. 
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Sie wiſſen ja, daßs die Steuervorlagen, welche demnächſt im 
Abgeordnetenhauſe zur Berathung kommen werden, ſehr vieles ent: 
halten, was für die Finanzen der Gemeinde Wien von Nachtheil 
iſt. 
Summen entgehen. Ich habe außerdem in den Zeitungen geleſen, 
daſs uns der Stadtrath demnächſt mit dem Antrage kommen wird, 
durch 18 Jahre auf die Zuſchläge zur Gebäudeſteuer für jene 
Häuſer zu verzichten, die infolge deſſen, daſs ſie umgebaut werden, 
aus Verkehrsrückſichten auch vom Staate eine ſolche Steuerbefreiung 
erhalten werden. Alſo auch in dieſer Beziehung werden wir eine 
bedeutende Verminderung der Steuern haben. Der Stadtrath wird 


jedenfalls, nachdem ja die einzelnen Objecte bezeichnet ſind, in der 


Lage ſein, uns zu ſagen, wie groß der Entgang an dieſen Zu— 
ſchlägen fein wird. Ein Entgang wird jedenfalls ſein, nämlich be- 
züglich der Steuer, die wir durch 18 Jahre bekommen hätten, 
während wir jetzt nichts bekommen und die Steuer für die Neu— 
bauten erſt nach 18 Jahren. (Zwiſchenruf: Aber mehr als jetzt!) 
Das werden wir ſehen. Wenn ich mich ſpeciell den Anträgen des 
Collegen Boſchan beim Concept anſchließe, ſo geſchieht es darum, 
weil ich der feſten Überzeugung bin, dafs wir in ſehr kurzer Zeit 
von Seite des Stadtrathes Anträge wegen Vermehrung des Concepts⸗ 
perſonals bekommen werden. Ich habe mich davon überzeugt, dafs 
die Arbeiten im Concept derart angewachſen find, daſs die Beamten 
den heutigen Anforderungen des Dienſtes abſolut nicht mehr ent— 
ſprechen können. Jedes Bezirksamt in den Vororten hat ſo viele 
Rückſtände von den Bezirkshauptmannſchaften übernehmen müſſen, 
daſs die Geſchäfte ſeit 1. Jänner außerordentlich vermehrt ſind, 
und es iſt nicht denkbar, daſs die Herren dabei aufkommen. 

Ich muſs auch noch bemerken, wenn jemand auch beſſer 
bezahlt wird, ſo kann er doch nicht über ſeine Kräfte arbeiten. 
Es wurde von einigen Seiten verlangt, man möge im Sinne der 
Dienſtpragmatik die Amtsſtunden verlängern, aber die Herren, die 
die Arbeiten in den ſtädtiſchen Amtern kennen, wiſſen, daſs die 
Beamten dies ſchon längſt thun, und jeder, der hier im Hauſe 
oder bei den Bezirksämtern zu thun hat, wird geſehen haben, dass 
die Herren weit über die Amtsſtunden hinaus arbeiten. Es geht 
alſo trotz der verlängerten Amtsſtunden auch nicht, und ich habe 
bereits wiederholt geſagt: ich ſehe eine Verbeſſerung des ſtädtiſchen 
Dienſtes nur darin, daſs eine möglichſte Decentraliſierung der 
Verwaltung eintritt, denn nur dann wird es möglich ſein, dass 
wir die nothwendigen Kräfte dorthin geben, wo ſie am dringendſten 


gebraucht werden, und das iſt nach meiner Anſicht bei den Bezirks- 


ämtern. Die Herren werden ja ſehen, in kurzer Zeit wird eine 
Vermehrung der Arbeitskräfte nöthig werden, und auch aus dieſem 
Grunde, weil die Vermehrung des Perſonales mindeſtens dasjenige 
koſten wird, was der Herr Collega Boſchan abgeſtrichen hat, 
werde ich auch für die Abſtriche, die Herr Collega Boſchan 
beantragt hat, ſtimmen. 

Bei dieſer Gelegenheit möchte ich aber noch den Herrn 
Bürgermeiſter gebeten haben, er möge ſobald als möglich die ſeit 
langer Zeit ruhende Frage wieder aufnehmen und ins Leben rufen, 
wie man den Staat dazu verhalten könne, einen Theil der Koſten, 
die uns der übertragene Wirkungskreis verurſacht, auf ſich zu 
nehmen. 

Beſonders in den Vororten haben wir ja neuerdings geſehen, 
dafs der übertragene Wirkungskreis, den unſere Beamten in den 
Vororten beſorgen müſſen, enorm iſt, und daſs wir vom Staate 
gar nichts dafür bekommen ſollten, das ſehe ich eigentlich nicht ein. 


Wenn dieſe Vorlage Geſetz wird, ſo werden uns bedeutende 
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Ich kann Ihnen alſo die Anträge, die Herr Collega Boſchan 
geſtellt hat, beſtens empfehlen; ich bin, wie er, vollkommen über- 
zeugt, daſs dieſe Anträge hier im Gemeinderathe nich: angenommen 
werden, und wenn die Abſtimmung über den Conceptsſtatus, und 
zwar im Sinue der Stadtraths-Beſchlüſſe, erfolgt ſein wird, dann 
iſt es wirklich nicht nothwendig, daſs wir uns noch lange mit 
dieſer Sache aufhalten. Die ganze Sache iſt, wie bereits Herr 
College Frauenberger geſagt hat, abgemacht, jeder Abände— 
rungs⸗Vorſchlag wird niedergeſtimmt und die Vorlage wird ange— 
nommen werden, und deshalb iſt es wirklich ſchade, daſs wir uns 
noch länger mit dieſer Angelegenheit beſchäftigen. Die Abſtimmung 
über den Conceptsſtatus wird uns zeigen, wie die Herren über die 
Sache denken. 

Gem.-Rath Herrdegen (pro): Meine Herren! Ich gedenke, 
die weit ausgedehnte Redefreiheit, welche meine Herren Vorredner 
in Anſpruch genommen haben, etwas weniger in Anſpruch zu 
nehmen und auf dieſe Art General-Debatte nicht einzugehen. Mir 
ſcheint vor allem eines wichtig zu ſein, nämlich die Feſtſtellung, 
wie ſich der Gemeinderath zu dieſer Vorlage überhaupt verhalten 
kann, das heißt, wie weit der Gemeinderath befähigt iſt, auf eine 
Prüfung der Vorlage einzugehen. Da muſßs vor allem hervor: 
gehoben werden, da ſelbſtverſtändlich den einzelnen Gemeinderäthen 
ein Einblick in die geſammte Verwaltung und alle Amter nicht 
zur Verfügung ſteht, dals man ſich naturgemäß wie es bei allen 
derartigen Regulierungen im großen Maßſtabe immer geſchehen 
mußs, auf die Vorlage verlaſſen muſs. Wir haben allerdings an 
einem anderen Orte über die Vorlage hinreichende Aufklärungen 
erhalten. Man mufs ſich auch, wenn man nicht gerade auf dem 
Standpunkte ſteht, es ſei abſolut und unter jeder Bedingung zu 
ſparen, im allgemeinen mit der Vorlage einverſtanden erklären, 
denn zweifellos drückt ſich in derſelben die Abſicht aus, daſs man 
bemüht iſt, dasjenige, was man verſprochen hat, was man bei 
wiederholten Anläſſen der Beamtenſchaft ausdrücklich verſprochen 
hat, auch zu halten. 

Ich glaube, es hat daher eine reducierte Berechtigung, wenn 
wir heute immer nur von den finanziellen Momenten ſprechen. 
Die finanziellen Momente muſsten uns aber auch damals nähe— 
liegen, als wir daran giengen, überhaupt eine größere Summe 
für Beamtengehalte ins Budget einzuſtellen. Es fragt ſich nun, ob 
dieſe uns vorgeſchlagene Regulierung eine zweckmäßige und eine 
gute iſt. Da komme ich nun zu der Anſicht, dajs trotz des großen 
Mehrerforderniſſes ſich doch in der Vorlage viele Härten befinden, 
welche nicht geeignet zu ſein ſcheinen, eine allgemeine Zufriedenheit 
in der Beamtenſchaft hervorzurufen. Vor allem iſt mir eine Frage 
aufgeſtoßen, nämlich ich finde, daſs die Beamten, welche längere 
Zeit dienen, welche alſo eine Reihe von Dienſtjahren hinter ſich 
haben, verhältnismäßig ungünſtiger gehalten ſind gegenüber den 
Anfängern, ganz jungen Perſonen, welche erſt einige Jahre dem 
communalen Dienſt angehören. Mir liegt ſelbſtverſtändlich ſo wie 
jedem anderen nahe, daßs auch die jüngeren Kräfte in entſprechender 
Weiſe bezahlt werden. Aber ein gewiſſes Maß mußs doch auch in 
dieſer Beziehung eingehalten werden. 

Es kommt z. B. gerade beim Concept vor, dass ganz koloſſale 
Sprünge gemacht werden. Wir haben z. B. Avancements von 
390, 380, 640 fl., ja ſogar von 660 fl. Wir kommen weiters 
ſogar dazu, daſs vorausſichtlich, wenn nicht eine einſchränkende 
Beſtimmung getroffen wird, Praktikanten, welche höchſtens zwei 
Jahre gedient haben, von einem Adjutum von 600 fl. auf einen 
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definitiven Bezug von 1700 fl. vorriiden, das iſt um 1100 fl. 
Das iſt wohl ein Umſtand, dem gegenüber ich mich ablehnend 


verhalten muss. Ich glaube, ſolche Sprünge dürfen nicht gemacht 


werden, ſie liegen auch nicht im Intereſſe der Betreffenden. Natur- 
gemäß werden dieſe Herren ſich nach ihren Bezügen einzurichten 
wiſſen und ſpäter finden, dass fie ein außerordentlich ungünſtiges 
Avancement haben. Hier ſcheint mir, wird eine remedierende Be— 
ſtimmung unbedingt erforderlich ſem. Es iſt das ein Moment, das 
auch hervorgehoben werden muſs, und das mir wichtig erſcheint. 
Derjenige Gemeinderath, welcher ſich die Mühe gegeben hat, die 
Sache zu ſtudieren, welcher in die Details eingegangen iſt, hat vor 
allem in der Vorlage eine Lücke gefunden, nämlich, es liegt kein 
Ausweis über die Einreihung der aus den Vororten übernommenen 
Beamten vor; ich habe gehört, daßs ein ſolcher Ausweis ſchon 
ſeiteus des Stadtrathes vom Herrn Bürgermeiſter verlangt wurde, 
aber von demſelben nicht zur Verfügung geſtellt werden konnte. 
In Folge dieſer Umſtände wird man nicht in der Lage ſein, auf 
Grund der Vorlagen ſich in allen einzelnen Fällen hinſichtlich der 
einzelnen Kategorien die Überzeugung zu verſchaffen, ob nicht in 
einer Beziehung härter vorgegangen wird, in anderen Fällen allzu⸗ 
große Gehaltsſprünge gemacht werden. Es iſt jedenfalls bedauerlich, 
daſs die Vorlage in dieſer Beziehung nicht ergänzt wurde. Ein 
weiterer Umſtand iſt der, daſs die Berathung und Beſchluſsfaſſung 
ſich im ganzen und großen nur auf ſehr wenige Details zu 
beſchränken hat, denn es iſt nicht möglich und wäre nicht ganz 
ernſt zu nehmen, wenn wir ohneweiters in einem oder anderen 
Falle durchgreifende abändernde Vorſchläge machen würden, ſei es 
in einem oder anderen Sinne, ſei es, um eine Erſparung zu 
erzielen, ſei es, um den Beamten in einer für ſie beſſere Weiſe 
Rechnung zu tragen, weil wir nicht einzelne Details aus dem 
ganzen herausreißen können und weil uns zur Beurtheilung detail— 
lierter Vorſchläge das erforderliche Material fehlt. 

Es erſcheint mir wichtig, dass hier ausgeſprochen werde, ob 
die Vorlage dem Verhältniſſe der Gemeinde und den Intereſſen 
der Beamten vollkommen entſprechend iſt. Dafür, meine Herren, 
kann der Gemeinderath die Verantwortung nicht voll übernehmen. 
Dieſe Verantwortung mußs zunächſt der Herr Bürgermeiſter und 
in zweiter Linie der Stadtrath tragen. 

Wenn wir auch in die Berathung eingehen, und wenn wir 
uns alle Mühe geben, die Vorlage zu ſtudieren, ſo wird doch, 
ganz abgeſehen von der großen Unruhe, die hier herrſcht, und 
welche zeigt, daſs eine geringe Aufmerkſamkeit vorhanden iſt, auch 
ein geringer Wille vorhanden ſein, Abänderungs-Anträge anzu⸗ 
nehmen. 

Ich glaube, dieſer geringe Wille bezieht ſich beſtimmt nicht 
nur auf die Anträge derjenigen, welche zur Vermeidung von Härten 
Aufbeſſerungen vorſchlagen, ſondern auch auf die Anträge derjenigen, 
welche ſich auf den Standpunkt ſtellen, daſs geſpart werden müſſe. 

Ich ſtehe der ganzen Frage vollkommen vorurtheilslos gegen— 
über, ich bin mir vor allem meiner Pflicht als Gemeinderath 
bewuſst und werde mich von keinem Intereſſenkreiſe beeinfluſſen 
laſſen. Ich glaube mich aber für berechtigt zu halten, dort, 
wo mir Härten in der Vorlage entgegentreten, zur Vermeidung 
derſelben Vorſchläge zu machen, welche geeignet ſind, Abhilfe zu 
ſchaffen. 


Nun wurde von jener Seite, von welcher für die Erſparung 


geſprochen wird, oder von einem Redner, der ſich darauf bezogen 
hat, auch die Verlängerung der Amtsſtunden in Erwägung gezogen, 
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um hier einen Mehrbedarf an Beamten zu paralyſieren. Meine 
Herren! Ein ſolcher Vorſchlag, eine ſolche Anregung kann wohl 
nur von einer Seite kommen, welche hinſichtlich des Dienſtes der 
Beamten keine entſprechende Erfahrung zur Verfügung hat. Wer 
Erfahrung hat, wird ſich darüber klar fein, daſs mit der Amts— 
ſtundenverlängerung gar nichts gethan iſt; der Beamte ſteht nicht 


auf demſelben Standpunkte, wie beiſpielsweiſe der Arbeiter bei 


einer Maſchine. Wenn der eine Stunde länger arbeitet, wenn die 
Maſchine eine Stunde länger in Dampf gehalten wird, wird mehr 
Arbeit geleiſtet werden. Dieſes Princip iſt in Anwendung auf die 
Beamtenſchaft ganz unrichtig. 

Richtig iſt, das man von der Beamtenſchaft mehr Ehrgeiz 
fordern muſs, als von einem Handarbeiter, und ich glaube, dass 
die ſtädtiſche Beamtenſchaft auch den Beweis geliefert hat, dass 
es ihr an Ehrgeiz nicht gebricht, daſs die ſtädtiſche Beamtenſchaft 
gerade in den letzten Jahren den Beweis geliefert hat, daſs fie 
opferwillig iſt, das fie zu jeder Zeit ſich den kommunalen Dienſten 
widmet, daſs fie mit den Amtsſtunden nicht rechnet, ſondern, wie 
jeder ehrliebende und pflichtgetreue Beamte es oft genug thun 
muſs, auch ihre freie Zeit zur Verfügung ſtellt. Es iſt ein Irrthum, 
wenn man die Beamten immer als eine Schreibmaſchine anſieht, 
das iſt durchaus falſch, und durchaus falſch iſt es, wenn man 
glaubt, dafs das Arbeitsausmaß eines Beamten, welcher einen 
gewiſſen Wirkungskreis zugewieſen hat, lediglich auf die Amts— 
ſtunden zugeſchnitten iſt. Durchaus nicht! Hier handelt es ſich, wie 
ich ſchon erwähnt habe, mit dem Pflichtgefühl und perſönlichen 
Ehrgeiz einzutreten, und da hat unſere Beamtenſchaft gewiss das 
beſte Zeugnis geboten. 

Nun wurde viel geſprochen über die Avancementverhältniſſe, 
wie ſie ſich in Zukunft geſtalten werden. Ich glaube, das dieſe 
Betrachtungen mehr oder weniger müßig ſind, weil man denn doch 
eigentlich den Abgang nicht gut beurtheilen kann; ich glaube nicht, 
daſs die ſtädtiſche Verwaltung, namentlich in dem Momente, wo 
ſie eine ſo koloſſale Ausdehnung erlangt hat, über eine Statiſtik 
verfügt, die zu ſolchen Schlüſſen berechtigen würde. 

Richtig iſt auch, was vom Referenten erwähnt wurde, daſßs 
ja durch die neue Rangclaſſeneintheilung innerhalb der Rang— 
claſſen ein beſſeres Avancement geſchaffen wird. 

Ich möchte in wenigen Worten meine Meinung über die 
Vorlage zuſammenfaſſen. Ich habe ſchon geſagt, ſie iſt zweifellos 
wohlwollend gedacht, ſie entſpricht dem Beſtreben, Wort zu halten, 
und das darf nicht angegriffen werden. Man ſoll nicht heute 
jagen, unſere Finanzen erlauben es nicht; wenn es unſere Fi⸗ 
nanzen nicht erlauben, dann hätten wir auch nichts verſprechen 
ſollen. Alſo, die Vorlage iſt eine wohlwollende; ſie entbehrt 
gewiſſer Härten nicht, welche jedoch gewiss nicht beabſichtigt ſind, 
ſondern welche ſich als eine natürliche Folge aus der Rang— 
claffeneintheilung darſtellen, daßs die Rangclaſſeneintheilung prin— 
cipiell aber gewiſs eine wichtige Unternehmung war, das mufs auch 
zugegeben werden. Hiemit ſind die Verhältniſſe der Beamten ſtabi— 
liſiert, hier weiß jeder Beamte, wie ſich ſeine Zukunft, innerhalb 
gewiſſer Grenzen ſelbſtverſtändlich, die durch ſeine Qualification 
oder andere Umſtände gezogen werden können, geſtalten wird. Hier 
wird auch jener, nach meiner Meinung geradezu entwürdigende 
Zuſtand aufhören, der bisher exiſtiert hat, das die Beamtenſchaft 
gleich den Lehrern darauf angewiejen war, Protection zu ſuchen 
und von Gemeinderath zu Gemeinderath herumzugehe!, um wo— 
möglich da oder dort zu einer beſſeren Stellung zu kommen. Jetzt 
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wird der Beamte nicht nur Pflichten, ſondern auch Rechte haben, 
die klar vor ihm liegen, und von dieſem Geſichtspunkte aus begrüße 
ich die Vorlage auf das ſympathiſcheſte. (Beifall.) 

Ich komme nun, wie ich erwähnt habe, zu einem Antrage, 
der weder die Bedeutung einer weſentlichen Erhöhung, noch die 
Bedeutung einer Herabminderung hat, ſondern lediglich einen 
gewiſſen Ausgleich herſtellen ſoll dort, wo nach meiner Meinung 
Härten beſtehen. 
Secretären acht zu Magiſtratsräthen vorrücken und gleich Mehr— 
bezüge von 640 fl. erhalten, während beiſpielsweiſe von derſelben 
Kategorie, nämlich von der erſten Gehaltsſtufe der Secretäre, einer 


zurückbleibt, und dieſer eine würde nach der Syſtemiſierung auch 
nicht mehr den Anſpruch auf den Titel Secretär haben; er würde 
ihm zwar höchſtwahrſcheinlich ad personam gelaſſen werden, es 


iſt aber immerhin ein miſsliches Bewuſstſein, vom Secretär wiederum 
in eine andere Kategorie, nämlich in die der Commiſſäre, zu treten 
und es vielleicht erleben zu müſſen, zum zweitenmale zum Seeretär 
zu avancieren. Hier iſt nach meiner Meinung eine Correctur 
wünſchenswert, und um dieſe Correctur zu erzielen und gleichzeitig 
eine beſtimmte Verbeſſerung eintreten zu laſſen, welche ſich ja nicht 
in einem Mehraufwand ausdrücken wird, ſondern nur darin, dajs 
die oberen Stellen in ein beſſeres Verhältnis zu den anderen 
Stellen kämen, oder, wie ſich ein Herr Vorredner ausgedrückt hat, 
dass die Figur eine richtigere wird, beantrage ich, in der VII. Rang— 
claſſe ſtatt 34 Magiſtratsräthe nur 30; in der VIII. Rangclaſſe 
ſtatt 30 Magiſtrats⸗Secretäre 34; ſtatt 42 Concipiſten in der 
Rangclaſſe X a nur 36 und in der Rangclaſſe X b 38 Conci— 
piſten zu ſyſtemiſieren. Die Anzahl der Praktikanten bleibt unver - 
ändert. Ich habe, weil ich den Antrag erſt hier ſtelle, den Effect 
nicht ausrechnen können, aber es wird ſich ein kleines Erſparnis 
ergeben, jedenfalls kein Mehraufwand. Ich halte es für vollſtändig 
richtig, wenn ſeitens des Herrn Referenten dafür eingetreten wird, 
daſs jedes magiſtratiſche Bezirksamt der Leitung eines Magiſtrats— 
rathes unterſtellt werde. Denn es iſt nicht richtig, wenn man ſagt, 
der Bevölkerung iſt das gleichgiltig. 

Ich glaube, das Princip ſoll Annahme und Würdigung finden, 
daſs der Beamte nach jenem Poſten, den er einnimmt, auch bezahlt 
wird, und auch den Rang des betreffenden Poſtens erhält. Nun 
meine ich aber, dajs deſſenungeachtet 34 Magiſtratsräthe nicht 
nothwendig ſein dürften, und dafs ſich vier davon erſparen ließen, 
weil ſich ja zweifellos als eine Folge der Decentraliſierung in der 
Centrale mehrere Departements zuſammenlegen laſſen. Wenn das 
nicht richtig wäre, jo würde denn doch die Decentraliſierung ledig— 
lich dazu führen, daſs zwar Mehrkoſten erwachſen, die gegenſeitige 
Wirkung ſich aber nicht bemerkbar macht. Ich erſuche alſo, dieſen 
Antrag in Erwägung zu ziehen und für denſelben zu ſtimmen. 

Die Zahl der Praktikanten, welche nach der Anzahl der ſyſte— 
mierten Stellen ſofort zu Concipiſten der Rangclaſſe X a vor- 
rücken, beträgt, mit Berückſichtigung der eingeſchobenen Vororte— 
beamten, ſieben. Von dieſen ſieben Praktikanten würde keiner eine 
längere Dienſtzeit wie höchſtens zwei Jahre haben, weil alle mit 


längerer Dienſtzeit ohnedies vorrücken, wogegen ich ſelbſtverſtändlich 


nichts einzuwenden habe. Dieſe ſieben würden von 600 fl. auf 
1700 fl. avancieren und mit dieſer Conſequenz der Vorlage kann 
ich mich nicht einverſtanden erklären. 

Ich werde mir jedoch, nachdem ſich eben dieſer Umſtand auch 
bei anderen Amtern ergibt, bei Durchberathung der einzelnen 


Eine dieſer Härten iſt nun, dafs von den 


Ämter einen Antrag zu ſtellen erlauben. Eines werden Sie mir 
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noch geſtatten — es gehört das in den Rahmen der General— 
Debatte, und nachdem ja keine andere Gelegenheit vorhanden iſt, 
ſo werde ich in wenigen Worten die Sache hier abthun. Einer 
der Mängel der bisherigen Verwaltung in Hinblick auf die 
Stellung der Beamten war der. daſs die Praktikanten eine ganz 
unverhältnismäßig lange Zeit brauchten, bis ſie definitive Beamte 
werden konnten. Es hat nun nicht nur vom Standpunkte der 
Billigkeit, ſondern auch von einem anderen Geſichtspunkte eine ſehr 
große Bedeutung, dajs hier Beſſerung geſchaffen wird. Denn denken 
Sie ſich, meine Herren, wo ſoll denn der einzelne hinkommen, der, 
wie es z. B. im Kanzleiſtatus, Steueramt u. ſ. w. der Fall iſt, 
acht, neun, zehn Jahre mit einem Adjutum von 540 fl. im 
Maximum zu dienen hatte! Der Mann mus entweder innerhalb dieſer 
Zeit, wenn er nicht zufällig Sohn reicher Eltern iſt, vielleicht eines 
Gemeinderathes, der Geld hat, ſondern wenn er ein armer Teufel 
iſt, ganz und gar in Schulden gekommen ſein, oder er hat viel— 
leicht auf einem anderen Wege, durch Heranziehung von Neben— 
arbeiten u. ſ. w. eigentlich eine Hauptbeſchäftigung geſucht, und 
der Dienſt muſste ihm mehr weniger vom Standpunkte der Be— 
zahlung eine Nebenbeſchäftigung werden. 

Das iſt gewiſs kein richtiges Verhältnis. Ich habe unterſucht, 
wie ſich nach dem Antrage des Staͤdtrathes das Verhältnis des 
Praktikanten zu den definitiven Beamten geſtaltet und habe gefunden: 
Im Concept werden nach den vorliegenden Anträgen des Bürger— 
meiſters 9˙9 Percent der Beamten Praktikanten fein, nach dem 
Antrage des Stadtrathes 13 Percent, im Bauamte 14 Percent, in 
der Buchhaltung 22 Percent, in der Hauptcaſſa 22 Percent, im 
Steueramte 26 Percent, im Conſcriptionsamte 244 Percent, im 
Marktamte 31 Percent, in der Veterinärabtheilung 27 Percent, in 
der Kanzlei und Regiſtratur 29 Percent. Das ſind noch immer 
ſehr hohe Percentſätze. Dieſes Verhältnis darf nicht als ein günſtiges 
bezeichnet werden. Man mußs ſich aber auch vor Augen halten, 
daſs jedenfalls von den alten Praktikanten kein einziger zurück— 
bleiben wird, alſo vorläufig wenigſtens eine Abhilfe geſchaffen iſt. 

Ob nicht in einigen Jahren die Nothwendigkeit eintreten wird, 
in dieſer Richtung eine kleine Correctur eintreten zu laſſen, dieſe 
Frage mus offen bleiben. Ich möchte nun, weil nicht nur ich, 
ſondern die Communalverwaltung überhaupt im gegenwärtigen 
Stadium ihrer Entwicklung eine ſolche Erfahrung nicht haben kann, 
darauf verzichten, in dieſer Richtung einen Antrag zu ſtellen, obwohl 
mir ſehr am Herzen liegt, dass dieſem Proviſorium, welches bisher 
nach meiner Meinung eines der ungeeignetſten war, wirklich eine 
ernſte Beſſerung zutheil werde. Wie ich ſchon erwähnt habe, werde 
ich hinſichtlich der Praktikanten, welche zu definitiven Beamten 
vorrücken, ſpäter einen Antrag ſtellen, der ſich auf alle Amter 
bezieht. Ich verzichte daher vorläufig darauf, den Antrag zu 
verleſen. 

(Während vorſtehender Rede hat Vice-Bürger— 
meiſter Dr. Richter den Vorſitz übernommen. 

Bürgermeiſter: Meine Herren! Wir haben alle, als wir 
das Rangclaſſenſyſtem beſchloſſen haben, ganz wohl gewuſst, dais 
für eine Beſſerung der Gehalte der Beamten Sorge zu treffen 
iſt, und dafs das der Gemeinde Geld koſten wird. Wir waren 
weſentlich dazu auch durch die Einverleibung der Vororte genöthigt, 
da dadurch die Verwaltung der Stadt eine große Ausdehnung ge⸗ 
wonnen hat und an eine Vermehrung der Beamten geſchritten 
werden muſste. Wenn daher der geehrte Finanzreferent heute die 
Hände über dem Kopfe zuſammenſchlägt über die Summen, die 
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wir für die Verwaltung ausgeben müſſen, jo kommt das etwas 
ſpät; denn das hat er auch damals ſchon wiſſen müſſen, und der 
Gemeinderath hat es auch gewuſst, die Summe, die wir für die 
Verwaltung, für die Beamten und Diener auszugeben haben, iſt 
aufzubringen und muss aufgebracht werden (Bravo!), und die 
Abſtriche, welche der geehrte Herr Budgetreferent uns vorſchlägt, 
ſind an und für ſich nicht jo bedeutend, daſs darüber eine ganze 
Jeremiade gegen unſer Budget angeſtimmt werden kann. Es iſt 
ja außerordentlich ſchön und richtig, wenn ſeitens des geehrten 
Collegen Boſchan Vorſchläge gemacht werden wollen, welche bei 
aller Rückſicht für die Beamten auch Rückſicht auf Erſparungen 
nehmen, aber ſolche Anträge können nur geſtellt werden auf Grund— 
lage der Bedürfniſſe des Dienſtes und dürfen nicht bloß vom 
Standpunkte der Erſparungen behandelt werden, wenn darunter 
der Dienſt leidet, und eine ſolche Bedeutung haben dieſe Erſparungen 
auch nicht, daſs etwa ſonſt ein Anlehen aufgenommen werden 
müßste. 

Nun, meine Herren, Sie haben den erſten Schritt in richtiger 
Würdigung des Umſtandes, dass für Beamte entſprechende Gehalte 
geſchaffen werden müſſen, gethan, und nun haben Sie den zweiten 
Schritt zu machen und die Einreihung in die von Ihnen geneh— 
migten Rangclaſſen vorzunehmen. Es find bei dieſem äußerſt 
ſchwierigen und mühſamen Werke die eingehendſten Erhebungen 
gepflogen worden, wie Sie dies ja von Ihrer Executive und Ihrem 
Präſidium vorauszuſetzen berechtigt ſind. Dieſe Vorlage iſt nicht 
leichtſinnig, ſondern mit Berückſichtigung aller Intereſſen zuſammen— 
geſtellt werden, und nicht in der Weiſe, wie ſich Herr Gem.-Rath 
Frauenberger das etwa vorſtellt, dass die verſchiedenen Vor— 
ſtände der Amter in das volle Fajs greifen und ein Füllhorn von 
Beamten herausbringen wollen und dem Bürgermeiſter zur An— 
nahme vorlegen. Der Bürgermeiſter nimmt dann die Feder, ſtreicht 
einige Stellen und ſagt, das iſt zuviel, das iſt genug. Das, 
meine Herren, wäre eine ſehr bequeme Arbeit oder eigentlich keine 
Arbeit. Das wäre auch alles andere, nur nicht eine entſprechende 
Organiſierung eines Beamtenſtatus, und wenn ein Bürgermeiſter 
oder ein Amtschef in ſolcher Weiſe vorgehen würde, jo müfſste 
man ihn geradezu für unfähig erklären, die Grundlagen einer 
Adminiſtration zu ſchaffen. So ſind wir nicht vorgegangen, ſondern 
die Vorlagen der Amtschefs ſind mit voller Begründung vorgelegt 
worden und wir haben dieſe Begründung genau nach den ver- 
ſchiedenen Geſchäften erwogen. 

Freilich müſſen Sie mir dabei eines zutrauen, dass ich näm— 
lich die Adminiſtration der Stadt Wien bis ins Detail ſo ziemlich 
kenne. Ich maße mir nicht an, alles zu wiſſen, aber „viel iſt mir 
bewuſst“ — darf ich ſagen. Das Vertrauen mufs ich aber von 
Ihnen haben, daj8 Sie mir glauben, dafs die Vorſchläge, die von 
mir erſtattet und vom Stadtrathe theilweiſe angenommen wurden, 
und deren Anderungen ich mich angeſchloſſen habe, ihre Grundlage 
in einer eingehenden Prüfung des Dienſtes und der Bedürfniſſe 
desſelben haben. 

Es gibt Magiſtrats⸗Departements, wo Sie ſelbſt fühlen müſſen, 
dafs es nicht angeht, dass ein Secretär die Leitung hat, ſondern 
wo ſie der Wichtigkeit der Sache wegen einen Rath brauchen. 
Bei anderen kann man das vielleicht machen, aber ich kann mich 
mit 30 Stellen nicht beſcheiden, weil dann die Geſchäftszutheilung und 
die Leitung der Departements erſchwert, vielleicht gar nicht möglich 
wären. Sie ſehen alſo, dafs die Sache mit Gründlichkeit berathen 
wurde, und dafs man aus dem Grunde die einzelnen Stellen Ihnen 
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gegenüber vertheidigen kann, was man von den Gegen-Anträgen 
nicht ſagen kann. Wenn aber der Dienſt es verlangt, dann, bitte 
ich zu entſchuldigen, dann müſſen Sie die nöthige Anzahl bewilligen, 
und Sie haben nicht viel gethan, wenn Sie die Anzahl herunterſetzen, 
denn nach kurzer Zeit müssten Sie wieder gebeten werden, zu be— 
rathen, ob nicht die Stellen zu vermehren ſeien. 

Secretäre haben wir heute 39, hier werden 30 vorgeſchlagen; 
warum? Es hat auch einen Grund, und zwar einen ſachlichen 
Grund. Wir haben heute 26 Magiſtratsräthe und vermehren die 
Magiſtratsrathsſtellen um acht, während wir die Seeretärsſtellen 


auf 30 herunterſetzen. Wir heben die Secretärsſtellen auf, aus dem 


Grunde, weil wir die Secretäre mit Rückſicht auf die Eintheilung 
der Departements und die Leiter der magiſtratiſchen Bezirksämter, 
für welche wir eben höhere Stellen geſchaffen haben, nicht mehr in 
dieſer Anzahl brauchen werden. Sie ſehen alſo, meine Herren, daßs 
ſehr ſtrenge vom Standpunkte des Dienſtes vorgegangen wurde 
und nicht mehr begehrt wird, als was unbedingt nöthig erſcheint. 

Wenn Sie uns nun hier 34 Secretäre vorſchlagen, wie der 
unmittelbare Herr Vorredner ſagt, ſo ſage ich ihm Folgendes: Sehr 
ſchön, ich danke für dieſe Freundlichkeit, aber wir brauchen Sie nicht, 
ich brauche Sie nicht für den Dienſt, der Gemeinderath wird doch 
nicht mehr Beamtenſtellen machen wollen, als ich, dem Sie 
vertrauen müſſen, dass er die Adminiſtration kennt, brauche. Ich 
kann es aber nicht rechtfertigen, auch nur für einen Seeretär mehr 
Geld auszugeben, wenn ich ihn im Dienſte nicht brauche, ich danke 
alſo für den gemachten Vorſchlag, der iſt beamtenfreundlich, aber 
hier läßt ſich nicht mehr vertreten; ich beantrage dafür höhere 
Stellen, die Herren haben dann ein beſſeres Avancement, aber eine 
höhere Anzahl Secretäre brauchen wir nicht. Wenn aber der Herr 
Vorredner ſtatt 42 Concipiſten 36 und ſtatt 50 38 haben will, 
ſo muſs ich ihm auch wieder dafür danken, damit verſchlechtern 
Sie außerordentlich für die Beamten das Avancement, was die 
Herren auch nicht verdienen. Nach unſeren Vorſchlägen iſt es weit 
beſſer; da werden 50 Concipiſten X. Rangclaſſe b und 42 X. Nang- 
claſſe a geſchaffen. Nach dem Antrage des Herren Collegen ſollen 
aber 38 X. Rangclaſſe b und 36 X. Rangclaſſe a geſchaffen werden; 
das wäre eine Verſchlechterung, für welche kein Grund aufzufinden. 
Wir wollen das Avancement verbeſſern, nicht verſchlechtern, inſoweit 
es möglich iſt. Wir haben den Beamten ziemlich hohe Gehalte 
durch die Rangclaſſen gegeben, wir müſſen anerkennen, dafs, wenn 
dieſe Rangclaſſen beſetzt ſind, möglicherweiſe das Avancement etwas 
verſchlechtert wird. Wir können nicht alles leiſten, wir können nicht 
den Beamten in fünf Jahren Hofrathsgehalte garantieren und 
ihnen heute Gehalte von Regierungsräthen geben. Das können 
wir nicht, aber das können wir und iſt namentlich in den niederen 
Rangclaſſen durchgeführt, die Beamten gut ſtellen, und mit den 
beſſeren Gehalten können Sie dann länger auf ein Avancement 
warten. Anders läſst es ſich nicht machen. Das Vorliegende iſt 
ein Syſtem, und als ſolches kann man es nicht jedem einzelnen 
Beamten auf den Leib ſchneiden. 

Wenn Sie, meine Herren, daran etwas ändern zu müſſen 
glauben, ſo ſeien Sie überzeugt, Sie ſchneiden damit in die dienſt— 
lichen Verhältniſſe hinein; denn die Grundſätze, die mir und meinen 
Collegen im Präſidium, mit denen ich mich ſchließlich berathen 
habe, vorgeſchwebt ſind, waren vorerſt: Was bedarf der Dienſt? 
Was koſtet das? — alſo die Finanzen der Stadt Wien, die ja 
auch zu berückſichtigen find — und auch: Was entſpricht den be- 
rechtigten Anforderungen einer Beamtenſchaft, auf welche ja die 
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ganze große Adminiſtration der Stadt ſich in jeder Richtung ver⸗ 
laſſen muſs? Denn es mußs geſagt werden, die Geſchäfte haben 
außerordentlich überhand genommen und die Bezirksämter arbeiten 
ohne Klage der Bevölkerung; die Anforderungen an die Beamten 
find außerordentlich groß, und es mufßs an dieſer Stelle zum Lobe 
unſerer Beamtenſchaft geſagt werden, dafs fie mit einer Aufopferung 
und mit einem Fleiße die ihr übertragenen Arbeiten beſorgt, dass 
man nur Freude darüber haben kann, ſolche Beamte zu beſitzen. 
(Beifall und Zuſtimmung.) Ja, meine Herren, das mußs an— 
erkannt werden; das hat in der Vorlage auch Ausdruck gefunden. 
Wenn ich nun auf den Conceptsſtatus übergehe und gleich 
die bekämpfte Poſt von den Magiſtratsräthen herausnehme, ſo 
finden Sie, daſs wir Ihnen 34 Magiſtratsräthe vorſchlagen. Ich 
werde Ihnen zeigen, dass das ſeinen guten Grund hat und nicht 
ſo bloß mit der Schere abgeſchnitten worden iſt. Wir haben heute 
19 Magiſtrats⸗-Departements und 14 Bezirksämter. Wir find daran, 


dieſe Bezirksämter, die beiſammen ſind, zu zerlegen und neue zu 


machen, und wir werden dann 18 oder 19 Bezirksämter haben. 
Wir ſind alſo mit 34 Räthen noch nicht in der Lage, alle magi— 
ſtratiſchen Bezirksämter und die Departements in der Centrale mit 
Magiſtratsräthen zu verſehen. Das reicht nicht aus. Ich habe nun 
aber die Meinung, und begründe das auf der Erfahrung bezüglich 
der jetzigen Geſchäfte bei den Bezirksämtern, daſs es gut iſt, die 
Leitung eines Bezirksamtes in die Hände eines Magiſtratsrathes 
zu legen. Gut iſt es im Intereſſe des Dienſtes innerhalb der 
Bezirksämter, gut im Intereſſe gegenüber der Bevölkerung, gegen— 
über den Bezirksvorſtänden, gegenüber der großen Ausdehnung der 
Geſchäfte, welche in den Bezirksämtern zu finden ſind. Ich glaube 
auf keinen Widerſpruch in der Bevölkerung zu ſtoßen, wenn dieſem 
Gedanken praktiſcher Ausdruck gegeben wird; vielleicht kann der 
eine oder andere kleinere Bezirk weiter von einem Secretär geleitet 
werden; ich glaube aber nicht. 


Wenn Sie nun dieſe Bezirksämter mit Magiſtratsräthen be— 
ſetzen, ſo haben Sie heute 14, dann werden Sie 18 haben und 
es bleiben nur mehr 16 Magiſtratsräthe übrig, während Sie heute 
19 Departements haben. Ich denke mir die Sache jo, dass es 
möglich ſein wird, vielleicht ein oder das andere Departement auf— 
zulaſſen und mit einem anderen unter der Leitung eines Magiſtrats- 
rathes zu vereinigen oder durch einen Secretär leiten zu 
laſſen. Sie mögen aber daraus entnehmen, daſs die Anzahl von 
34 Magiſtratsräthen nicht zu hoch, eher zu nieder gegriffen erſcheint, 
dafs ich alſo mit dieſer geringen Zahl das Auslangen zu finden 
glaube, dass aber gewijs nicht mehr verlangt wird, als der Dienſt 
erfordert. Wenn Sie unter dieſe 34 Magiſtratsräthe heruntergehen, 
erſchweren Sie in der That ſchon die Adminiſtration außerordentlich 
und entſprechen nicht mehr den Anforderungen des Dienſtes. Sie 
können allerdings ſagen, wir machen ſtatt 34 Räthe 30, aber 
warum, wie begründen Sie das? Ich bitte, das zu bedenken. Der 
Herr College Boſchan, der das vorſchlägt, kann es nicht be— 
gründen, er kann höchſtens ſagen, ein Departement kann auch ein 
Secretär leiten, das iſt vielleicht das einzige Argument; ſo kann 
man das aber nicht machen. 


Ich bitte, das zu berückſichtigen und den Antrag des Herrn 
Gem.⸗Rathes Herrdegen, ſo gut er auch gemeint ſein mag, 
aber entſchieden eine Verſchlechterung des Avancements bedeutet, 
abzulehnen. Herr Collega Boſchan läſst wohl die Secretäre be— 
ſtehen, aber bei den Commiſſären macht er einen Abſtrich, und 
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zwar von 32 auf 30. Ja, meine Herren, von 32 auf 30. Warum 
nicht auf 31? 


Wir rechnen nach den Erfahrungen und nach den Grundlagen 
der Vorlagen, dass 32 die richtige Zahl iſt. Möglich, daſs 30 die 
richtige Zahl iſt, aber ich bitte Sie um 32. Hier ſteht Meinung 
gegen Meinunge Ich habe die Erfahrung für mich, und ich ſage 
Herrn Collegen Boſchan, es wird ſchwer möglich fein, mit den 
30 das Auslangen zu finden. Um eine oder zwei Stellen kann 
man ſich doch bei einem ſo großen Werke nicht herumſtreiten. 
Statt 42 Concipiſten Ta will Herr Collega Boſchan 30. Das 
wäre eine bedeutende Verſchlechterung des Avancements. Statt 
50 Concipiſten X b will er 68. Auch das wäre eine außerordent⸗ 
liche Verſchlechterung des Avancements. Das können wir nicht 
rechtfertigen, das hätten unſere Beamten nicht verdient. Das geht 
auch nicht an. Wenn in einer ſolchen Weiſe das Avancement ver— 
ſchlechtert wird, ſo wirkt das auf den Dienſt zurück. Wenn 
jemand gar keinen Ausblick hat, aus einer Rangclaſſe heraus- 
zukommen, dann iſt es begreiflich, daßs dies auf feine Stimmung, 
ſeinen Fleiß, auf ſeine ganze Arbeitsluſt zurückwirkt. 


Das geht auch nicht. Da mußs doch mit etwas, ich möchte 
beinahe ſagen, gewiſſem Taktgefühl vorgegangen werden, und wir 
glauben, das Richtige gefunden zu haben. Es iſt weiters geſagt 
worden: die Vorlage geht durch, es iſt alles abgekartete Sache. 
Das ſind unberechtigte Worte. Es iſt gar nichts abgekartet worden. 
Fünfmal haben die Herren des Parteienverbandes die Güte gehabt, 
mich einzuladen, ich bin ſtundenlang dort geweſen, habe alle Auf— 
klärungen, welche gewünſcht wurden, bis ins kleinſte Detail gegeben. 
Ich habe hiebei erklärt, daſs ich mir durchaus nicht einbilde, dafs 
das durchgehen muss, was ich beantrage. Das iſt eine jo ſchwere Sache, 
dafs ich nur danken kann, wenn etwas Beſſeres an die Stelle geſetzt wird. 
Aber es iſt bei den fachlichen Ausführungen das Reſultat geweſen, dass 
wirklich das, was vorgeſchlagen wird, unter den heutigen Verhältniſſen 
das Richtigſte iſt. Da können Sie nicht von Abkarten reden, das 
iſt ein Werk einer großen, gediegenen Berathung Ihrer Partei— 
anhänger ſelbſt, und der Herr, welcher das gejagt hat, war felbſt 
im Parteiverbande; deswegen weil die Anſicht eines einzelnen nicht 
die Annahme der Majorität findet, kann man nicht ſagen, dass es 
abgekartet iſt. Es kommt oft vor, daſs die Meinung des einzelnen 
nicht getheilt wird, das muſs man ſich eben dort gefallen laſſen, 
wo die Mehrheit entſcheidet. Aber geprüft, genau geprüft iſt die 
Sache worden, und darum, davon bin ich überzeugt, wird die 
Vorlage von Ihnen angenommen werden, weil Sie ſich noch ein— 
mal überzeugen werden, auf wie guten Grundlagen ſie ruht und 
wie man kaum etwas Beſſeres an ihre Stelle ſetzen kann. 


Ich erkläre, dafs ich nach meiner Überzeugung bezüglich der 
Koſten bis an das äußerſte Maß deſſen gegangen bin, was man 
überhaupt vertheidigen kann. Man kann das vertheidigen, weil 
es im Intereſſe des Dienſtes liegt, man kann das vertheidigen, 
weil es im Intereſſe der Beamtenſchaft liegt, die endlich für ihre 
anſtrengende Arbeit gut gezahlt werden muſs, aber man könnte 
nicht vertheidigen, wenn man darüber hinausgeht. Darum bitte 
ich, alle Anträge, mögen ſie von wem immer geſtellt werden, die 
darauf zielen, die Gehalte zu erhöhen oder die Stellen zu ver— 
mehren, entſchieden abzulehnen; ich bitte, auch jene Anträge nicht 
anzunehmen, die darunter gehen, und ich glaube, daſs der goldene 
Mittelweg derjenige iſt, der von dem Herrn Referenten vorge— 
ſchlagen wird. (Lebhafter Beifall.) 
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Gem.-Ratb Wurm (contra): Nach den ausgezeichneten 
Ausführungen des Herrn Bürgermeiſters habe ich einen ſehr ſchweren 
Stand. Ich fühle mich aber trotzdem verpflichtet, die Bedenken, 
die ich im Stadtrathe ſchon geäußert habe, hier zu wiederholen. 
Dieſe Bedenken gehen gegen den ganzen Aufbau des Syſtems. 
Im Concepte ſehen Sie, dafs nicht dasjenige ſtattfindet, was bei 
allen übrigen Amtern ſtattfindet; ein Aufbau auf breiter Baſis 
mit einer Spitze nach oben. Sie ſehen, dafs die Figur ſich plötzlich 
verbreitert, daſs plötzlich nach 30 Secretärſtellen 34 Magiſtrats— 
rathsſtellen creiert werden ſollen. Der Herr Bürgermeiſter hat 
uns jetzt auseinaudergeſetzt, aus welchen Gründen er gerade 
34 Magiſtratsräthe will. Ich mufs zu meinem Bedauern geſtehen, 
dafs ich noch immer nicht überzeugt bin, daßs es gerade 34 Magi— 
ſtratsräthe fein müſſen. Ich mag überzeugt fein, dafs der Bürger— 
meiſter vollkommen recht hat, wenn er ſagt, er braucht 66 Ober— 
beamte, 34 Magiſtratsräthe, 30 Secretäre und 32 Commiſſäre. 
Das man aber dieſe 66 Oberbeamten gerade fo gruppiert, dass 
plötzlich 34 Magiſtratsräthe nothwendig ſind, was gegen jeden 
Uſus eines natürlichen Syſtemaufbaues iſt, kann ich nicht begreifen. 
Der Herr Bürgermeiſter hat ſelbſt zugegeben, dajs es möglich fein 
wird, dass kleinere Bezirksämter von Secretären geleitet werden, 
er hat ſelbſt zugegeben, daſs es möglich ſein wird, verſchiedene 
kleinere Departements zuſammenzulegen, er hat ſelbſt zugegeben, 
daſs kleinere Departements von Secretären geleitet werden können. 
Ja, meine Herren, wo iſt da die Grenze, wo iſt da bewieſen, dass 
man nicht mit 30 Magiſtratsräthen auskommt. Ich weiß Depar— 
tements hier, wo ein Magiſtratsrath ſitzt und ein paar Beamte; 
alſo ein General und ein paar Soldaten. 

Das iſt nicht recht. Der Herr Bürgermeiſter hat gewiſs die 
Abſicht, das abzuſchaffen, und wenn er das thut, ſo kommt er 
mit 30 Magiſtratsräthen vollkommen aus. Ich habe im Stadt— 
rathe verſchiedene Auträge geſtellt, die dahin giengen, verſchiedene 
Erſparungen zu erzielen. Ich habe beantragt, dafs dem Bauamte 
mehr Praktikantenſtellen gegeben werden, und andererſeits, daßs 
Acceſſiſten gemacht werden, wo Officiale beantragt wurden, habe 
aber gefordert, daſs in anderen Amtern mehr Oberſtellen gemacht 
werden, um das Avancement günſtiger zu geſtalten. Nun ſehen 
wir aber im Concept plötzlich wieder eine Unebenheit, welche, wenn 
man ſie mit anderen Amtern vergleicht, welche ganz gut zu ver— 
gleichen find, nicht am Platze iſt. Es iſt gewiſs nicht am Platze, 
daſs im Magiſtrate auf je 6˙4 Perſonen ſchon ein Rath kommt, 
während im Bauamte auf 16 Perſonen erſt ein Rath kommt; und 
dieſe beiden Amter ſind doch zu vergleichen, denn alle in dieſen 
Amtern angeſtellten Beamten müſſen Hochſchulbildung haben. Ich 
gebe ja zu, daſs das Concept eine Ausnahmsſtellung hat, weil es 
die ganze Verwaltung leitet, aber fo craſſe Unregelmäßigkeiten 
ſollten doch nicht vorkommen, denn dieſe Zurückſetzung muſs Uns 
zufriedenheit erzeugen. Wir wollen, daſs die Beamten zufrieden 
ſind und nehmen ja die enormen Auslagen auf uns; wir dürfen alſo 
nicht ein Amt gegen das andere, das damit verglichen werden kann, 
ausnehmend begünſtigen. Ich habe darum im Stadtrathe einen 
Antrag geſtellt, es mögen 30 Magiſtratsräthe, 32 Secretäre und 
34 Commiſſäre ſyſtemiſiert werden. Der Antrag des Collegen 
Boſch an ſcheint mir allerdings zu weit zu gehen, denn wenn 
Sie ſo weit gehen, ſchädigen Sie das Avancement und rufen eine 
berechtigte Unzufriedenheit hervor. Die 66 hohen Beamtenſtellen 
billige ich ja auch — der Herr Bürgermeiſter wird beweiſen können, 
dafs fie nothwendig find —, ich will fie nur nicht in der vor— 
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geſchlagenen Weiſe, und darum bitte ich Sie, meinen Antrag 
anzunehmen, der dahin geht, 30 Magiſtratsräthe, 32 Se— 
cretäre und 34 Com miſſäre zu ſyſtemiſieren. 

Gem.⸗Nath Dr. Iriediung: Unter den Argumenten, welche 
gegen die Annahme dieſer Vorlage vorgebracht wurden, hat naturgemäß 
das des Herrn Budget-Referenten an meiſten gewirkt, und es iſt 
billig, daſs ich auf dasſelbe eingehe. Er hat uns vorgeworfen, 
welch großes Opfer wir der Bevölkerung auferlegt haben, indem 
wir den Bierkreuzer bewilligt haben, und uns aufgefordert, ſparſam 
zu ſein mit den Einnahmen, die uns dadurch geworden ſind. Dieſe 
Mahnung iſt gewis berechtigt; aber dieſes Argument ſpricht gewiss 
nicht in dem Sinne, in dem es Herr v. Boſchan angewendet 
hat; denn wir haben damals eigens der Bevölkerung geſagt, dass 
wir ihr dieſe große Laſt auferlegen müſſen, weil wir in uns die 
Verpflichtung fühlen, die Lehrer- und Beamtengehalte zu erhöhen; 
eines der Hauptargumente, welches bei der Bevölkerung gewirkt 
hat, war, dafs wir dem pflichttreuen Lehrer- und Beamtenſtande 
jedenfalls eine Zubuße zu den geringen Einnahmen gewähren 
müſſen, welche er bisher genoſſen hat, denn es iſt gewiss für den 
Dienſt der Stadt Wien nicht zuträglich, wenn Beamte durch ein 
oder zwei Jahrzehnte mit einem Inhalt von 12, 13, oder 1400 fl. 
ſitzen bleiben müſſen, wodurch ihre Spannkraft, ihre Thatkraft, ihre 
Arbeitsluſt gewiſs gelähmt werden mußs. 

Ich habe mich eigentlich nur zum Wort gemeldet, um einen 
kleinen Vergleich zu ziehen zwiſchen der Höhe der Ausgaben, welche 
uns aus dieſer Vorlage erwachſen, und zwiſchen der Höhe der 
Ausgaben für Beamtengehalte, welche die Stadt Berlin zahlt; es 
iſt dies eine Vergleichung, die mir ſelbſt durch ihr Reſultat inter— 
eſſant war. Ich habe ſorgfältig aus dem Budget von Groß-Wien 
für 1892 alle Beamtengehalte addiert und habe nicht bloß die Ge— 
halte der Beamten genommen, die in Rangclaſſen eingetheilt ſind, 
ſondern auch die Bezüge des Bürgermeiſters und der Stadträthe, 
die Ausgaben für Taggelder, für die Diener, für das Sanitäts— 
perſonal, und ich bin zu dem Reſultate gekommen, daſs wir im 
Jahre 1892 eine Summe von 2, 162.600 fl. für Beamte aus⸗ 
gegeben haben. (Rufe: Zu wenig!) Ich habe nach Möglichkeit 


alles addiert und habe, wie ich gleich hinzufüge, nur eine oder die 


andere kleinere Poſt ausgelaſſen, weil mir ſchien, dafs dieſe Poſten 
relativ nicht auch im Berliner Budget vorkommen. Ich habe das 
Berliner Budget vom Etatsjahr 1890/91 zur Hand genommen und 
dann die Addition verſucht; ich habe ſelbſtverſtändlich alle Poſten 
ausgeſchieden, welche die Vergleichung ſtören könnten; ich habe aus— 
geſchieden die Gehalte für die Beamten der Berliner Gaswerke, die 
Koſten für die Beamten der Berliner Krankenanſtalten und ähnliche 
Ausgaben, welche wir nicht haben. 

Es kann ſein, daßss ich bei meiner geringen Kenntnis der 
Adminiſtration überſehen habe, daſs manche Ausgabe, die bei uns 
ſtattfindet, in Berlin auf das ſtaatliche Budget gerechnet wird, und 
umgekehrt. Ich habe dann nach meinen ſchwachen Kräften die 
Geſammtaddition gemacht und bin zu dem Reſultate gekommen, 
daſs damals in Berlin für dieſelben Beamtenkategorien circa 
3,700.000 Mark ausgegeben wurden. 

Ich war ſehr erſtaunt, es hat ſich nämlich merkwürdigerweiſe 
herausgeſtellt, daſs wir ganz dasſelbe für die Beamtengehalte im Jahre 
1892 ausgegeben haben, was in Berlin im Jahre 1891 ausgegeben 
wurde. Das Reſultat hat mich frappiert. Es hat ſich gezeigt, dafs wir, 
wenn man den Gulden zu 1 Mk. 70 Pfg. rechnet, 3,675.000 Mark 
ausgegeben haben, während in Berlin 3,776.000 Mark ausgegeben 
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wurden. Mich hat dieſes Reſultat, für das ich ja nichts kann, das | 


ich ja nicht künſtlich herbeigeführt habe, ſelbſt frappiert. Nun kommt 
aber hinzu, daſs wir durch die gegenwärtige Beamtenerhöhung ein 
um die Höhe der Gehaltserhöhungen größeres Budget in Wien 
haben. Wir werden, ſage ich, jetzt in Wien genau um das mehr 
an Beamtengehalt zahlen, um was wir jetzt erhöhen, nach den 
Berechnungen des Gem.⸗Rathes Boſchan, die mir die com— 
petenteſten find, jährlich 7⸗ bis 800.000 fl. Wir geben das aus, 
obwohl wir eine geringere Bevölkerung haben als Berlin, offenbar 
weil Wien einen größeren Flächeninhalt hat. Der Hauptgrund iſt 
aber der, daſs wir in Wien eine große Anzahl von Dingen auf 
communale Rechnung führen, welche in Preußen auf Staatsrechnung 
geführt werden (Rufe: Sehr richtig), dafs der übertragene Wirkungs— 
kreis ſehr viel koſtet. Ich bin ja ein Redner für die Vorlage, obwohl 
ich ehrlich ſage, daſs wir eine Bezahlung für die Beamten haben, 
die ſelbſt über die Kräfte eines ſo ausgezeichnet adminiſtrierten, 
reichen Gemeinweſens, wie Berlin es iſt, hinausgeht. Ich trete für 
die Vorlage ein aus Anerkennung deſſen, was unſere Beamten 
geleiſtet haben und noch leiſten. Wir haben eine ſchwierige Zeit 
des Überganges durchgemacht. Die Adminiſtration wurde ganz neu 
eingerichtet. Beim Übergang von Wien in Groß-Wien hätten 
ſich Schwierigkeiten zeigen müſſen, wenn nicht unſere Beamten 
durch ihre Tüchtigkeit ſie überwunden hätten. Das iſt der Grund, 
aus dem ich an der Vorlage feſthalten muss, wenn ich mir auch 
in einzelnen Punkten eine abweichende Abſtimmung erlauben werde. 
Die Stadt Wien zeigt übrigens damit eine ganz außerordent— 
liche Munificenz, welche unſere Beamten gewiss anerkennen werden. 
Denn wir wiſſen, dajs der Reichsrath gegen den Willen des 
Finanzminiſters Dr. Steinbach für alle Beamten Oſterreichs 
nur eine Million durchgeſetzt hat, während wir für die Beamten 
Wiens allein 700.000 fl. einſetzen. Es iſt das ein Zeichen, wie 
beamtenfreundlich der Gemeinderath iſt; ich ſehe dabei von jeder 
Parteiſtellung ab, weil nicht Parteigründe, ſondern die Anerkennung 
deſſen maßgebend iſt, was unſere Beamten leiſten. Ich glaube, wir 
können mit gutem Gewiſſen für die Vorlage ſtimmen. 
Gem.⸗Nath Kaſpar: Ich habe nicht die Abſicht gehabt, im 


Plenum das Wort zu ergreifen; ich hätte es nicht gethan, wenn 


ich nicht moraliſch dazu verpflichtet wäre. Ich werde ſelbſtver— 
ſtändlich für den Antrag des Herrn Budget-Referenten ſprechen, 
das erlaube ich mir vorauszuſchicken, aber nur bezüglich des 
Conceptſtatus. Ich mufs den Standpunkt kennzeichnen, welchen ich 
dabei einnehme. Ich nehme hier den Standpunkt als Gemeinderath 
und nicht als Beamter ein. Mir ſchwebt zuerſt der finanzielle 
Effect und zweitens das Verſprechen vor, welches wir unſeren 
Beamten gegeben haben: Dafs ihre Bezüge den Verhältniſſen 
entſprechend geregelt werden. Was den finanziellen Effect betrifft, 
ſo verweiſe ich Sie auf Folgendes. 

Sehen Sie ſich genau an, was mit dem Betrage, der 
in den heurigen Voranſchlag eingeſetzt wurde, zu geſchehen 
hat und was damit geſchehen wird. Wird er den Beamten als 
Nachtrag ausgezahlt werden? Nein; und warum nicht? Weil es 
unſere Finanzen nicht zulaſſen. Sie ſehen alſo, dieſer Betrag wird 
nicht erſpart werden und folglich find wir — leider mufs ich es 
ſagen — nicht in der Lage, ihn den Beamten als Nachtrag aus— 
zuzahlen, wie ich es mir gedacht habe Es hat alſo auch der 
finanzielle Effect mitzuſprechen. Es iſt ſelbſtverſtändlich, dass ich 
für die Aufbeſſerung der Bezüge eintrete, und nur gerade beim 
Concept habe ich geſehen, dafs es zu luxuriös ausgeſtattet iſt. 
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Meine Herren, die Sprünge, die hier vorkommen, ſind geradezu 
horrend. Warum ſpreche ich dagegen? Weil die anderen Kategorien 
dadurch verlieren. Hier ſind Sprünge vom Praktikanten um 700 fl., 
dann um 400 fl., wieder um 400 fl., um 500 fl., dann um 
900 fl. und gar um 1300 fl. Das ſind horrende Abſtufungen. 
Nun, gegen die Rangclaſſen will ich mich nicht wehren, denn Sie 
haben ſie ſchon beſtimmt; nachdem ich aber ein Erſparnis erzielen 
will, jo muss ich ſagen, daſs der Herr Budget-Referent recht hat, 
wenn er gerade beim Concept Abſtriche in der Zahl der Stellen 
anſtrebt, und das iſt auch der alleinige Grund, dafs ich beim 
Concept Erſparungen erzielen will, weil ſie auf andere Weiſe nicht 
zu erzielen ſind. Dieſe Eintheilung der Beamten iſt, wie der geehrte 
Herr Bürgermeiſter Ihnen geſagt hat, äußerſt ſchwierig, und 
wirklich eine Arbeit, die ich nur lobend hervorheben muſs; aber 
nichtsdeſtoweniger ſollte der geehrte Herr Bürgermeiſter doch nicht 
ſo auf dem Standpunkte ſtehen, es laſſe ſich daran nichts ändern. 
Er hat z. B. geſagt, im Intereſſe des Dienſtes find 34 Magiſtrats⸗ 
räthe nothwendig. | 

Ich ſage Ihnen, dafs es den Dienft gar nicht tangiert, wenn 
nur 30 Magiſtratsräthe ſind. Bei anderen Stellen, z. B. bei der 
Hauptcaſſa, habe ich eine Vermehrung der Vorſtandsſtellen in der 
IX. Rangclaſſe um ſieben Köpfe beantragt, wurde aber natürlich, 
wie es auch heute geſchehen wird, abgewieſen. Heute hat der Herr 
Bürgermeiſter beim Concept gejagt, jedes Departement muss einen 
Magiſtratsrath haben, bei der Hauptcaſſa hat er mir aber geſagt, 
dort ſind zu wenig Individuen, die brauchen keinen Vorſtand, es 
ſind nur fünf bis ſechs Beamte, die können auch ſo fortwurſteln! 
Nun, bei der Hauptcaſſa wird es ſich zeigen, dass man fo nicht 
fungieren kann, wie man die Sache jetzt organiſiert hat. Die 
Hauptcaſſa mufs ihren Dienſt voll erfüllen, fie hat nicht nur mit 
der Dienſtboten-Krankencaſſa und Hundeſteuer zu thun, ſondern ſie 
muss für ſämmtliche Einnahmen und Ausgaben aufkommen, wie 
die früheren Steuerämter, die alle Geſchäftszweige beſorgt haben, 
und es mußs auch Gelegenheit gegeben werden, die Hauptcaffa 
hier zu vermindern und zu decentraliſieren; folgerichtig muſs auch 
jede Caſſaabtheilung einen Vorſtand haben. Das gehört übrigens 
nicht hieher, wo vom Concepte geſprochen werden ſoll, und ich 
habe die Sache nur berührt, weil der Herr Vorſitzende ſo freund— 
lich war, uns etwas größere Redefreiheit zu geſtatten, fo dass ich 
auch auf dieſen Punkt zu ſprechen kommen konnte. 

Ich habe bereits erwähnt, das ich für die Anträge des Herrn 
Budget-Referenten ſtimmen werde, und zwar aus den bereits ange— 
führten Gründen. 

Ich wurde heute wirklich in einer auffallenden Weiſe charak— 
teriſiert, als wäre ich ein Feind der Beamten. Nun, das iſt ja 
etwas mir geradezu Unbegreifliches. Man hat mir heute vor— 
geworfen, und zwar ein Gemeinderath vom Cavalier-Bezirk (Heiter⸗ 
keit), ich ſei ein Beamtenfeind. Nun bin ich aber ſelbſt Beamter, 
ich habe an einer Stelle, wo ich gar nicht geglaubt habe, dass 
das hier in die öffentliche Sitzung getragen würde, ganz richtig 
ausgeſprochen, dafs ich den Wunſch hege, dass die Vorortebeamten 
in einer gerechten Weiſe ohne Schädigung unſerer früheren Com— 
munalbeamten eingereiht werden; ſonſt habe ich gar nichts anderes 
beabſichtigt, und da werde ich auch ſpeciell an einer anderen Stelle 
einen Antrag ſtellen. 

Ich habe damals hervorgehoben, dals ich Beamten kenne, 
die kurz vor der Vereinigung der Vororte ernannt wurden zu 
Beamten und die vielleicht kaum ein Jahr dienen. Wie kommt ein 
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ſolcher junger Mann dazu, dass er alle unſere Praktikanten über- 
ſpringt, welche ſchon 9, 10 Jahre dienen? (Rufe: So iſt es!) Das 
iſt eine Ungerechtigkeit, und das wollte ich auf dieſe Art und 
Weiſe beſeitigen, wiewohl der Herr Gemeinderath aus dem Ca— 
valier⸗Bezirke (Heiterkeit) ſagt, daſs ich den Vorortebeamten 
ſchaden will. | 

Was heute einer der Herren Redner bemerkt hat, dafs das 
Reſultat ein bereits geſichertes iſt, daſs nämlich die Vorlage des 
geehrten Herren Bürgermeiſters angenommen werde, glaube ich 
doch ein biſschen in Zweifel ziehen zu müſſen nach der Stimmung, 
die ich im Gemeinderathe finde. Wundern Sie ſich denn, dass an 
einer anderen Stelle die Mehrheit erzielt worden iſt? Wie viele 
waren wir denn immer beiſammen? Nehmen Sie 26 Stadträthe, 
3 Vorſitzende .. . (Rufe: Das gehört nicht hieher!) Das find 29. 
Die ſtimmen jedenfalls für die Vorlage und wir ſind ſtets in der 
Minorität geblieben. — Nicht die geringſten Abänderungen ſind 
angenommen worden, die von einem oder dem anderen geehrten 
Herrn geſtellt wurden. Alſo, meine Herren, ich glaube, dieſes 
Bangemachen gilt nicht, wir werden doch immer nach unſerer 
eigenen Überzeugung ſtimmen, und indem ich ſage, dafs beim 
Concept wirklich eine Erſparung erzielt werden kann, werde ich 
ſelbſtverſtändlich, wie ich ſchon bemerkt habe, für die Anträge des 
geehrten Herrn Budget-Referenten ſtimmen. 

Gem.-Nath Dr. Vogler (zur Geſchäftsordnung): Ich glaube, 
meine Herren, dass die General-Debatte, welche ſich in der Form 
einer Special⸗Debatte jetzt entwickelt hat, eigentlich lange genug 
gedauert und einen Umfang angenommen hat, der es gerechtfertigt 
erſcheinen läst, wenn ich Schluſs der Debatte beantrage. Ich 
erlaube mir, Ihnen dieſen Antrag zu unterbreiten. 

Vice-Würgermeiſter Dr. Nichter: Es iſt Schluſs der 
Debatte beantragt. Die Herren, welche zuſtimmen, bitte ich, die 
Hand zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 


Gem. Rath Dzörup (zur Geſchäftsordnung): 
mir, die Wahl von Generalrednern zu beantragen. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Es iſt die Wahl von 
General rednern beantragt. Die Herren, welche einverſtanden find, 
bitte ich, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 

Die Herren Gem.⸗Räthe Fr auenberger und Dr. Daum; 
dann die Herren Gem.⸗Räthe Wimberger, Silberer und 
Dr. Zimmermann werden erſucht, ſich auf je einen General⸗ 
redner zu einigen. 

Ich habe noch nachzutragen, dafs pro auch die Herren Gem. 
Räthe Lang und Dr. Prockſch ſich gemeldet haben. 

Gem.-Nath Frauenberger (zur Geſchäftsordnung): Bei der 
Wichtigkeit des Referates und bei dem Umſtande, als hier ſchon 
eine ſolche Unruhe herrſcht, und hauptſächlich deshalb, weil ja doch 
einige Herren zum Worte nicht mehr kommen können, weil die 
Generalredner ſich vorbereiten müſſen, würde ich glauben, daßs 
Schluſs der Sitzung angezeigt wäre, und beantrage daher Schlujs 
der Sitzung und Fortſetzung morgen. (Widerſpruch.) 

Gem.-Nath Silberer (zur Geſchäftsordnung): Meine Herren! 
Ich möchte zur Geſchäftsordnung gerade das Gegentheil davon 
beantragen, was der Herr Gem. Rath Frauenberger bean— 
tragt hat. Mehr Vorbereitung als wir ſchon im Parteienverbande 
erhalten haben, iſt nicht mehr nöthig, höchſtens könnten wir bis 
zur nächſten Sitzung noch einiges vergeſſen, alſo ich bitte, dass 
wir die Sache heute zu Ende bringen. 


Ich erlaube 
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Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Ich bringe den Antrag 
auf Schluſs zur Abſtimmung, und bitte die Herren, welche dem 
Antrage zuſtimmen, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Der Antrag 
iſt abgelehnt. 

Ich bitte, ſich wegen des Generalredners zu einigen. (Nach 
Wahl der Generalredner:) Herr Generalredner contra Gem. -Rath 
Frauenber ger hat das Wort. 

Gem.⸗Nath Frauenberger: Ich werde mich, meine geehrten 
Herren, mit Rückſicht auf den Umſtand, daßs die Zeit ſchon ſehr 
vorgerückt ift, kurz faſſen (Lebhafter Beifall), kann aber . . . ich kann 
Ihnen nicht helfen, Sie müſſen mir ſchon eine Zeitlang zuhören, ſonſt 
hätten Sie den Antrag auf Schlujs der Sitzung annehmen ſollen, 
den ich zuvor geſtellt habe. 

Der Herr Bürgermeiſter beruft ſich in der Vorlage, die er 
vertheidigt, ſtets auf die Intereſſen des Dienſtes: „Das iſt 
im Intereſſe des Dienſtes“. Nun wir, die wir theilweiſe gegen 
dieſe Vorlage ſind — denn wir ſind nur theilweiſe dagegen — 
berufen uns darauf, daſs ein Heer von Beamten geſchaffen wird, 
und ſagen, daſs wir im Intereſſe der Steuerzahlenden dagegen 
ſind; wir halten alſo dieſes Intereſſe dem Intereſſe des Dienſtes 
entgegen, weil wir glauben, dass auch mit einer kleineren Anzahl 
von Beamten das Ausreichen gefunden werden kann. Der Herr 
Bürgermeiſter iſt ganz im Unrecht, wenn er z. B. dem Herrn 
Collegen Boſchan vorhält: Ja das hätte der Herr Collega damals 
ſchon wiſſen ſollen, als wir die Gehalte geſchaffen haben, wie 
viel es ausmachen wird. O nein, das konnten wir damals nicht 
wiſſen, denn wir wussten nicht, wie viel eingereiht werden. (Un- 
ruhe.) Ich bitte, Herr Vorſitzender, da bildet ſich hier rückwärts 
von mir ein neuer Gemeinderath, es iſt unmöglich weiter zu 
ſprechen; ich bitte den aufzulöſen. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Ich finde nicht, daſs 
der Herr Redner geſtört wird, und bitte fortzufahren. 

Gem.⸗Nath Frauenberger: Ich bitte, hieher zu kommen; 
dann werden Sie die Überzeugung gewinnen, daſs man nicht 
ſprechen kann. | 

Ich erkläre, daſs der Herr Bürgermeiſter im Unrecht iſt, 
wenn er behauptet, damals hätten wir die Summen ſchon kennen 
ſollen, denn wir wuſsten nicht, wie viel eingereiht werden. 

Der Herr Bürgermeiſter hat auch weiter behauptet: Aber, 
meine Herren, Sie haben es ja bei der Einreihung in der Hand, 
wie viel Sie anſtellen wollen oder wie viel nicht. 


Nun, wie ſehr wir das in der Hand haben! Ich möchte Sie 
as 


doch bitten, wer denn eigentlich von den Herren hier es in der 


Hand hat. Ich ſpüre in meiner Hand nichts, das mußs ich ſagen. 
Nun, das war eigentlich der Grund, warum ich mich noch 
ein zweitesmal zum Worte gemeldet habe. Mein ſehr verehrter 
Herr College Dr. Nechansky hat geſagt, daſs die Beamten 
überall überbürdet find, dass ſo viel Rückſtände find u. ſ. w 

Nun, ich muſßs es glauben, ich habe keinen Grund, es nicht 
zu glauben. 

Wenn aber das der Fall iſt und man infolge deſſen das 
Beamtenperſonale in einer ſolchen Weiſe vermehren muſs, dann 
erinnere ich den Herrn Bürgermeiſter an den Gemeinderaths— 
Beſchluſfs vom 6. Februar 1872, welcher lautete: 

„Die Amtsdauer für jene ſtädtiſchen Beamten, für welche 
§ 33 der Dienſtpragmatik eine Dauer von ſieben Stunden vor⸗ 
ſchreibt, wird auf ſechs Stunden herabgeſetzt für ſolange, als nicht 
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infolge dieſer Abkürzung eine Vermehrung des Perſonalſtandes 
nothwendig werde.“ 

Es hat ſich zwar ein Redner hier gefunden, welcher behauptet, 
daſs ich von dieſer Arbeitseintheilung nichts verſtehe. Gut! 
Möglich! Aber das eine ſteht mir zugebote, die Beobachtung 
mit meinen Augen. Ich finde nämlich, dass auch in anderen Amtern 
eine beſſere Eintheilung iſt wie hier, denn die Eintheilung, die 
wir haben, iſt nicht im Intereſſe der Beamten, ſie iſt ſogar für 
fie ſchädigend. Meine Herren! Betrachten Sie einen Familien 
vater, welcher hier Beamter iſt. Er ſoll um 8 Uhr hier ſein, die 
Herren können ja nicht in der Nähe des Rathhauſes wohnen; 
wann muss denn der von feinem Haufe weggehen? Er kann nicht 
einmal mit ſeiner Familie frühſtücken! Dann ſoll er bis 2 Uhr 
hier bleiben; glauben Sie, daſs das gut iſt? Kommt er nach— 
hauſe, ſind die Kinder wieder in der Schule; trotzdem der Mann 
nur ſechs Stunden im Amte arbeitet, ſieht er bis zum Abend 
ſeine Familie nicht. Iſt das nicht eine ungeſchickte Zeiteintheilung? 
Wie iſt es denn bei dem Architekten? Wie lange iſt er beſchäftigt? 
Zum Beiſpiel bei einem Baurath? Seine Leute ſind ja auch 
gebildete Leute, die etwas gelernt haben. Wie iſt es beim Gericht? 
Und was machen denn die Advocaten? Ich bitte, Herr Referent, 
was machen die Advocaten? Thun die nachmittags nichts? (Vice— 
Bürgermeiſter Dr. Grübl: O ja!) Und dann, glauben Sie 
nicht, daſs das für die Steuerzahler von großem Intereſſe wäre, 
wenn ſie auch nachmittags hereinkommen könnten und hier ihre 
Obliegenheiten . . . . (Rufe: Steuer zahlen! — Lebhafte Heiterkeit). 
Nicht Steuer zahlen, es gibt noch andere Sachen, um Steuer— 
zahlen reißen ſich die Leute nicht, > haben auch anderes hier 
zu thun. 


Nun find nachmittags keine Amtsſtunden. Ich glaube, daſs 
das nicht zweckmäßig iſt und dajs man eine beſſere Eintheilung 
der Amtsſtunden herbeiführen ſoll. Ich will aber das dem geehrten 
Herrn Bürgermeiſter überlaſſen, ſonſt heißt es: ich kümmere mich 
um das auch noch. Ich möchte bitten, dieſen Beſchluſs aufzuheben, 
damit der Herr Bürgermeiſter an nichts gebunden iſt. 


Dann wurde mir von dem Herrn Collegen Daum, welcher 
nicht zum Worte kommen konnte, bemerkt, dass auch dieſe Auße- 
rung des Herrn Bürgermeiſters nicht richtig iſt, daßs das Avance— 
ment ſo ſehr verſchlechtert würde. Es iſt das deswegen nicht 
richtig, weil dafür Quinquennien und Triennien geſchaffen worden 
ſind. Und nun will ich die Herren wirklich nicht mehr länger auf— 
halten. Dazu habe ich mich für verpflichtet gehalten . . . (Schlufs- 
rufe.) Wenn Sie Schlufßs rufen, jo höre ich nicht auf, das kann 
ich Ihnen ſagen; ich laſſe mir das nicht gefallen. 

Meine Herren! Ich mufs noch das eine conſtatieren: Wir, 
die wir gegen dieſe Vorlage ſprechen, find keineswegs Beamten- 
feinde, das laſſen wir uns nicht hinaufdisputieren, daſs, wenn 
man mit etwas nicht einverſtanden iſt, man gleich jagt, man iſt 
ein Beamtenfeind. (Zuſtimmung.) Man nennt ſogar Beamte, die 
hier für die Intereſſen der Collegen eintreten, wenn ſie mit etwas 
nicht ganz einverſtanden ſind, auch Beamtenfeinde, ſo wie man ſagt: 
der Erzbiſchof iſt auch ein Jude. (Heiterkeit.) Da muss ich ſehr 
bitten. Meine Herren! Wir haben ja auch heute nicht über die 
Gehalte geſprochen; die Gehalte ſind ſchon längſt bewilligt; wir 
ſind nur damit nicht einverſtanden, daſs man ein ſo großes Heer 
von Beamten ſchafft, und darum möchte ich Sie bitten (Ein 
Gemeinderath niest. Gem.-Rath Frauenberger ruft: „Helf' 
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Gott!“ — Heiterkeit.), die Anträge des Herrn Collegen Boſchan 
anzunehmen. (Beifall.) | 

Gem.-⸗Nath Dr. Zimmermann (pro): Sehr verehrte Herren! 
Ich glaube, das wir alle Urſache haben, nach den Aufklärungen 
des Herrn Bürgermeiſters, was ſpeciell die in Frage ſtehenden 
34 Magiſtratsräthe anbelangt, dieſelben anzunehmen. 

Dieſer Antrag iſt nach meiner Überzeugung voll und ganz 
begründet, indem es thatſächlich nicht leicht angeht, daßs man die 
magiſtratiſchen Bezirksämter durch Secretäre oder — vielleicht 
würde es am Ende dahin kommen — durch Commiſſäre verſehen 
läſst, und es iſt ganz gut, dafs es dazu kommt, dieſe Amter alle 
durchaus vollſtändig zu decentraliſieren. Es iſt über den großen 
Geldaufwand geſprochen worden, welchen die Regulierung macht. 
Wenn Sie die Vergleichung, welche Ihnen hier vorliegt, anſehen, 
vergeſſen Sie, daj$ dies die Vergleichung einer theilweiſe — theil— 
weiſe ſage ich — geſunden Organiſation mit einem abſolut unge— 
ſunden Verhältuiſſe geweſen ift, nämlich mit einer Rieſen-Praktikanten⸗ 
wirtſchaft. (Rufe: Richtig!) Wenn Sie die Geſchäfte berückſichtigen, 
welche die Gemeinde Wien übernommen hat, werden Sie ſehen, 
daſs ſich die Differenz zwiſchen dem Aufwande, der geweſen iſt 
und dem, was wir durch die Regulierung mehr ausgeben, weſentlich 
verringert. Die Groß-Commune Wien übernimmt die Geſchäfte vom 
alten Wien, von 53 weiteren Gemeinden, von drei Bezirkshaupt⸗ 


mannſchaften nahezu vollſtändig, von zwei theilweiſe, von fünf 


Steuerämtern nahezu vollſtändig, und dieſer Aufwand, den das 
gemacht hat, müſſen Sie in Rechnung ziehen, und Sie werden 
finden, dass ein weitaus geringerer Mehraufwand entſteht, als hier 
ausgerechnet iſt. 

Wenn uns geſagt wird, wir müſſen auf die Bürger Rückſicht 


nehmen, ja ich nehme auf die Bürger vollſtändig Rückſicht, indem 


ich nicht ein mehreres beantrage, als in den einzelnen Punkten 
beantragt iſt, welches mehrere im Laufe der Zeit, wie ich voll— 
ſtändig überzeugt bin, bei einzelnen Stellen unbedingt erforderlich 
ſein wird und zwar aus dem ſehr einfechen Grunde, weil der 
Bürger berechtigt iſt, zu fordern, daſs für ihn gut, tüchtig und 
mit voller Aufopferung gearbeitet werde, und wir das nur erzielen 
können und ein Recht haben zu fordern, wenn die Beamten aus— 
reichend bezahlt ſind und ein ausreichendes Avancement vor ſich 
ſehen. 

Wenn nun von der Zeiteintheilung von Seite des Herrn 
Gem.⸗Rathes Frauenberger geſprochen wird, ſo kann ich 
allerdings ſagen, dafs ich mit ihm, aber aus einem anderen Grunde 
die Zeiteintheilung, wie ſie heute iſt, ſehr bedauere. Aber da bin 
ich nicht, wie er, für die getrennten Amtsſtunden, ſondern, dass 
die Stunden in der ganzen Geſchäftsthätigkeit, nicht bloß in der 
Beamtenwelt, auf andere Art concentriert werden und eine un— 
unterbrochene Geſchäftsthätigkeit eintritt. Da aber dies nicht der 
Fall iſt, bleibt nichts anderes übrig, als die Beamten bis zwei, 
drei Uhr arbeiten zu laſſen, und ſeien Sie ruhig, meine Herren, 
die Beamten ſind heute ſo angeſtrengt, daſs fie auch nachmittags 
arbeiten, und dafs, wenn fie nachmittags mit dem Parteienverkehre 
ebenfalls zu thun hätten, ſie ganz einfach ihre Pflicht nicht erfüllen 


könnten; denn nachmittags müſſen ſie dasjenige arbeiten, was der 


Parteienverkehr fie nicht arbeiten läſst. Ich bitte Sie daher, auf 
keine Abänderung der Referenten⸗Anträge einzugehen, ſondern die 
Vorlage anzunehmen wie ſie iſt. (Beifall.) 

Referent: Der Herr Bürgermeiſter hat ohnehin auf 
das meiſte geantwortet, was in der Debatte vorgebracht worden 
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iſt; ich werde nur auf das antworten, was nach der Rede des Herrn 
Bürgermeiſters geſagt wurde, und da beſchäftige ich mich nur 


Amtsblatt der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien. — Nr. 95, 2. December 1892. 2883 
verſtanden find, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Ange— 
nommen. 

§ 4 lautet: „In der VIII. Rangclaſſe werden folgende 


mit wenigen Worten mit den Ausführungen des Herrn Collegen 
Frauenberger. Der Standpunkt der Oppoſition iſt der, es 
werde ein großes Heer von Beamten geſchaffen und dadurch eine 
große finanzielle Belaſtung der Gemeinde herbeigeführt. Nun, das 
wird ja nicht in willkürlicher Weiſe gemacht, der Herr Bürger— 
meiſter hat ſchon geſagt, dajs bei jedem Status geprüft wurde, 
wie viele Beamte abſolut nothwendig ſind, und weiter wurde nicht 
gegangen. Es ſteht alſo das Referat auf dem Standpunkte, dajs 
nicht ein Beamter zu viel, dass nicht ein Beamter überflüſſg iſt, 
und wenn man dieſen Standpunkt acceptiert, ſo muſs man zu der 
Conſequenz kommen, dafs eine weitere Reduction der Beamtenſtellen 
nicht möglich iſt. Es hat der College Wurm, ſowie eine Reihe 
von anderen Rednern behauptet, es ſei auch möglich, das Aus— 
langen mit 30 Magiſtratsräthen zu finden, das iſt ja der Haupt- 
angriffspunkt beim ganzen Concept. 

Der Herr Bürgermeiſter hat auseinandergeſetzt: Es exi— 
ſtieren jetzt 14, und es werden in kurzer Zeit 18 Bezirksämter 
exiſtieren. Man braucht zur Beſetzung dieſer Bezirksämter 18 Magi⸗ 
ſtratsräthe; dann bleiben für die Departements im Magiſtrate nur 
mehr 16. Wenn nun Gem.⸗Rath Wurm, der offenbar als Architekt 
geſprochen hat, indem er ſagte, die Pyramide, die das Concept 
darſtellt, gefalle ihm nicht, er ſagt, es beſtehen Departements, wo 
nur ein Rath iſt und ſehr wenige Beamte, ſo beweist das gar 
nichts. Meine Herren! Beim Landesgericht, beim Handelsgericht, 
beim Strafgericht, bei der Finanzprocuratur ſind die meiſten 
Departements fo eingerichtet, daſs eigentlich nur ein Referent vor— 
handen iſt, und die meiſten dieſer Referenten ſind Räthe. Es kommt 
eben nur auf die Natur des Referates an. Es kann ein Referent 
gedacht werden, der zehn Hilfsarbeiter braucht, weil viele currente 
Stücke zu erledigen ſind, und es gibt Departements, wo der 
Referent allein fteht, wo einzelne große Stücke zu erledigen, große 
Proceſſe u. ſ. w. zu entſcheiden ſind. Aus dieſer Thatſache laſſen 
ſich Schlüſſe gar nicht ableiten. Gem.-Rath Kaſpar hat gemeint, 
das Concept iſt zu luxuriös ausgeſtattet. Dafür iſt er den Beweis 
ſchuldig geblieben. Die Anzahl der Räthe iſt etwas erhöht, dafür 
iſt die Anzahl der Secretäre etwas vermindert, und in den übrigen 
Kategorien iſt gleichfalls nur das Nothwendigſte beantragt worden. 
Die Einwendungen von der einen Seite entkräften von ſelbſt die 
Einwendungen von der anderen Seite und wie der Herr Bürger— 
meiſter ſchon gejagt hat, das Richtige iſt in dieſem Falle, den 
goldenen Mittelweg zu wählen und die Anträge anzunehmen, die, 
wie wiederholt bemerkt werden mufs, nach der reiflichſten Erwägung 
aller Umſtände geſtellt worden ſind. 

Es iſt nicht blind auf die Vorſchläge der Amter eingegangen 
worden, das ſehen die Herren aus der Thatſache, dass zwiſchen 
den Vorſchlägen des Magiſtrates und den heute unterbreiteten ein 
ganz koloſſaler Unterſchied iſt. Ich möchte nach allem, was vor— 
gebracht wurde, bitten, die Anträge anzunehmen, wie ſie geſtellt 
wurden und alle weitergehenden Anträge abzulehnen, 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Zur Abſtimmung gelangt 
zunächſt §S 3: „In der VII. Ranglaſſe werden folgende Beamten: 
ſtellen ſyſtemiſiert: 34 Magiſtratsräthe“. Hier liegen Gegen-Anträge 
der Herren Gem.-Räthe Boſchan, Röhrl, Herrdegen und 
Wurm vor, welche alle je 30 Magiſtratsräthe beantragen. Der 
Antrag des Herrn Referenten auf 34 Räthe kommt zunächſt zur 
Abſtimmung. Ich erſuche jene Herren, welche mit demſelben ein— 


als Zuſätze darſtellen. 


Beamtenſtellen ſyſtemiſiert: 30 Magiſtrats⸗Secretäre“. Die Gegen: 
Anträge find: Wurm 32, Röhrl 38, Herrdegen 34. (Die 
Gem.⸗Räthe Herrdegen und Wurm ziehen ihre Anträge 
zurück.) Ich erſuche jene Herren, welche den Antrag Röhrl auf 
Creierung von 38 Secretären annehmen. wollen, die Hand zu 
erheben. (Geſchieht.) Abgelehnt. Ich erſuche nun jene Herren, 
welche den Antrag des Referenten annehmen wollen, die Hand zu 
erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 


§ 5: „In der IX. Rangclaſſe werden folgende Beamtenſtellen 
ſyſtemiſiert: 32 Commiſſäre.“ Die Gegen-Anträge ſind: = chan 30, 
Wurm 34, Herrdegen 36. 

Ich bringe zur Abſtimmung den Antrag des Gem⸗Rathes 
Herrdegen, nämlich die höchſte Ziffer mit 36. (Gem.-Rath 
Herrdegen: Ich ziehe dieſen Antrag zurück.) 

Nun kommt der Antrag Wurm (Gem.-Rath Wurm: 
Wird auch zurückgezogen.) 

Es bleibt alſo übrig der Antrag des Herrn Referenten, 
nämlich die höhere Ziffer mit 32. Ich bitte diejenigen Herren, 
die dieſem Antrage zuſtimmen, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) 
Angenommen. | 

8 6 (liest): „In der X. Rangclaſſe 1. Kategorie werden 
folgende Beamtenſtellen ſyſtemiſiert: 42 Concipiſten.“ Das iſt die 
höchſte Ziffer, ſie kommt daher zuerſt zur Abſtimmung. Ich bitte 
diejenigen Herren, welche dieſem Antrage des Herrn Referenten 
zuſtimmen, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 

Nun kommt § 7 (liest): „In der X. Rangclaſſe 2. Kategorie 
werden folgende Beamtenſtellen ſyſtemiſiert: 50 Concipiſten.“ Hier 
iſt der Gegen-Antrag des Gem.-Rathes Boſchan mit 68 Stellen. 
(Gem.⸗Rath Boſchan: Dieſer Antrag entfällt!) Alſo dieſer Antrag 
entfällt. 

Ich bitte nun diejenigen Herren, welche dem Referenten— 
Antrage zuſtimmen, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Ange— 
nommen. 

Nun iſt bei § 9 beantragt (liest): „An Praktikantenſtellen 
mit jährlich 600 fl. Adjutum werden 48 ſyſtemiſiert.“ Hier handelt 
es ſich um die Creierung von 30 ſolchen Stellen. Ich bitte alſo 
die Herren, die dem Referenten-Antrage auf Creierung von 30 ſolchen 
Praktikantenſtellen zuſtimmen, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) 
Angenommen. 

Nun iſt noch eine Reihe von Anträgen zu erledigen, die ſich 
Zunächſt der Antrag des Gem.-Rathes 
Frauenberger auf Aufhebung des Gemeinderaths-Beſchluſſes 
vom 6. Februar 1872, betreffend die Herabſetzung der Amtsſtunden 
von ſieben auf ſechs Stunden. Dieſen Antrag kann ich nicht zur 
Abſtimmung bringen, weil nach § 89 des Statuts die Geſchäfts— 
eintheilung dem Herrn Bürgermeiſter zugewieſen iſt. 

Weiters liegt ein Antrag des Gem.-Rathes Röhrl vor. 
(Liest) „Es find jene Beamten, welche ſeit mehreren 
Jahren bei den ehemaligen Vorortegemeinden und 
jetzt noch bei der Commune als proviſoriſche Beamte 
Dienſt leiſten, definitiv anzuſtellen.“ 

Ich bedauere auch, dieſen Antrag nicht zur Abſtimmung bringen 
zu können, denn nach § 33 des Statuts iſt die Ernennung und 
Beförderung der Beamten dem Stadtrathe zugewieſen. 
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Weiters liegt ein Antrag des Herrn Gem.-Rathes Röhrl 
vor (liest): 

„Es ſei der principielle Beſchluſs zu faſſen, daſs 
den ehemaligen Vorortebeamten bei ihrer Einreihung 
in den Status der Communalbeamten Wiens die 
Gehalts vorrückung, reſp. der Anfall der Quinquennien 
nach ihren verbrieften Rechten gewahrt bleibt.“ 

Nach Artikel IV des Einführungsgeſetzes zum Gemeindeſtatute 
muſs die Gemeinde Wien in ſämmtliche Verpflichtungen der ein- 
bezogenen Vorortegemeinden eintreten; es iſt alſo das, was hier 
beantragt wird, durch das Geſetz ſchon beſtimmt. 

Der weitere Theil des Antrages (liest): 

„Bei der Einreihung derſelben iſt auf die Höhe 
ihrer bisherigen Bezüge Rückſicht zu nehmen. 
widerſpricht dem § 33 des Statuts. 

Ein weiterer Antrag des Herrn Gem. -Rathes Röhrl, welcher 
lautet (liest): 

„Es ſollen die drei Vororte-Conceptsbeamten mit 
der vollen Qualification in die VIII., eventuell IX. 
Rangelaſſe, die übrigen ſechs Juriſten ohne politiſch— 
praktiſche Prüfung überhaupt in den Conceptsſtatus ein— 
gereiht werden.“ 
widerſpricht dem § 33 des Statuts und kann unmöglich ange— 
nommen werden. 


Ein weiterer Antrag des Herrn Gem.-Rathes Röhrl lautet 
(liest): „Es ſollen jene (Vororte-) Kanzleidirectoren 
und Secretäre, welche bereits derzeit beim Concepts— 
dienſte verwendet werden (neun an der Zahl), in ihrer 
gegenwärtigen Dienſtverwendung belaſſen und demgemäß 


bei den verſchiedenen Geſchäftsabtheilungen, ihren Be: | 


zügen entſprechend, in die IX. Rangcelaſſe als Adjuncten 
eingereiht werden.“ 
Der erſte Theil widerſpricht dem §. 89 des Statuts, denn 


die Dienſtzuweiſung iſt Sache des Herrn Bürgermeiſters; der 


weitere Theil widerſpricht dem §. 33 des Statuts (Heiterkeit), er 
kann alſo nicht zur Abſtimmung gebracht werden. 
Der Gegenſtand iſt erledigt, die Sitzung iſt geſchloſſen. 
Es wurde daher beſchloſſen: 
§ 1. 
In der y. Rangclaſſe wird nur eine Stelle, 
nämlich die des Magiſtratsdirectors ſyſtemiſiert. 
§. 2. 
Die VI. Rangelaſſe umfaſst folgende Beamten— 
ſtellen: 1 Magiſtrats-Vieedirector, 1 Bandirector, 
1 Oberbuchhalter und 1 Stadtphyſicus. 
Ferner wurde beſchloſſen, im Conceptsſtatus 
folgende Stellen zu ſyſtemiſieren: 
34 Magiſtratsräthe, 30 Secretäre, 32 Com— 
miſſäre, 42 Concipiſten (Rangcelaſſe X a), 50 Con- 
cipiſten (Rangelaſſe X b) und 30 Praktikauteu. 


(Schluſs der Sitzung um ½9 Uhr abends.) 


noch 
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Stadtrath. 


Sitzungen des Htadtrathes. 


Dienstag, den 6. December 1892. 
Mittwoch, den 7. December 1892. 
Freitag, den 9. December 1892. 


Bericht 


über die Stadtraths-Sitzung vom 24. November 1892 
(vormittags). 


Vorſitzender: 1. Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Richter. 


Anweſende: Dr. v. Billing, Müller, 
Boſchan, v. Neumann, 
v. Götz, Noske, 
v. Goldſchmidt, Rückauf, 
Dr. Hackenberg, Schlechter, 
Dr. Huber, Schneiderhan, 
Kreindl, Dr. Stenzl, 
Matthies, Vaugoin, 
Matzen auer, Dr. Vogler, 
Dr. Lederer, Wurm. 


Meißl, 


Beurlaubt: St.⸗R. Witzelsberger. 
Schriftführer: Concepts⸗Adjunct Pfeiffer. 


Vice-Würgermeiſter Dr. Nichter eröffnet die Sitzung. 

(7179.) St.-R. Dr. Vogler referiert über das Anſuchen des 
Vereines der Muſikfreunde in Währing um Überlaſſung eines Zimmers 
in der Schule Währing, Schulgaſſe, und beantragt die Gewährung 
des Anſuchens gegen unentgeltliche Beiſtellung der Beleuchtung; der 
Verein iſt jedoch verpflichtet, die Beſtimmungen des Beſchluſſes des 
Stadtrathes vom 10. September 1891, Z. 1517 zu beachten. 

(Angenommen.) 

(6840.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Bürger— 
ſchullehrers Joſef Straubinger um Remuneration für die Unter— 
ſtützung in der Leitung der Knaben-Bürgerſchule XVII., Kirchen— 
gaſſe 37, und beantragt die Genehmigung der Flüſſigmachung der 
Remuneration von 50 fl. 

St.⸗R. Dr. v. Billing beantragt: 

Der Bezirksſchulrath wird erſucht, mit der Ausfolgung von 
Decreten über Leiſtungen, welche nicht in den Schulgeſetzen begründet 
und ziffermäßig feſtgeſtellt find, bezüglich deren demnach die Zuſtim⸗ 


mung des Stadirathes erforderlich iſt, bis zum Erlangen der bezüg- 


lichen Stadtraths-Beſchlüſſe zuzuwarten. 

Der Referenten-Antrag mit dem Zuſatze des St.⸗R. Dr. 
v. Billing wird angenommen. 

(7206.) Derſelbe referiert über die Anweiſung der Penſion 
für den penſionierten Oberlehrer Adolf Bernhard, Knaben-Volks⸗ 
ſchule VIII., Laudongoſſe 5, und beantragt, die normalmäßige Pension 
jährlicher 1800 fl. vom 1. November 1892 an vorläufig aus der 
Wiener Lehrerpenſionscaſſa gegen ſeinerzeitige entſprechende Abrechnung 
anzuweiſen. (Angenommen.) 
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(6914.) Derſelbe referiert über den Antrag des Gem.-Rathes 
Dr. Lerch puncto Erbauung einer Schule in Zwiſchenbrücken und 
beantragt, die Genehmigung zu ertheilen, daſs Verhandlungen mit der 
Donauregulierungs-Commiſſion behufs Ankauf des vorgeſchlagenen 
Schulbauplatzes II., Leyſtraße, eingeleitet werden. (Angenommen.) 

(7166.) Derſelbe referiert über Geſuche um Aufnahme in 
den Wiener Gemeindeverband und beantragt die Verleihung der 
Zuſtändigkeit an Nachbenannte: 

Muſil Eduard, Tiſchler; 

Grzegorz Anna, Bedienerin; 

Wihan Wendelin, Claviermacher; 

Wich Antonia, Blumenmacherin; 

Wenzel Francisca, Dienſtmagd; 

Wospiel Franz, Reiſender; 

Pollak Ferdinand, Hausdiener; 

Hirſch Kaſpar, Tiſchlergehilfe; 

Axamit Franz, Strohhut-Appreteur; 

Dockal Thomas, Etuimacher; 

Brabec Johann, Schloſſer; 

Karoch Joſef, Hauſierer. 

(6616, 7203, 7204, 7205, 6886, 7106, 6862.) Derſelbe 
referiert über die Eröffnung von Parallelclaſſen zur V. Claſſe der 
Mädchen⸗Volksſchule II., Czerninplatz 3, an der Mädchen-Volksſchule 
Neulerchenfeld, Hauptſtraße 52, an der Mädchen-Bürgerſchule Hernals, 
Schulgaſſe 1, an der Knaben-Bürgerſchule Hernals, Petersplatz, an 
den Schulen des III. Bezirkes, an den Schulen VII., Zieglergaſſe 21 
und Neuſtiftgaſſe 100, ſowie an Schulen des XII., XIII. und 
XIV. Bezirkes und beantragt, die diesbezüglichen Berichte des Ma— 
giſtrates zur Kenntnis zu nehmen. (Angenommen.) 

(6888.) Derſelbe referiert über den Bericht der Leiterin der 
Karl Diehl'ſſchen Stiftungsſchule, mit welchem die Spende von fünf 
metallenen Chriſtuskreuzen ſeitens der Firma A. M. Beſchorner 
zur Kenntnis gebracht wird, und beantragt die Kenntnisnahme und 
den Ausdruck des Dankes an den Spender. (Angenommen.) 

(7042.) Derſelbe referiert über die Trennung der J. Claſſe der 
gemiſchten Volsſchule II., Vorgartenſtraße, in eine Knaben- und eine 
Mädchenabtheilung und beantragt, den Magiſtrat zu beauftragen, ſich 
über die Schüleranzahl und die Localfrage zu äußern. Angenommen.) 

(7216.) St.- N. Kreindl referiert über die Koftengeneh- 
migung für das von den Stollenarbeitern im Höllen- und Naſsthale 
am 4. December 1892 abzuhaltende Barbarafeſt und beantragt die 
Bewilligung eines auf den Baufond des Waſſerleitungsbaues in der Strecke 
Höllenthal-Singerin-Naſswald zu verrechnenden Betrages von 1110 fl. 
zur Veranſtaltung des üblichen St. Barbarafeſtes. Angenommen.) 

(7275.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Friedrich 
Hannemann um Transferierung ſeines Fleiſchverkaufsſtandes vom 
Brigittenauer Markte auf den Carmelitermarkt und beantragt, dieſes 
Anſuchen dermalen abzuweiſen. (Angenommen.) 

(7329.) St.-R. Matzenauer referiert über die Vergebung 
der Eisgewinnung im Ebersdorfer Fondsgute und beautragt, die Eis— 
gewinnung im Fondsgute Ebersdorf a. d. D. am linken Ufer des 
Hauptſtromes der Donau im Licitationswege an den Meiſtbietenden 
auf ein Jahr zu verpachten und den Magiſtrat zu ermächtigen, für 
die entſprechende Bekanntmachung dieſer Vergebung zu ſorgen. 

St.⸗R. Rückauf beantragt die Vergebung auf fünf Jahre. 

St.⸗R. Dr. v. Billing beantragt die Vergebung der Eis— 
gewinnung über Alternativ-Offerte auf ein Jahr und fünf Jahre. 


Angenommen) 
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St.⸗R. Dr. v. Billing modificiert feinen Antrag dahin, es 
ſeien Alternatib-Offerte zuzulaſſen auf ein Jahr, fünf Jahre und zehn Jahre. 

Der Referent accommodiert ſich letzterem Antrage. 

Es wird beſchloſſen, ohne Beſtimmung eines Ausrufspreiſes 
Alternativ⸗Offerte auf ein Jahr, fünf Jahre und zehn Jahre zuzulaſſen. 

(7235.) Derſelbe referiert über den Bericht der Bibliotheks- 
Direction wegen Übernahme von Gegenſtänden der Genoſſenſchaft 
der Juweliere, Gold- und Silberſchmiede für das hiſtoriſche Muſeum 
und beantragt, die in dieſem Berichte aufgezählten Gegenſtände unter 
der bedungenen Haftungserklärung zu übernehmen und die Verwahrung 
der Objecte zu bewilligen. 

St.⸗R. Dr. Huber beantragt, dafs die Gemeinde jene Pflicht 
übernehme, welche den Verwahrer trifft. 

Der Referenten-Antrag wird angenommen. 

(7182.) Derſelbe referiert über den Bericht des Bibliotheks⸗ 
und Muſeumdirectors bezüglich des Ankaufes des Selbſtporträts des 
Malers Canon und beantragt den Ankauf dieſes Gemäldes um den 
Preis von 120 fl. Angenommen.) 

(6486.) Derſelbe referiert über Geſuche um Verleihung des 
Bürgerrechtes und beantragt, dem Anſuchen des Franz Faſs— 
binder, Herausgeber der „Allgemeinen Zeitſchrift für Bierbrauerei 
und Malzfabrication“ und Agent in Hopfen, ſowie des Ignaz Leopold 
Juſtitz, Trödler und Tiſchler, Folge zu geben. Angenommen.) 

(7288.) St.- N. v. Götz referiert über das Ergebnis der 
neuerlichen Offertverhandlung wegen Verpachtung der Eisgewinnung 
im Wienfluſſe vom Hackinger Stege bis zur Franz Karlbrücke und 
beantragt, dieſe Eisgewinnung auf drei Jahre dem Fuhrwerksbeſitzer 
in Ober⸗St. Veit Johann Kümmerle gegen den Beſtandzins von 
jährlich 350 fl. pachtweiſe zu überlaſſen. (An genommen.) 

(4468.) Derſelbe referiert über den Ausweis bezüglich des 
Gasconſums in den ſtädtiſchen Gebäuden pro 1890 und beantragt, den 
Bericht des Magiſtrates zur Kenntnis zu nehmen. Angenommen.) 

(4744.) Derſelbe referiert über den Bericht über die in den 
Feuerwehranſtalten befindlichen Gasdruckmeſſer für das zweite Quartal 
1892 und beantragt, den diesbezüglichen Bericht zur Kenntnis zu 
nehmen. (Angenommen.) 

(359.) Derſelbe referiert über die Vorſchläge zur Hintan- 
haltung des übermäßigen Gasconſums in den ſtädtiſchen Schulen und 
Anſtaltsgebäuden. Derſelbe beantragt: 

1. Die am 19. November 1884, Z. 276349, an ſämmtliche 
ſtädtiſche Schulleiter erlaſſene Inſtruction iſt mit den in vorgelegter 
Beilage A erſichtlichen Anderungen und dem Zuſatze, dafs bei erhobener 
ordnungswidriger Gebarung die Schuldtragenden zur Verantwortung 
gezogen werden, in Druck zu legen, in den Schulen der alten Bezirke zu 
republicieren, den Leitern der neu zugewachſenen Schulen neu zuzuſtellen 
und in allen ſtädtiſchen Schulen an geeigneter Stelle zu affigieren. 

2. Auch den Ortsſchulbehörden iſt dieſe Inſtruction, reſpective 
Kundmachung mit dem Erſuchen um thunlichſte Überwachung zuzumitteln. 

3. Der Bezirksſchulrath der Stadt Wien iſt zu erſuchen, in 
geeigneter Weiſe darauf hinzuwirken, dafs der Gebrauch der künſtlichen 
Beleuchtung in den Lehrzimmern während des Unterrichtes auf das 
unumgänglich nothwendige Maß eingeſchränkt werde. 

4. Die Aufſichtsorgane in den ſtädtiſchen Zins- und Stiftungs- 
häuſern und in den Amts- und Anſtaltsgebäuden, namentlich in den 
Markthallen, in der Feuerwehr-Centrale und ihren Filialen ſind neuer— 
dings anzuweiſen, im Gasverbrauche ökonomiſch vorzugehen und ſich 
nur auf den nothwendigen Bedarf zu beſchränken. 
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5. Das Stadtbauamt wird ermächtigt, durch die Beleuchtungs— 
Inſpectoren regelmäßig, beſonders zur Winterszeit jedoch unvermuthet 
in Betreff der Gebarung mit der Gasbeleuchtung in den ſtädtiſchen 
Häuſern Controlerhebungen vornehmen zu laſſen, wobei in einer Nacht 
ſtets die Beleuchtung in mehreren, mindeſtens in drei Häuſern zu 
controlieren iſt. Über vorgefundene Miſsbräuche iſt unter Namhaft— 
machung der Schuldtragenden an den Magiſtrat zu berichten. Die 
Koſten dieſer Controlerhebungen dürfen den Jahresbetrag von 500 fl. 
nicht überſchreiten. . 

6. Der Magiftrat wird. beauftragt, für ſämmtliche in den neun⸗ 
zehn Bezirken beſtehenden Communalſchul⸗ und öffentlichen Gebäude 
Gasconſumgebürentabellen zuſammenzuſtellen und ſelbe dem Stadt— 
rathe zur Genehmigung vorzulegen. | 

7. In der Form der Kundmachung (Beilage A) für die Schulen 
iſt für ſämmtliche übrigen Communalgebände eine derartige Kund— 
machung zu verfaſſen. 

8. Über die Reorganiſierung des Beleuchtungscontroldienſtes ſind 
Vorſchläge zu erſtatten. 


SR. Noske beautragt, jenen Perſonen, welche den Control: | 


dienſt verſehen, die übrigen Commiſſionsgebüren anzuweiſen. 

St.⸗R. Dr. Huber beantragt, daſs der Punkt 0 des Referenten- 
Antrages dem Magiſtrate mit dem Auftrage zugemittelt werde, ſich zu 
äußern. 

Der Antrag des St.⸗K. Dr. Huber wird abgelehnt, die 
Referenten⸗-Anträge angenommen; der Antrag des St.-R. Noske 
wird in folgender Faſſung zum Beſchluſſe erhoben: Der Magiſtrat wird 
beauftragt zu berichten, ob es ſich nicht empfehle, den Perſonen, welche 
den Controldienſt verſehen, die üblichen Commiſſionsgebüren anzuweiſen. 

(7230.) St.-R. Dr. Hackenberg referiert über die Pachtung der 
hinter dem Hauſe Nr. 80 Hundsthurmerſtraße im V. Bezirke gelegenen 
ſtädtiſchen Cat.⸗Parc. 380/2 ſeitens des Karl Nick und beantragt: 

1. Die der Gemeinde Wien gehörige hinter dem Hauſe Or.-Nr. 80 
Hundsthurmerſtraße gelegene Cat.-Parc. 380/2 im V. Bezirke wird 
dem Karl Nick vom 1. September 1892 ab um den Jahreszins von 
10. fl. und unter den im Protokolle vom 12. November 1892, 
Z. 208511, enthaltenen Bedingungen zur Benützung als Garten gegen 
eine beiden Theilen zuſtehende vierteljährige Kündigung verpachtet. 

2. Hievon iſt der Stadtanwalt Dr. Oskar Schmitt mit dem 
Bemerken in Kenntnis zu ſetzen, daſs die dem Karl Nick zufolge 
gerichtlichen Vergleiches vom 11. November 1892 obliegende Ver— 
pflichtung zur Entfernung des bei der Parcelle 380 / im V. Bezirke 
aufgeſtellten Stakettengitters wegfällt. (An genommen.) 

(7227.) Derſelbe referiert über den Statthalterei-Erlaſs Z. 70344 
puncto Anſuchen der Neuen Wiener Tramway-Geſellſchaft wegen zeit 
weiliger Einſtellung des Verkehres auf der Strecke „Grinzingerſtraße — 
Heiligenſtadt“ an Sonn- und Feiertagen wegen ſtarker Schueeverwehung 
und beantragt die Kenntnisnahme. (An genommen.) 

(7152.) St.-R. Nückauf referiert über das finanzielle Er⸗ 
gebnis der in eigener Regie der Gemeinde geführten Pferdewirtſchaft 
im Jahre 1891 und beantragt die Kenntnisnahme und Bewilligung einer 
Remuneration von 300 fl. für den Feuerwehr-Commandanten Zier. 

( Angenommen.) 

(7257, 7258.) St.-N. Witt. v. Goldſchmidt referiert über 
das Anſuchen des Julius Hügler und Rudolf Breuer um Grund— 
entſchädigung aus Anlaſs des Umbaues des Hauſes VIII., Strozzi⸗ 
gaſſe Nr. 28, beziehungsweiſe Nr. 26 und beantragt, für den bei erſterem 
Haufe per 5443 m? und bei letzterem Haufe per 55˙31 m? abzu— 
tretenden Grund die Schadloshaltung mit 25 fl. per Quadratmeter 
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feſtzuſetzen und den Mehranſpruch der Schadloshaltungswerber zurück— 
zuweiſen. Angenommen.) 
(6928.) St.-R. Hoske referiert über Geſuche um Aufnahme 
in den Wiener Gemeindeverband und beantragt an Nachbenannte 
a) die Verleihung der Zuſtändigkeit: 
Litſchauer Karl, Geflügelhändler; 
Hickel Julius, Diener; 
Geringer Anna, Näherin; 
Hild Hermann, Privatbeamter; 
Wolf Ottilie, Köchin; 
Indinger Maria, Köchin; 
Koller Matthäus, Schneider; 
Schipal Joſef, Schneider; 
Schreiner Georg, Tiſchlergehilfe; 
Bruckberger Anton, Mechanikergehilfe; 
Dobler Leopold, Kutſcher; 
Hörmaier Ignaz, Silberarbeitergehilfe; 
Dr. Burghardt Joſef, Arzt; 
Suſanka Leopold, Procuriſt; 
Dr. Mandelbaum Rudolf, Advocat; 
b) die Zuſicherung der Aufnahme in den Wiener Gemeinde— 
verband: 
Ries Emilie, Private. (Angenommen.) 
(5876, 6701, 6751, 6959, 7069, 7189, 7246, 7247.) 
Derſelbe referiert über die Sitzungen der Bezirksausſchüſſe des 
X. Bezirkes vom 19. October, des XII. Bezirkes vom 8. April, 
des XIV. Bezirkes vom 13. September und 27. October, des 
XV. Bezirkes vom 12. und 27. October, des XVII. Bezirkes vom 
11. November und des XVIII. Bezirkes vom 19. October und be— 
antragt die Kenntnisnahme. (Angenommen.) 
(6702.) Derſelbe referiert über das Protokoll der öffentlichen 
und vertraulichen Sitzung des Bezirksausſchuſſes des XIII. Be- 
zirkes vom 14. September 1892 und beantragt, dieſe Protokolle zur. 
Kenntnis zu nehmen; der Vorſteher des XIII. Bezirkes ſei mit 
Rückſicht auf die verſpätete Vorlage dieſes Protokolls aufzufordern, 
dafür Sorge zu tragen, dafs die Vorlage der Protokollsabſchriften 
längſtens binnen acht Tagen nach Abhaltung einer Sitzung erfolge. 
Angenommen.) 
Hierauf wird die Sitzung geſchloſſen. 


Bericht 
über die Stadtraths-Sitzung vom 24. November 1892 
(nachmittags). 
Vorſitzender: 1. Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Richter. 
Anweſende: Dr. v. Billing, v. Neumann, 


Boſchan, Noske, 

v. Götz, Rückauf, 

Dr. Hackenberg, Schlechter, 
Dr. Huber, Schneiderhan, 
Kreindl, Dr. Stenzl, 
Dr. Lederer, Vaugoin, 
Matzenauer, Dr. Vogler, 
Meißl, Wurm. 
Müller, 


Eutſchuldigt: St.⸗R. v. G oldſchmidt und Matthies. 
Beurlaubt: St.⸗R. Witzelsberger. 
Schriftführer: Magiſtrats-Concipiſt Appel. 
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Vice-Würgermeiſter Dr. Richter eröffnet die Sitzung. 

Die St.⸗R. v. Goldſchmidt und Matthies entſchuldigen 
ihr Ausbleiben. 

7261.) St.-N. Schneiderhan referiert über das Anſuchen 
des Julius Frankl um käufliche Überlaffung der Parcellen Nr. 347 
und 348 in Lainz, XIII. Bezirk, und beantragt wegen zu geringen 
Preisanbotes die Ablehnung. Angenommen.) 

(7274.) Derſelbe referiert bezüglich der currenten Baumeifter- 
arbeiten für den XVII. Bezirk und beantragt, den Joſef Grünbeck, 
welchem zufolge Stadtraths⸗ Beſchluſſes vom 26. und 27. Auguſt 1892, 
Z. 1937, mit 10 Percent Nachlaſs, beziehungsweiſe 7 Percent 


Zuſchuſs fur die Abſchnitte 1 bis III und VIII des Tarifes die 


currenten Baumeiſterarbeiten für den XVII. Bezirk übertragen wurden, 
über ſein Anſuchen ſeiner Vertragsverpflichtung zu entheben und dieſe 
Arbeiten dem Baumeiſter Franz Daxelmüller zu übertragen, 
(Angenommen.) 
7282.) Derſelbe referiert über die Forderung der Firma 
N. Rella und Neffe bezüglich der Canaliſierung in Hetzendorf 
und beantragt, der genannten Firma die ganze Forderung per 
8510 fl. 35 kr. ſammt 5 Percent Intereſſen für die Zeit vom 
1. Jänner bis 30. November 1892 per 390 fl. 6 kr. im Geſammt⸗ 
betrage von 8900 fl. 41 kr. am 1. December l. J. auszubezahlen. 
Angenommen.) 
7339.) St.- R. v. Götz referiert über das Anſuchen des 
Heinrich Imhof um Bewilligung zur Erbauung eines Wohn- und 
Geſchäftshauſes auf den, Ecke der Lerchengaſſſe, Penzing, und der ver— 
längerten Buchgaſſe, Peuzing, XIII. Bezirk, gelegenen Parcellen und 
beantragt, den Antrag des magiſtratiſchen Bezirksamtes für den 
XIII. Bezirk auf Ertheilung des Bauconſenſes unter Genehmigung 
des 4:00 m langen Riſalites mit einem Vorſprunge von 15 em gegen 
Einlöſung des hiezu erforderlichen Straßengrundes im Ausmaße von 
12 m? um den Betrag von 5 fl. und unentgeltlich laſtenfreie Ab— 
tretung des infolge Eckabkappung nicht zur Verbauung gelangenden 
Grundes an die Gemeinde zu beſtätigen. Angenommen.) 
(6632.) St.- N. Dr. Huber referiert über das Anſuchen 
der Victoria Dlauhy, Hauseigenthümerin, IX. Bezirk, Spitalgaſſe 5, 
um Vergütung der Koſten für die Herſtellung von Rollbalken anlässlich 
der Straßenregulierung in der Spitalgaſſe und beantragt, den Stand⸗ 
punkt feſthaltend, daſs ſich die Gemeinde zu einem Erſatze der bean- 


ſpruchten Koſten nicht für verpflichtet hält, ſich im Vergleichswege 


bereit zu erklären, für die anläſslich der Niveauregulierung verurſachten 


Adaptierungsarbeiten eine Vergütung von rund 300 fl. gegen dem zu 


bewilligen, dafs Frau Victoria Dlauhy rechtsgiltig erklärt, dajs fie 
durch die Erfolglaſſung dieſes Betrages von 300 fl. bezüglich ihrer 


Anſprüche vollkommen befriedigt ſei, und dafs dieſelbe aus dem in 
Rede ſtehenden Anlaſſe keinen wie immer gearteten weiteren Anſpruch' 


an die Gemeinde Wien erheben wird. (Angenommen.) 
(7169.) Derſelbe referiert über das Anſuchen der Lehrerin 


Mathilde Piſtorius und der definitiven Unterlehrerin Marie 


Schloſſar um Bewilligung von Gehaltsvorſchüſſen und beantragt, 
den beiden Bittſtellerinnen einen je dreimonatlichen Gehaltsvorſchuſs 
im Betrage von 250 fl., beziehungsweiſe 150 fl. gegen Rückzahlung 
in 20 monatlichen Raten zu bewilligen. (Angenommen.) 

(7104.) Derſelbe referiert über die Turnberichte an fünf 
communalen Mittelſchulen pro 1892/93 und beantragt, dieſelben unter 


Genehmigung der vom Magiſtrate in ſeinem Berichte vom 10. No⸗ 


geſtellten Anträge zur Kenntnis zu 
(Angenommen.) 


vember 1892, 
nehmen. 


Z. 177334, 
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(7027.) St.- N. Dr. Stenzl referiert über das Anſuchen 
der ſtädtiſchen Beſchauarztenswitwe Hermine Libochowitz um Be- 
willigung zum Fortbezuge der Gnadengabe und beantragt, der 
Genannten die Gnadengabe von jährlich 200 fl. vom 1. No⸗ 
vember 1892 an auf die Dauer von weiteren drei Jahren, eventuell 
bis zu einer. etwa früher eintretenden anderweitigen Verſorgung zu 
bewilligen. (Angenommen; an den Gemeinderath.) 

(7033.) St.- R. Müller referiert über eine Grundent⸗ 
ſchädigung und beantragt, die Schadloshaltung für die infolge des 
Baues, IX. Bezirk, Waiſenhausgaſſe 16, zur Straßenverbreiterung ent⸗ 
fallenden Gründe der Realität Einl.⸗Z. 1436 im IX. Bezirke im Aus⸗ 
maße von 22:24 m? mit dem Betrage von 16 fl. per Quadratmeter, 
ſomit mit der Geſammtſumme von 259 fl. 52 kr. zu beſtimmen. 

(Angenommen.) 

7241.) Derſelbe referiert über acht Geſuche aus dem III. Bezirke 
um Aufnahme in den Wiener Gemeindeverband und beantragt, die 
Zuſtändigkeit zu verleihen: 

Krbee Jakob, Schloſſergehilfe; 

Harth Johann Moriz, Reiſender; 

Bauer Thomas, Portier; 

Riſchowi Ferdinand, Holz- und Kohlenhändler; 

Hanik Heinrich, Kutſcher; 

Beran Johanna, Helferin im Rudolfsſpitale; 

Smreka Joſef, Schloſſergehilfe; 

Kettner Camillo, Edl. v. Kettenau, k. u. k. Hauptmann. 

(Angenommen.) 

(7141.) Derſelbe referiert über drei Geſuche aus dem XVI. Bezirke 
um Verleihung des Bürgerrechtes und beantragt: 

Hauke Auguſt, Meſsner und Hausbeſitzer; 

Karl Johann, Schuhmacher, und 

Sahlinger Karl, Schloſſer und Hausbeſitzer, 
das Bürgerrecht zu verleihen. Angenommen.) 

(4856.) HE. Wurm referiert über den Statthalterei⸗ 
Erlaſs vom 30. März 1892, Z. 20269, betreffend die Gewährung 
einer 18jährigen Steuerfreiheit für Umbauten, und beantragt: 

J. Das vom Stadtrathe aufgeſtellte Verzeichnis jener Häuſer, 
deren Umbau zur Verbreiterung oder Regulierung der betreffenden 
Stellen der Hauptverkehrsſtraßen Wiens geboten erſcheint, werde der 
hohen k. k. n.⸗ö. Statthalterei mit der Bitte vorgelegt, eine hohe 
Regierung wolle eine Ergänzung desſelben nach Feſtſtellung des 
General-Regulierungsplanes durch eine Geſetzesnovelle ermöglichen. 

Ferner wäre an die hohe k. k. n.-ö. Statthalterei die Erklärung 
abzugeben, daſs der Gemeinde gerade aus Anlaſs der für die Regu⸗ 
lierung der Stadt dringend nothwendigen Umbauten bedeutende Auslagen 
für die Schadloshaltung bei Grundabtretungen zur Straßenverbreiterung, 
für Straßenregulierungen, Trottoir⸗ und Canalherſtellungen ꝛc. erwachſen 
und dass die Gemeinde mit Rückſicht auf die vielfachen, im öffent⸗ 
lichen Intereſſe zu bringenden Opfer anläſslich der Erweiterung des 
Gemeindegebietes und die übernommenen Verpflichtungen hinſichtlich 
der Herſtellung der Verkehrsanlagen ſich außer Stande ſehe, der von 
der hohen Regierung verlangten Befreiung der bezüglichen Umbauten 


von den Communalzuſchlägen zur Gebäudeſteuer zuzuſtimmen, nachdem 


der der Gemeinde zukommende Ausfall an Zuſchlägen ein ſehr 
bedeutender und umſomehr unbillig wäre, als die Befreiung von dieſen 
Zuſchlägen einen Zeitraum von 18 Jahren umfaſſen ſoll, während 
der Mehrentgang für den Staat im Hinblicke auf die bereits beſtehende 
zwölfjährige Steuerbefreiung bloß ſechs Jahre betreffen und erſt nach 


Ablauf von 12 Jahren eintreten würde. 
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Wollte der Staat analog dem ihn ſelbſt treffenden Entgang für 
die Dauer von ſechs Jahren auch die Befreiung von den 20percentigen 
Landes⸗ und 21percentigen Communalzuſchlägen zur Gebäudeſteuer in 
der Dauer von ſechs Jahren als Bedingung ſetzen, ſo würde auf eine 
ſolche Forderung, ungeachtet auch dieſe im Zuſammenhange mit den 
anderen großen, die Gemeinde treffenden Opfern finanziell außer⸗ 
ordentlich fühlbar wäre, eingegangen werden können. 

II. Die Petition des Centralverbandes der Hausbeſitzer-Vereine 
von Wien, dahin gehend, dafs eine Verlängerung der Steuerfreiheit 
für Neu⸗, Um⸗ und Zubauten in keinem Falle zugeſtanden werde, viel⸗ 


mehr die bisherige Steuerfreiheit für Neu- und Zubauten aufzuheben 


und nur für Umbauten eine Steuerprämie zu bewilligen ſei, wäre 
dahin zu erledigen, daſs auf dieſes Anſuchen im Hinblicke auf den 
Gemeinderaths⸗Beſchluſs vom 22. September 1891, Z. 525, wonach 
für Umbauten, welche an jenen Stellen der Hauptverkehrsſtraßen vor- 
genommen, werden, deren Erweiterung aus Verkehrsrückſichten geboten 
iſt, eine 18jährige Steuerbefreiung angeſucht wurde, nicht eingegangen 
werden kann. 

III. Der Antrag des Herrn Gem.-Rathes Rückauf und 
Genoſſen erſcheint in ſeinem erſten Theile durch den Antrag I erledigt, 
der zweite Theil desſelben in Betreff der Rückwirkung des Steuer: 
befreiungsgeſetzes auf die im Jahre 1892 in Angriff genommenen 
Bauten wird abgelehnt. 

IV. Der Bauamts-Antrag, die erhöhte Steuerfreiheit nur auf 
eine Grundfläche bis 25 m Tiefe von der neuen Baulinie an zu be— 
ſchränken, wird angenommen, daher auf denſelben in der an die hohe 
n.⸗ö. Statthalterei zu richtenden Eingabe Rückſicht zu nehmen iſt. 
Hingegen wurde dem Bauamts-Antrage, dafs die erhöhte Steuer— 
befreiung nur für Umbauten Anwendung finden ſoll, welche innerhalb 
beſtimmter zehn Jahre begonnen und vollendet worden ſind, bereits 
mit dem Gemeinderaths-Beſchluſſe vom 22. September 1891 Rech— 
nung getragen. 

St.⸗R. Boſchan beantragt zum Punkt I: Es ſei entſprechend 
der in der Zuſchrift der Statthalterei ausgeſprochenen Bereitwilligkeit 
des Finanzminiſteriums anzutragen auf den Verzicht der Gemeinde auf 
die Gemeindezuſchläge (dermalen 21 Percent) zur Gebäudeſteuer für 
die Zeit der in Ausſicht genommenen 18jährigen Steuerfreiheit. 

Der Referent erklärt ſich einverſtanden und modificiert daher 
ſeinen erſten Antrag dahin. 

St.⸗R. Meißl nimmt den früheren Referenten⸗Antrag (Punkt J) 
wieder auf. 

Ad Punkt IV ſtellt St.⸗R. Matzenauer einen Abänderungs⸗ 
Antrag, welchen der Vorſitzende in folgender Formulierung zur Ab⸗ 
ſtimmung bringt: 

IV. Die erhöhte Steuerbefreiung wird auf jene Grundflächen 
beſchränkt, welche innerhalb 25 m an den ſowohl für die bereits be- 
ftehenden, als für die zum Zwecke der Regulierung oder Straßen⸗ 
durchführung zu beſtimmenden Baulinien gelegen ſind. 

Bei der Abſtimmung wird 


Punkt I der Referenten⸗Anträge (in der Faſſung des Antrages 


des St.⸗R. Boſchan) angenommen; 

Punkt II der Referenten⸗Anträge angenommen; 

Punkt III in folgender Faſſung: „Hierdurch erledigt ſich auch der 
Antrag des Gem.⸗Rathes Rückauf“ angenommen. 

Punkt IV in vorſtehender, vom Vorſitzenden vorgenommenen 
Formulierung angenommen. 


(Schluſs der Sitzung.) 


Z. 550 bleibt die Servitut des Saugcanales haften. 
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Bericht 


über die Stadtraths-Sitzung vom 25. November 1892. 
Vorſitzender: 2. Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Grübl. 


Anweſende: Dr. v. Billing, Müller, 
Boſchan, v. Neumann, 
v. Götz, Noske, 

v. Goldſchmidt, Rückauf, 
Hackenberg, Schlechter, 
Dr. Huber, Schneiderhan, 
Kreindl, Dr. Stenzl, 
Dr. Lederer, Vaugoin, 
Matthies, Dr. Vogler, 
Matzenauer, Wurm, 
Meißl, 


Bürgermeiſter Dr. Prix. 
1. Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Richter. 


Krank: St.⸗R. Witzelsberger. 
Experte: Baudirector Berger. 
Schriftführer: Magiftrats-Coneipift Schmid bauer. 


Vice-Mürgermeiſter Dr. Grübl eröffnet die Sitzung. 

(7254.) St.-R. Dr. Huber referiert über Ergänzungswahlen 
in den Armenrath des IX. Bezirkes und beantragt, die Wahl der Nach- 
benannten zu Armenräthen dieſes Bezirkes zu beſtätigen: 

Seidner Stephan, Lehrer; 

Pabiſch Johann, Leiter der Taubſtummen-Abtheilung, IX., Hahn— 
gaſſe 35. (Angenommen.) 

(6825.) Derſelbe referirt über den Recurs des Eduard Klee— 


mann gegen einen ihm vom magiſtratiſchen Bezirksamte für den 


II. Bezirk auferlegten Hundeſteuer-Strafbetrag und beantragt die 
Abweiſung. (Angenommen.) 
(7065.) Derſelbe referiert über das Anſuchen der k. k. Eiſenbahn⸗ 
Betriebs⸗Direction noe. des Arars um grundbücherliche Löſchung der 
auf Einl.⸗Z. 550, Parcelle Nr. 982/6 in Heiligenſtadt haftenden 
Servitut der Kaiſer Ferdinands-Waſſerleitung und beaniragt, der k. k. 
Eiſenbahn⸗Betriebs-Direction die gewünſchte Freilaſſungs⸗Erklärung 
behufs laſtenfreier Abſchreibung der Parcelle 982 / von der Einl. -Z. 550 
des Grundbuches Heiligenſtadt und deren Übertragung in das Eiſen— 
bahnbuch auszuſtellen. Auf den Parcellen 982/4 und 982/5 der Einl.- 
Angenommen.) 
(7170.) Derſelbe referiert über das Anſuchen der Fragnerin 
Anna Barthelme um die Bewilligung zum Ausbrechen eines Schau⸗ 
fenſters zur beſſeren Beleuchtung und Ventilation ihres an der Ecke gegen 
die Sonnenhofgaſſe gelegenen Parterre-Geſchäftslocales im Haufe V., 
Hundsthurmerſtraße Nr. 54 und beantragt, den Antrag des Magiſtrates 
auf Ertheilung des Bauconſenſes für dieſe Herſtellung gegen dem, dafs 
für das gedachte Fenſter ein Recognitionszins von 3 fl. jährlich vom 
Tage der Herſtellung immer im vorhinein entrichtet und ſeitens des 
Hauseigenthümers ein intabulationsfähiger Revers dahin ausgeſtellt wird, 
dafs das Fenſter auf jedesmaliges Verlangen der Gemeinde Wien 
wieder entfernt werde, zu beſtätigen. Weiters jet zu bedingen, daſs das 
Fenſter auf der Seite gegen das Piſſoir zu nicht geöffnet werden darf. 
St.⸗R. Matzenauer beantragt, das vorliegende Anſuchen mangels 
der erforderlichen Legitimation der Einſchreiterin abzulehnen, reſpective 
den Magiſtrats⸗Antrag zu verwerfen. 
Dieſer Antrag wird angenommen. 
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(6944.) Derſelbe referiert über das Anerbieten der Firma 


Siemens und Halske zur Vornahme von Proben mit neucon- 
ſtruierten elektriſchen Bogenlampen, ſogenannten „kleinen Bandlampen“ 
und beantragt, dieſes Anerbieten, nach welchem die Firma bereit iſt, 
einige ſolche Lampen probeweiſe und für die Gemeinde koſtenfrei zu 
inſtallieren, anzunehmen. Angenommen.) 
(7225.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des humanitären 
Vereines „Weihnachtsbaum“ in Margarethen um Bewilligung einer Sub⸗ 
vention zur Anſchaffung von Winterkleidern für arme Schulkinder und 
beantragt, dieſem Vereine eine Subvention von 100 fl. zu gewähren 
und gleichzeitig zur Ausgabs⸗Rubrik XXXVIII 1 b einen Zuſchuſs⸗ 
credit in dieſer Höhe zu bewilligen. 
(Angenommen; an den Gemeinderath.) 
(7272.) HL-R. Dr. v. Villing referiert über das Ergebnis 
der Offertverhandlung puncto Beiſtellung der Monturen für die ſtädtiſchen 
Diener und Feuerwehrleute, das Straßenbeſpritzungs- und Waſſer⸗ 
leitungsperſonale für die Jahre 1893 bis 1895 und beantragt die 
Vergebung in folgender Weiſe: 
I. Tuchwaren. 
A) Der Firma Guſtav Förſter in Bielitz, vertreten durch Hugo 
Scholz in Wien, ſei zu übertragen: 
1. Die Lieferung von Drap⸗Tuch, 136 em breit, per Meter 3 fl.; 
2. die Lieferung von hechtgrauem Tuche, 136 em breit, per Meter 
2 fl. 95 kr.; 
3. die Lieferung von ruſſiſch-grauem Tuche mit Strich (für Hoſen), 
136 cm breit, per Meter 2 fl. 65 kr.; 
4. die Lieferung von ruſſiſch-grauem Tuche ohne Strich (für 
Mäntel), 130 cm breit, per Meter 2 fl. 55 kr.; 
5. die Lieferung von ruſſiſch⸗grauem Tuche (Tüffel), 136 em breit, 
per Meter 2 fl. 65 kr.; 
6. die Lieferung von grauem Loden, 136 cm breit, per Meter 
2 fl. 90 kr. 
B) Der Firma A. Pollak's Sohn und Comp., 
gaſſe 2, ſei zu übertragen: 
1. Die Lieferung des ſchwarzen Tuches für Weſten, Muſter Nr. 19, 
136 cm breit, per Meter 2 fl. 15 kr.; 
2. die Lieferung des ſchwarzen Peruvienne und Doskin, Muſter 24 
und 90 136 cm breit, beide je 4 fl. 20 kr. per Meter. 
) Der Firma Joſef Ham ſa und Comp., I 
gaſſe 3 ſei zu übertragen: 
1. Die Lieferung des echt blauen Tuches, 136 em breit, Muſter B, 
per Meter 2 fl. 85 kr.; 
2. die Lieferung des rothen Tuches, 136 em breit, Muſter A, 
per Meter 2 fl. 60 kr.; 
3. die Lieferung de mohrengrauen Manteltuches, 136 em breit, 
Muſter B, per Meter 2 fl. 60 kr.; 
4. die Lieferung des wer Cheviot, 136 em breit, nach vor⸗ 
gelegtem Muſter, per Meter 2 fl. 60 kr.; 
5. die Lieferung des grauen Sommer⸗Diagonal, 136 em breit, 
per Meter 1 fl. 70 kr. 


I., Heinrichs⸗ 


„ Gonzaga⸗ 


II. Leinenwaren. 

a) An Heinrich Klinger, I., Rudolfsplatz 13, ſei zu über- 
tragen die Lieferung des ungebleichten Drill Muſter 2, zu 39 kr. per 
Meter und des grünen Gradls, Muſter 5, zu 36 kr. per Meter. 

b) An die Firma Norbert Langer und Söhne, I. „Heinrichs⸗ 
gaſſe 1, ſei zu übertragen die Lieferung des ungebleichten Gradls, 
Muſter II, zu 41 kr. per Meter. 
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III. Metallknöpfe. 

Die Lieferung derſelben ſei zu übertragen der Firma Heinrich 
Ullbrich's Witwe, XIII., Hauptgaſſe 17, u. zw. große Alpacca⸗ 
knöpfe mit dem ſtädtiſchen Wappen zu 35 kr., kleine Knöpfe mit dem 
ſtädtiſchen Wappen zu 17 kr., große glatte Knöpfe zu 24 kr. und kleine 
glatte Knöpfe zu 10 kr., alles per Dutzend. 

IV. Stickerarbeit. 

Diefe ſei zu übertragen an Bertha Liſt, VII., Siebenſterngaſſe 26, 
gegen eine Entlohnung von 1 fl. 50 kr. für ein Paar Abzeichen mit 
Silber und 1 fl. 8 kr. für ein Paar mit Silber und Seide. 


V. Kürſchnerarbeit. 

Dieſelbe ſei zu übertragen an Karl Kubiſchta, VIII., Joſef⸗ 
ſtädterſtraße 21, u. zw. die Kappen zu den Preiſen des Koſtenanſchlages 
mit einem Nachlaſſe von 5 Percent und die Pelze mit einem Zuſchuſs 
von 2 Percent. 

VI. Schueiderarbeit. 

a) Für die ſtädtiſchen Diener an Franz Zalusky, I., Nagler⸗ 
gaſſe 21, gegen einen Zuſchuſs von 14 Percent; 

b) für die anderen Bedienſteten dem Leopold Witamwas, 
III., Rennweg 11, gegen einen Zuſchuſs von 19 Percent zu den 
Preiſen des Koſtenanſchlages; 

c) die Lieferung der blauen Blouſen für das Aufpritz- und Waffer- 
leitungsperſonale um 2 fl. 35 kr., der Blouſen und Hoſen für die 
Maſchiniſten und Heizer um 5 fl. 50 kr., immer unter Beigabe des 
Stoffes, an Eduard Stäbel, I., Fütterergaſſe 1. 

Da für Lieferung von Rouge ein Offert nicht eingelangt iſt, habe 
das Marktcommiſſariat dasſelbe im Handeinkaufe zu beſchaffen und der 
Übernahms⸗Commiſſion vorzulegen. 

Die ſämmtlichen Anträge des Referenten werden angenommen. 


(7138.) Derſelbe referiert über die Note des k. und k. 
II. Corps⸗Commandos ddto. 21. September 1892, Z. 12466, 
betreffend die Unterbringung einer Batterie des k. und k. 14. Corps⸗ 
Artillerie-Regimentes in der ehemaligen Nagler-Nothkaſerne, III. Bezirk, 
Schützengaſſe Nr. 27/29. 

Referent beantragt die Genehmigung des Anerbietens der 
Roſalia Nagler, wonach dieſelbe bereit iſt, die zur gemeinſamen 
Bequartierung zweier Batterien in ihrem Gebäude, III., Schützengaſſe 
Nr. 27/29 erforderlichen Mannſchaftszimmer, Stallungen und ſonſtigen 
Nebenerforderniſſe für ſolange, als die Gemeinde Wien dieſelben zu 
dieſem Zwecke benöthigt, um die nachſtehenden Preiſe beizuſtellen: 

1. Für die Unterkunft eines Mannes per Tag und Nacht 15 kr.; 

2. für die Unterkunft eines Pferdes per Tag und Nacht 16 kr.; 

3. für einen Unterofficier per Tag.. 80 kr.; 

4. für je ein Magazin am Dachboden per Tag 20 kr.; 

5. für das Wachzimmer die nach dem Zinstarife (Poſt 18) ent⸗ 
nn tägliche Quote per. 64 kr.; 

6. für das Iſolierzimmer für Cholerakranke, welches vom Militär- 
Arar im Bedarfsfalle angefordert wird, per Tag . 33 kr; 

7. für das Marodenzimmer die tägliche Entſchädigung nach 92 
Belagsraume, wie ſie vom Militär einbezahlt werden wird, und zwar 
bis zu vier Belagseinheiten a.. 15 kr.; 

8. für je einen unter einem ne aufgeſtellten Trainwagen 
per 70 In 

9. für die Beleuchtung ie Küche 15 Ae per Tag 12 kr. 

Die Beleuchtung und Beheizung der Mannſchaftszimmer, das 
Bett⸗ und Kochſervice und das Streuſtroh für die Pferde wird vom 
Militär⸗Arar beigeſtellt, weshalb eine diesfällige Vergütung entfällt.) 

4* 
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Die vorbezeichneten Vergütungsbeträge — in Summe 12.284 fl. Gründe, Cat. -Parcellen Nr. 423/3, 427/2 und 436/1, Gemeinde 
per Jahr, was nach Abzug der militäriſchen Vergütungsbeträge ſammt | Währing, zu genehmigen. 
Landeszuſchuſs, zuſammen 3470 fl., eine Aufzahlung von 8814 fl. Zur Berathung über dieſen Gegenſtand wird Stadtbaudirector 
(bedeckt) ſeitens der Gemeinde zur Folge hat — ſind der Roſalia Berger beigezogen, welcher wiederholt zur Auskunftsertheilung und 
Nagler nur für die Tage der factiſchen Benützung zu bezahlen und Aufklärung das Wort erhält. 


hat die Beiſtellung der erforderlichen Localitäten auf un b eſtimmte Baudirector Berger beantragt, zu bedingen, daſs das Profil der 
Zeit zu erfolgen, wobei die Gemeinde Wien hinſichtlich der Dauer Gürtelſtraße ſo beſtimmt werde, daſs der innere Gürtel mit 10, der 
der Bequartierung keine Verpflichtung übernimmt. äußere mit 129 beſtimmt werde. 

Die vom Militär⸗Arar für dieſe Einquartierung zu entrichtenden StR. Müller ſtellt folgende Anträge: 
Beträge ſind bei den Vorſchreibungen über die bleibende Einquartierung 1. Die äußere Gürtelſtraße iſt mit 1896 m = 10° beizubehalten 
zu verrechnen. Angenommen.) und die Station fo zu ſituieren, dafs zwiſchen der Bahnhofanlage 


66849.) St.-R. Ritt. v. Goldſchmidt referiert über das und der 10“ breiten Straße die Geleiſe der Tramway eingelegt 
Anerbieten des Louis Zels auf käufliche Überlaffung von alten Plänen werden können; 

nebſt Tert (von Maire, 1788, betreffend Schiffahrtscanäle für 2. es it mindeſtens noch für zwei weitere Übergänge (Severin⸗ 
Wien und Oſterreich) und eines Manuſcriptes von Freiherrn von und Gzermafgaffe) Vorſorge zu treffen; 

Forgatſch (Monographie der Donau von Ulm bis zum ſchwarzen 3. die Bahnhofsanlage hat nur bis zur Annagaſſe oder 
Meere) für die ſtädtiſche Bibliothek und beantragt, dieſe Werke um mindeſtens nur bis zur. Czermakgaſſe zu reichen; 


den vom Offerenten reſtringierten Preis von 600 fl. für die Bibliothek 4. die Gemeinde beharrt beſtimmt darauf, dafs in der Station 

des Stadtbauamtes anzukaufen und unter einem ad Ausg.⸗Rubr. IV 12 Michelbeuern Perſonenaufnahme ſtattfindet; 

„Geſetz- und Hilfsbücher und Schematismen“ einen Zuf chuſseredit i in 5. das Dienſtgebäude, welches an der Ecke der ee e 

der Höhe von 600 fl. zu bewilligen. ſituiert iſt, wäre von hier zu entfernen und gegen das Innere des 
St.⸗R. Matzenauer beantragt, es ſeien diefe Objecte durch] Bahnhofes zu verlegen und wäre eine größere Abkappung vorzuſehen; 

einige Zeit im ſtädtiſchen Muſeum öffentlich auszuſtellen. | 6. die geplanten gemauerten Viaducte find durch Eiſencon⸗ 
St.⸗R. Noske beantragt, es ſei der Ankauf zu genehmigen, ſtructionen mit möglichſt geräuſchloſer Fahrt zu erſetzen. 


| 
die Auszahlung habe jedoch erſt im nächſten Jahre zu erfolgen. Der Referent präciſiert ſeinen Antrag sub 4 dahin, dass 
Dieſer letztere Antrag wird noch vor der Abſtimmung zurück- zwiſchen der Bahnhofsanlage und den Häuſerfronten der äußeren 


gezogen. Gürtelſtraße eine lichte Breite von 24m einzuhalten wäre. 
Bei der Abſtimmung wird der Referenten⸗Antrag ange⸗ St.⸗R. Müller zieht ſeinen Antrag sub 1 zurück. 


7330.) St.-N. Wurm referiert über den Statthalterei⸗Erlaſs, Bei der Abſtimmung werden die ſämmtlichen Anträge des Re— 
betreffend die politiſche Begehungs⸗ und Enteignungs⸗Verhandlung | ferenten und der Antrag 5 des St. -R. Müller angenommen. 
bezüglich des Projectes für die Anlage der Station Michelbeuern Die übrigen Anträge des St.⸗R. Müller werden abgelehnt. 


nommen. Ebenſo zieht Stadtbaudirector Berger ſeinen Antrag zurück. 


der Gürtellinie des Stadtbahnnetzes. | (An den Gemeinderath.) 
Referent ſtellt folgende Anträge: Die Sitzung wird geſchloſſen. 
A. Dem Gemeinderathe ſei zu empfehlen, der Ausführung des K 
* * 


vorliegenden Detailprojectes unter folgenden Bedingungen zuzuſtimmen: 
1. Die Abgrenzung des Gartens der n.5. Landes⸗ „Irrenanſtalt 
gegen die innere Gürtelſtraße zu, beziehungsweiſe die Aufführung 
einer Mauer dortſelbſt, hat nach der diesfalls von der Gemeinde Zr 
Wien zu genehmigenden Baulinie zu erfolgen, wobei die Freihaltung 5 . 
eines Grundſtreifens für die Durchführung einer 2275 m breiten, Allgemeine Nuchrichten. 
inneren Gürtelſtraße zwiſchen der Begrenzung des Bahnhofes und des | | 
Gartens der Irrenanſtalt (neue Baulinie) als Grundlage zu 1 


Richtigſtellung: Im Amtsblatte Nr. 93, Seite 2825, Spalte 1, 
12. Zeile von unten, ſoll es auſtatt „VIII. Bezirk“, richtig heißen „XVIII. Bezirk“. 


dienen hat; (Niederöfterreichiicher Amtskalender für 1893.) Eine der her⸗ 
2. die Einfahrt in den Bahnhof gegenüber der. Annagaſſe iſt vorragendſten Erſcheinungen unter den verſchiedenartigen Jahr⸗ 
in der Axe dieſer Gaſſe zu ſituieren; | büchern ift der Niederöſterreichiſche Amtskalender, deſſen XXVIII. 


3. die Detailzeichnungen über die Ausgeſtaltung der Objecte Jahrgang ſoeben im Verlage der k. k. Hof- und Staatsdruckerei 
(Amtsgebäude, Viaducte, Überbrückungen, Mauern 2c.) find noch vor ausgegeben wurde. Derſelbe bringt außer einem alle Confeſſionen 
der Inangriffnahme des Baues derſelben der Gemeinde Wien vor— umfaſſenden Kalendarium mit allerlei Vormerkblättern ausführliche 
zulegen und behält ſich dieſelbe ihre Ae e zu dieſen Aus⸗ | Überfichten über den Allerhöchſten Hof, die legislativen Körper⸗ 
ſührungen vor; ſchaften, Civil, Militär- und kirchlichen Behörden und Anſtalten 

4. mit Nuckſicht auf die Geleiſe der Neuen Wiener N der Geſammtmonarchie, mit beſonderer Bedachtnahme auf Nieder⸗ 
Geſellſchaft, welche vertragsmäßig in den Spiegel der Gürtelſtraße zu öſterreich, bezüglich deſſen er auch die Gemeindevertretungen, Unter⸗ 
verlegen ſind, wäre zwiſchen der Bahnhofanlage und den. Häuſerfronten richts⸗ und Krankenanſtalten, ſowie Vereine enthält. Zahlreiche, dem 
der äußeren Gürtelſtraße eine lichte Breite von mindeſtens 2275 m täglichen Verkehrsleben dienende Notizen geſchäftlichen Charakters, 
— 120 einzuhalten. wie beiſpielsweiſe über die neue Kronenwährung, bilden eine will⸗ 

B. Dem Gemeinderathe ſei zu empfehlen, die unentgeltliche Ab- | fommene Beigabe. Von Jahr zu Jahr bereichert und mit an- 
tretung 5 * die projectierte Stationsanläge- erforderlichen ſtädtiſchen erfennenswer ther Sorgfalt redigiert, kann dieſes Buch auch in der 
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neuen 57 Bogen ſtarken Ausgabe ſeitens aller Behörden, Gemeinden 
und Corporationen, ſowie jener, die mit denſelben in Verkehr 


zu treten in die Lage kommen, einer freundlichen Aufnahme 


ſicher ſein. | ” 

(Geſchäfts⸗Vormerkblätter für 1893.) Zu den praktiſcheſten 
Vormerkbüchern gehört unſtreitig das im Verlage der k. k. Hof⸗ 
und Staatsdruckerei im XXI. Jahrgange ausgegebene, welches 
zahlreiche nach den verſchiedenartigſten Bedürfniſſen rubricierte 
Blätter für Eintragung der Einnahmen und Ausgaben, Anlage 
von Tages⸗, Wochen-, Monats⸗ und Jahresvormerken, Stunden⸗ 
plänen u. |. w., ferner Intereſſen⸗, Gehalt⸗ und Lohnberechnungs⸗ 
Maß⸗ und Gewichts- fowie Münz⸗ und Zeitvergleichungs⸗Tabellen, 
Poſt⸗, Telegraphen⸗ und Telephon⸗Tarife, dann die Stempelſcalen, 
ſowie ein Verzeichnis der im nächſten Jahre ſtattfindenden Lotto— 
anlehens⸗Ziehungen enthält. Die vielſeitige Verwendbarkeit dieſes 
Vormerkbuches und deſſen billiger Preis werden dasſelbe auch diesmal 
die weiteſte Verbreitung finden laſſen. 


+ * 
* 


(Wiener Communal-Sparcaſſe im Bezirke Rudolfsheim, 
vormals Sparcaſſa der Gemeinde Sechs haus.) 


November 1892. 
Eingelegt 599.910 fl. 34 kr. von 2198 Parteien (auf 
Sparcaſſa⸗Bücheln). 
Rückgezahlt 383.913 fl. 33 kr. an 1523 Parteien. 
Stand vom 35. November 1892: 


Geſammteinlagen auf 17.480 Conti . . 10, 688.924 fl. 38 kr. 
Hypothekar⸗Darlehen 7,160.067 fl. 07 kr. 


eee „„ 


Approviſtonierung. 


(Borſtenviehmarkt vom 29. November 1892.) 
1. Auftrieb 
auf dem freien Markte: 


Jungſch weine 3182 Stück 
Fettſchweinneku 6066 „ 
Summa. 9248 9248 Stück 
Angekauft wurden: 
für Wien 7786 Stück 
für das Land | 892 „ 
unverkauft blieben 570 „ 


| 2. Preisbewegung: 
Jungſchweine von 32 bis 42 fr. 
Fettſchweine. . . „ 34 „ 42 „ 

Der Ge ſchäftsverkehr war ruhig und haben die vorwöchent— 
lichen Preiſe keine Anderung erfahren. 


* * 
+ 


per Kg. Lebendgewicht. 


Bierdemartt vom 29. November 1892. ). 


Zum Verkaufe wurden gebracht: 339 Pferde. | 
Preis: für Gebrauchspferde 85—290 fl. per Stück, 
„ Schlachtpferde .. 22-65 fl. „ „ 
Der Markt war flau. 


. 29292 „4308 


Kälber. 
Waidner 371, 
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e vom 1. December 1892.) 


1.— Auftrieb: 
Waldner 3193, Kälber lebend 50, Lämmer 
Lämmer lebend —, Schafe Waidner 827, 
Schafe lebend 4853. 
2. Preisbewegung: 


Kälber Waidner per me. von 30 bis 58 kr. 
Kälber lebend . „„ „ 30 „ 42 „ 
Lämmer Waidner „ Paar von 5 5 bis 10 fl. 

Schafe Waidner „ Kg. von 22 bis 36 kr. 


Schafe lebend ., Paar . von 6 bis 18 fl. 

Auf dem Jungviehmarkte wurden um 70 en Kälber ar 
zugeführt. 

Bei ſehr flauem Geſchäftsverkehre iſt ein Preisrückgang von 
4 kr. per Kilo eingetreten. 

Auf dem Schafmarkte wurden um 1800 Stück Schafe mehr 
aufgetrieben. Die Kaufluſt war infolge des bedeutenden Auftriebes 
ſehr flau, daher die Preiſe einen Made von 1 fl. per Paar 
erfahren haben. 

Auf dem Schlachtviehmarkte wurden am 1. December 1892 


178 Stück Maſt⸗ und 251. Stück Beinlvieh aufgetrieben. 


* * 
* 


Bierpreiſe im Monate November 1892. j 


| En gros. 
Abzug, Wiener J. e 10 bis 11½ 5 9.20 bis fl. 9.75 
| 15 r ee I... 9 „ 100 8.80 „ „ 9.— 
Lager, Wi enen. 12 „ 130 5 1 vn 14 
Märzen, Wiener (Export). .. 13 „ 14½ „ 14.— „ „ 15.— 
Böhmiſches nach Pilsner Art .. 11 „ẽü 12 „ 15.— „ „ 16.— 
Pils ne . . 11 „ 12 „ 16.75 „ „ 17.50 
| (Diefe Preiſe verſtehen ſich franco Zuſtellung, inel. Verzehrungsſteuer, netto 


Caſſa, ohne jeden Sconto.) 
En detail. _ 
. 12 bis 14 kr. per Liter 


Abzug 8 über die Gaſſe, 
er ee , e ee ES e, 
Lager und Mürzen. . . 18 „ 24 „ „ „ über die Gaſſe, 
r e e 
Böhmisches, Pilsner. e 20 82 „ Fr | 
derade brele. 
Abzug in Flaſchen zu ½ Liter per Liter 11 bis 14 lr. 


* . * * + + . * » ” 18 v 24 7 


Lager „ „ „ 
5 * 4 * 4 * + + E \ er 24 „ 300, 


Pilsner, 175 


71 „ 75 


" " 7 


Städtiſches Lagerhaus. 
Vom 1. bis 30. November 1892. 

Wen eee 176.627 Meter⸗Centner 

„ ausgelagert . 164.126 N 

Der Lagerſtand betrug am 30. Nov. 384.714 Meter⸗Centner 
im Aſſecuranzwerte von 3, 426.140 fl. gegen 408.605 Meter⸗ 
Centner im Werte von 4, 681.235 fl. in der gleichen Zeit des 
Vorjahres; darunter waren: 


65.950 Meter⸗Centner Weizen gegen 119.722 
30.594 ur Roggen e r SO... 
55.078 5 Gerſtttte „ 52.127 
79.215 1 Ma 2a. „ 72.603 
66.947 15 Mais . „ 14.045 
19.789 f Olſaaten . . „ 236.993 
7.330 60 Mehl und Kleie . „ 6.035 
4.496 5 Wein 1 4.436 
8.108 Zucker N 2.944 und 
5.340 Hektoliter a 100% Spiritus . .. „ 254 im Vorjahre. 
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Die durchſchnittliche Tagesbewegung während des Monates 
November bezifferte ſich auf. . . 14.198 Meter⸗Centner; 
es wurden 36 Lagerſcheine ausgegeben und bei 10 Lagerſcheinen 
im Verſicherungswerte von. . 47.400 fl. — kr. 
eine Lombardierung von. . „ 2 10 Do 
in die Lagerbücher vorgemerkt. 


Sanitäts angelegenheiten. 
Beſuch der ſtädtiſchen Volksbäder im November 1892. 


männliche weibliche 
Perſonen Berfonen 
II. Bez., Treuſtraße 660 — 964, davon 808 156 
(Eröffnet Auguſt 1892.) 
III. Bez., Apoſtelgaſſe 18 — 2495, „ 2263 232 
(Eröffnet Auguſt 1891.) 
V. Bez., Einſiedlerplatz — 3385, davon 3107 278 
(Eröffnet Auguſt 1890.) 
VI. Bez., Ufergaſſe 4 — 1696, „ 1490 206 
(Eröffnet September 1892.) 
VII. Bez., Mondſcheingaſſe9d — 3238, „ 2753 485 
(Eröffnet December 1887.) 
VIII. Bez., Florianigaſſe 30 — 1538, „ 1319 219 
(Eröffnet Auguſt 1892) 
IX. Bez., Wieſengaſſe 17 — 872, „ 785 87 
(Eröffnet Auguſt 1892.) 
X., Erlachplatz — 2436, „ 2257 179 


(Eröffnet Auguſt 1890.) 


Gewerbeangelegenheiten. 


Genoſſenſchaftsaugelegenheiten. 


(Genoſſenſchaft der Holz⸗ und Kohlenhändler.) Bei der Ge⸗ 
noſſenſchafts⸗Verſammlung der Holz⸗ und Kohlenhändler in Wien, 
am 29. November d. J. im „Hotel Müller“ I. Bezirk, Graben, 
wurden unter Intervention des Magiſtrats⸗Secretärs Chriſtian 
Müller Herr Joſef Friedl, XIX., Heiligenſtadt, Heiligen- 


ſtädterlände Nr. 25/27, zum Genoſſenſchafts-Vorſteher, 


und Herr Joſef G. Leithner, XIX., Ober-Döbling, Donau⸗ 
gaſſe Nr. 17, zum Vorſteher⸗Stellvertreter gewählt. 
. 1 
. 

(Genoſſenſchaft der Spengler.) Bei der am 30. November 
l. J. von der Genoſſenſchaft der Spengler unter Intervention 
des Genoſſenſchafts⸗Commiſſärs, Magiſtratsconcipiſten Karl Wuchta 
vorgenommenen Wahl wurde Herr Heinrich Matthies, III. Bezirk, 
Obere Weißgärberſtraße Nr. 14, zum Genoſſenſchafts-Vor— 
ſteher wiedergewählt. 


** * 
* 


(Ausweis über das Lehrlingsſtellen-Nachweiſe⸗ 
amt des Wiener Magiſtrates.) Vom 1. bis incl. 30. No⸗ 
vember 1892 wurden vorgemerkt: 

Meiſteran meldungen . 26 
Lehrlingsanmeldunge n 17 
Vermittlungen 18 
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Seit dem Beſtande des Lehrlingsſtellen-Nachweiſeamtes 
(d. i. ſeit 2. Mai 1888): 


Meiſteranmeldungen 3916 

Lehrlingsanmeldungen . 4540 

Vermittlungen . 2171 
* 2 * 


Gewerbeanmeldungen vom 21. November 1892. 


(Fortſetzung.) 
Fränkl Iſak Chajem — Spirituoſenhandel — J., Salzgries 15. 
Getto Anna Marie — Spirituoſenhandel — VIII., Schlöſſelgaſſe 2. 
Samietz Joſef — Tanzſchule — XIV., Rudolfsheim, Märzſtraße 41. 
Keſsler Leonhard — Tapezierer — II., Taborſtraße 46. 
Fuchs Karl — Trödler — V., Hundsthurmerſtraße 65. 
Kupka Adolf — Vermittlung des Kaufes und Verkaufes von Geſchäfts⸗ 
Etabliſſements — VI., Stumpergaſſe 2. 
Beham Karl — Victualienhandel — VI., Gumpendorferſtraße 116. 
Eigner Florian — Victualien-Verſchleiß — II., Jägerſtraße 5. 
Schauſter Albine — Victualien⸗Verſchleiß — II., Jägerſtraße 10. 
Pollak Wilhelm — Wein-Großhandel — XIV., Rudolfsheim, Neugaſſe 8. 
Luſtig Auna — Verabreichung von Würſteln, Brot und Selchfleiſch — 
Radetzkyplatz 4. 
Hujer Wilhelmine — Zeitungs-Verſchleiß — IV., Wienſtraße 33. 
Satzke Marie — Verſchleiß von Zwirn, Wolle und Wirkwaren — III., 
Hauptſtraße 63. 


III. 


— 


* * 
* 


Gewerbeanmeldungen vom 22. November 1892. 


Neumann Moriz — Betrieb von Börſegeſchäften — I., Wiener Börſe. 
Tögel Antonia — Dienſtvermittlerin — I., Himmelpfortgaſſe 9. 
Haydvogel Anton — Drechslergewerbe — XVII., Hernals, Syringg. 7. 
Coneyl Michael — Einſpännergewerbe — J., Babenbergerſtraße. 
Ulrich Max — Verſchleiß von Bedarfsartikeln für Elektrotechnik — 
I., Schottenring 6. 
Horaçek Karl — Fleiſch⸗Verſchleiß — XV., Fünfhaus, Zinkgaſſe 11. 
Bichler Marie — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — VI., Mittelgaſſe 19. 
Gries Joſefine — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — IX., Porzellangaſſe 52. 
g Hammerer Johann — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — VL, Gumpendorfer⸗ 
ſtraße 8. 
Ledl Johann — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — VII., Kirchengaſſe 44. 
Soffer David — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — IX., Alſerbachſtraße 6. 
Weiß Roſa — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — IX., Georg Siglgaſſe 2. 
Stieber Marcus — Kartoffel-Verſchleiß — I., Lazenhof 1. 
Hohr Anna Marie — Damenkleidermacherin — V., Hundsthurmerſtr. 22. 
Koblizek Antonia — Damenkleidermacherin — III., Erdbergſtraße 29. 
Schneeweis Albert — Herrenkleidermacher — XVI., Neulercheufeld, 
Brunnengaſſe 8. 
Naglié Franz — Hemden- und Mieder⸗Erzeugung — XIV., Rudolfs⸗ 
heim, Reindorfgaſſe 6—8. 
Bummer Aloiſia — Milch- und Gebäck-Verſchleiß — XVII., Hernals, 
Schmerlinggaſſe 17. 
Zak Johaun — Milch⸗Verſchleiß — XVI., Neulerchenfeld, Herbſtſtr. 26. 
Pokoruy Wenzel — Papier⸗ und Holzſpielwaren⸗Verſchleiß — XIV., 
Rudolfsheim, Felberſtraße 82. 
Rothmüller Thereſe — Papier-, Schreib- 
ſchleiß — IV., Hungelbrunngaſſe 20. | 
Reiner Emanuel — Pfaidler — VI., Kollergerngaffe 6. 
Gruber Anton — Spielwaren⸗Verſchleiß — V., Rüdigergaſſe 14. 
Katz Johann — Stadtlohnkutſchergewerbe — XV., Fünfhaus, Hotel 
Wimberger. N 
Wanek Joſefa — Vietualien⸗Verſchleiß — XVII., Hernals, Hauptſtr. 92. 
Lugauer Anna — Wüſcheputzerei — IX., Salzergaſſe 19. 
0 a Marie — Wildbret- und Geflügelhandel — VI., Gumpendorfer⸗ 
raße 42. 
Janiſch Adele — Wirtsgewerbe — X., Eckertgaſſe 14. 
Pöltner Eduard — Wirtsgewerbe — II., Ferdinandsſtraße 17. 
* n + 


und Zeichenrequiſiten-Ver⸗ 


Gewerbeanmeldungen vom 23. November 1892. 


Chryſtanell Joſef — Brantweinſchenker — VII., Seidengaſſe 43. 
ö un Joſef — Commiſſionswaren⸗Verſchleiß — IX., Rothen⸗Löwen⸗ 
gaſſe 16. | 
Sallmann Friedrich — Commiſſionswarenhandel — VII., Dreilauferg. 4. 
Saſſy Anton — Verabreichung von Conſervenſuppen — II., Weberg. 20. 
Weſeéky Karl — Verkauf von Chriſtbüumen — XIV., Rudolfsheim, 
Heumarkt. | 
Behnert Robert — Wirt und Fremdenbeherbergung — II., Treuſtraße 74. 
Gaim Franz — Wirtsgewerbe — VI., Bürgerſpitalgaſſe 28. 
Vogel Anna — Gaſtwirsgewerbe — X., Goethegaſſe 13. 


2 


Böhm Auna — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — VI., Hofmühlgaſſe 3. 

Schwarzenberger Karl — Gemiſchtwaren⸗Berſchleiß — VII., Lindeng. 19. 

Stöhr Anton — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — I., Landesgerichtsſtraße 12. 

Hator Johann — Kleinhandel mit Holz, Kohlen und Coaks — II., 
Kloſterneuburgerſtraße 35. 

Wunderl Franz — Kleinhaudel mit Brennholz, Kohlen und Coaks — 
VII., Kirchberggaſſe 29. 

Mangana Nikolaus — Verſchleiß von indiſchen Induſtrieprodueten — 
I., Riemerſtraße 6, Hotel „Goldene Ente“. 

Welzel Eliſabeth — Kaffeeſchank — X., Himbergerſtraße 21. 

Brunner Marie Anna — Damenkleidermacherin — IX., Nufsdorfer- 
ſtraße 27. 

Niebl Johann — Damenkleidermacher — VI., Mollardgaſſe 62 a. 

Rainer Johanna — Damenkleidermacherin — VII., Kaiſerſtraße 16. 

Plank Crescentia — Knopflochnäherei — VI., Gumpendorferſtraße 65. 

Steinbruch Sali — Koſtgebung und Bierſchank — II., Obere Donau- 
ſtraße 81. 

Hackl Jahann — Kuchenbäcker — VII., Schotteufeldgaſſe 37. 

Lamm Margaretha — Marktvictualienhandel — IV., Kärnthnerthormarkt. 

Zanantoni Erneſtine — Miedermacherin — J., Liliengaſſe 3. 

Tepech Anton — Milch- und Gebäck-Verſchleiß — IX., Fluchtgaſſe 2. 

Mandl Roſa — Verſchleiß von Pelzwaren, Sonn- und Regenſchirmen 
— I., Am Bergl 2. 

Sauer Joſefa — Verſchleiß von Pferdefleiſch und Selchwaren — VII., 
Kaiſerſtraße 11. | 

Koller⸗Giugno Joſef — Rauchfangkehrergewerbe — II., Novaragaſſe 32. 

Zachar Marie — Schuhwaren⸗Verſchleiß — I., Wipplingerſtraße 8. 

Weber Johann — Aufſtellung automatischer Wagen und Abwägung von 
Perſonen mittelſt derſelben — J., Naglergaſſe 29. 

Krammer Roſina — Wäſcheputzerin — XVII., Hernals, Blumengaſſe 21. 


Mahr Karl — Wildbret⸗ und Geflügelhandel — XII., Gandenzdorf, 


Linienwallflatz. 


* *. 
* 


Gewerbeanmeldungen vom 24. November 1892. 


Kühnel Wendelin — 
Kellner Eleonore — 
ſtraße 11. u 
Klausberger Franz — Brantweinſchauk — XII., Unter-Meidling, Rudolfs⸗ 
aſſe 27. 
a Weißglas Minna — Brantwein-Verſchleiß — XVIII., Währing, 
Michaelergaſſe 2. 
Holweg Marie — 
Badgaſſe 10. 
Geßl Anna — Commiſſionswaren-Verſchleiß — X., Puchsbaumgaſſe 21. 
Franz Eruſt — Färberei und chemiſche Putzerei — V., Arbeitergaſſe 38. 
Simetzberger Ignaz — Flaſchenwein- und Bier⸗Verſchleiß — IV., Dann⸗ 
hauſergaſſe 3. 
Seel Karl — Fleiſchhauergewerbe — XVIII., Währing, Marktplatz, 
Stand 18. 
Mehlon Anna — Fleiſch- und Selchwaren⸗Verſchleiß — XVIII., Währing, 
Marktplatz. | 
Karg Franz — Gaſt⸗ und Schankgewerbe — XIX., Ober-Döbling, 
Obkirchergaſſe 1. 
Schmückl recte 
gaſſe 4. 
Janas Joſef — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — III., Parkgaſſe 11. 
Kuasmüller Johann — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — I., Kolowratring 9. 
Mayer Rudolf — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — III., Keinergaſſe 24. 
Stadtherr Johann — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — III., Obere Weiß⸗ 
gärberſtraße 7. . n | 
Szallapeck Magdalena — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — III, Marokkaner⸗ 
aſſe 19. 
Widmann Louis Friedrich — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — X., Herndlg. 11. 
Bladika Johann — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — XVIII., Währing, 
Antonigaſſe 37. . 
Ziereis Katharina — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — XII., Gaudenzdorf, 
Schönbrunner Hauptſtraße 10. Rn 
Friedel Ludwig — Glaſergewerbe — XVIII., Währing, Wienerſtraße 9. 
Banaſchek Adolf — Holzbildhaue rei — XII., Unter⸗Meidling, Miesbach⸗ 
aſſe 23. 
Al Müllner Joſefa — Kaffeeſiedergewerbe — VI., Webgaſſe 16. 
Fröhlich Anna — Kaffeeſchenkerin — XVIII., Weinhaus, Herrengaſſe 7. 
Picha Wenzel — Herrenkleidermacher — XVI., Neulerchenfeld, Hauptſtr. 36. 
Rysawy Johann — Kleidermachergewerbe — XVIII., Währing, Wein⸗ 
berggaſſe 13. | 
Roth Ignaz — Kleinfuhrgewerbe — XVIII., Währing, Fürſtengaſſe 5. 
Suſchitzty Franz — Kleinfuhrgewerbe — III., Hanptzollamt. 
Faber Georg — Mehl- und Gries⸗Verſchleiß — III., Rennweg 54. 
Kainz Marie — Milch⸗Verſchleiß — XII., Unter⸗Meidling, Kriechbaumg. 34. 
Kollarz Leopold — Milch⸗Verſchleiß im Umherziehen, namentlich im 
VIII. Bezirke — wohnhaft: Breitenfurt Nr. 6, Niederöſterreich. 
Mumm Victoria — Milch⸗Verſchleiß — VII., Mariahilferſtraße 78. 
Peſek Jojef — Mineralwöſſer⸗Verſchleiß — XVI., Neulerchenfeld, Hippg. 33. 
Weker Anna — Modiſtengewerbe — XVIII., Währing, Martinsſtr. 56. 


Bauunternehmer — V., Embelgaſſe 36. 


Cartonnagewaren⸗Erzeugung — XII., Unter-Meidling, 


Schmikl Auguſt — Wirtsgewerbe — VI., Königskloſter⸗ 


Brantweinſchank — XVI., Neulerchenfeld, Herbit- 
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Böſel Hermine — Verſchleiß von Naturblumen — III., Auguſtinerplatz. 

Härtl Konrad — Erzeugung von Numerations-Etiquetten aus Papier 
für Stoffmuſter — III., Waſſergaſſe 28. 

Zemanovié Martin — Verſchleiß von Obſt und Grünwaren — XVIII., 
Währing, Gürtel 8. 

Heß Johann — Petroleum⸗ und Seifenagentie — XII., Ober⸗Meidling, 
Fabriksgaſſe 25. 

Langhammer Thereſe — Pfaidlergewerbe — XVIII., Währing, Antonig. 46. 

Pawelka Marie — Pfaidlerin — J., Führichgaſſe 3. 

Sagatitſch Anna — Privatlehranſtalt für Maßnehmen, Schnittzeichnen 
und Kleidermachen — VI., Windmühlgaſſe 30. 
Epply Joſef — Raſeur und Friſeur — XVIII., Währing, Hauptſtr. 1. 
Willig Hermann — Schuhfabrik — XVIII., Währing, Thereſiengaſſe 28. 
Pichler Urban — Schuhmacher — III., Kegelgaſſe 15. 
Poſpiſchil Vincenz — Schuhmacher — XII., Unter-Meidling, Roſaliag. 5. 
Keck Anton — Stechviehhandel — XII., Unter-Meidling, Krichbaumg. 13. 
Rebhan Bertha — Trödleriu — XII., Unter⸗Meidling, Stärkgaſſe 3. 
Dumits Georg — Viehhandel — III., Central-Viehmarkt. 
1 Ivan und Baumann Johann — Viehhandel — III., Central⸗ 
markt. 
Drozil Thereſia — Victualienhandel — XVIII., Währing, Hauptſtr. 68. 
Zehetbauer Katharina — Victualien-Verſchleiß — III., Adamsgaſſe 12. 
Heß Joſefa Julie — Wäſcheputzerei — III., Hetzgaſſe 22. x 
Guſel Johann — Wildbret- und Geflügelhandel — V., Hundsthurmermarkt. 


* + 
*. 


Gewerbeanmeldungen vom 25. November 1892. 


Kryſta Anna Marie — Blumenmacherin — V., Griesgaſſe 23. 
Wolfenſtein Hanni — Brantweinſchenkerin — XVII., Hernals, Mitter⸗ 
berggaſſe 1. 
Life Marie — Kleinhandel mit Brennholz, Kohlen und Coaks — IX., 
Sechsſchimmelgaſſe 10. 
Schrefel Karl — Verſchleiß von Holz, Kohlen und Coaks — XII., 
Unter⸗Meidling, Schönbrunner Hauptſtraße 46. 
Schrembs Barbara — Commiſſionswaren Verſchleiß — XVI., Ottakring, 
Lange Gaſſe 99. 
Graff Juliana — Chriſtbaumhandel — VIII., Joſefſtädterſtraße 14. 
Mötzner Hermine — Einſpännergewerbe — IV., Technikerſtraße. 
Kaiſer Roſalia — Federnſchmückerin — XII., Gaudenzdorf, Gärtnerg. 10. 
Schweinberger Francisca — Gaſt⸗ und Schankgewerbe — XIX., Ober⸗ 
Döbling, Neugaſſe 28. | 
ö ale Roſalia — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — VIII., Stolzeuthaler⸗ 
gaſſe 26. 
Kropf Anna — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XI., Simmering, Dorfg. 53. 
ö gu Lorenz — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — XVII., Hernals, Palffy⸗ 
gaſſe 21. 
Novak Alois — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVII., Hernals, Zimmer⸗ 
mannsplatz 2. 
Pfrindl Anna — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVI., Ottakring, Wendg. 5. 
Saletta Ferdinand — Hafner — V., Gartengaſſe 9. 
Stichelberger, geb. Aicha Eliſe — Kaffeeſchank — IX., Altmüttergaſſe 6. 
Wenzlik Laurenz — Verkauf von Kalendern und Heiligenbildern — XI., 
Simmering, Hauptſtraße 115. 
Schwab Johanna — Verabreichung von kalten und warmen 
paßte 1 8 1 Hollergaſſe 7. . 
Schwab Johanna — Kaninchenzucht und Handel — XIII., Penzing, 
Poſtſtraße 52. I u 
Falkmer Marie — Damenkleidermachergewerbe — VI., Königseggaſſe 8. 
Cohn Elias — Ein⸗ und Verkauf von getragenen Damenkleidern — 
I., Sonnenfelsgaſſe 19. 
Baierlein Joſef — Kleinfuhrwerk — Stallung: II., Circusgaſſe 26. 
Mn a Alois — Marktvictualienhandel — XIV., Rudolfsheim, 
arkt. 
Maly Emil — Mehl- und Gries⸗Verſchleiß — XVII., Dornbach, Haupt⸗ 
ſtraße 150. | 
Kunz Joſefa — Milch⸗ und Gebäck-Verſchleiß — XVII., Hernals, 
Capitelgaſſe 8. 6 ve a 
Pamer Suſanna — Milch⸗Verſchleiß — XII., Unter⸗Meidling, Krich⸗ 
baumgaſſe 24. N 
Stony Marie Anna — Milch⸗Verſchleiß — I., Schönlaterngaſſe 8. 
Okruczky Georg — Feilbieten von Obſt und Grünwaren im Umher⸗ 
ziehen — XVII., Hernals, Gürtelſtraße 15. 
Hofer Charlotte — Verſchleiß von Papier und Kurzwaren — VII., 
Schottenfeldgaſſe 17. 
Kovakik Jakob — Schuhmachergewerbe — X., Buchengaſſe 127. 
Pinkafeld Julie — Selchwaren⸗Verſchleiß — IX., Garniſonsgaſſe 12. 
Jenniſch Thereſe — Spirituoſen⸗Verſchleiß — IV., Rubensgaſſe 3. 
Traxler Thereſia — Stahlwaren⸗Verſchleiß — VII., Burggaſſe 97. 
Gold Maria Anna — Tiſchlergewerbe — XII., Gaudenzdorf, Jakobſtr. 12. 


Kaninchen⸗ 


* * 
* 
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Gewerbeanmeldungen vom 26. November 1892. 


Karp Rudolf — Apotheker — V., Kettenbrückengaſſe 23. 

Mieg Katharina — Auskocherei — XVI., Ottakring, Langegaſſe 98. 

Kaczanowski Julius Hugo — Bildhauer — V., Schallergaſſe 5. 

Bauer Ludwig — Kleinhandel mit Brennholz, Kohlen und Coals — 
II., Rothen⸗Sterngaſſe 5. 

Müller Alois — Cementwaren-Verſchleiß — V., Matzleinsdorferſtraße 5. 

Aſperl Peter — Einſpännergewerbe — II., Karmeliterplatz 

Müllner Johann — Einſpännergewerbe — J., Amalienſtraße. 

Salvatore Marie — Verſchleiß von verzuckerten Früchten — X., Laaer⸗ 
ſtraße 4. 

Fiſcher Franz — Gaſthauspacht — XVI., Neulerchenfeld, Gaullacherg. 6. 

Glogar Anna — Gaſt- und Schankgewerbe — XII., Gaudenzdorf, 
Krongaſſe 1. 

Schreitl Matthias — Wirtsgewerbe — VII., Kaiſ ſerſtraße 70. 

Broſan Roſalia — Geflügelhandel — I., Schanz lmarkt. 

Fürſt Regine — Gemiſ ſchtwaren⸗Verſ ſchleiß — XII., Gaudenzdorf, Schön⸗ 
brunner Hauptſtraße 18. 


11 95 Franz — Gemiſchtwaren⸗ Verſchleiß — VIII., Lerchenfelder⸗ 
ſtraße 136. 55 
Seiml Sophie — Gemiſ ſchtwaren⸗Verſchleiß — XIX., Heiligenſtadt 


Nufſsdorferſtraße 109. 
Stoffel Alois Johann — Gemi ſchtwaren⸗ Verſchleiß — XVII., Hernals, 

Blumengaſſe 43. 

Meſſerſchmidt Peregrin — Glaſer — VII., Kaiſerſtraße 117. 

Moſer Theodor — Verſchleiß von Gratulationskarten und Bilderbögen 
— VII., Neubaugaſſe 36. 

John Thereſe — Handel mit gebrannten geiſtigen Getränken — XV.. 
Fünfhaus, Neubaugürtel 40. 

Noſſian Suſanna — Grünwarenhündlerin — XVI., 
gaſſe 16. 

Abſeher Joſef — Kaffeeſieder — III., Sechskrügelgaſſe 2 

Bicker Karl — Kaffeeſiedergewerbe — II. „Wittelsbachſtraße 35 

Kaiſer Jetti — Kaffeeſiedergewerbe — VII., Neubaugaſſe 84. 

Schember Johann — Kaſſeeſiedergewerbe — VII., Schottenfeldgaſſe 84, 

Singer Marie — Kaffeeſiedergewerbe — VII., Zieglergaſſe 18. 

Lehner Ignaz — Kaffeeſchankgewerbe — VI., Kanalgaſſe 2. 

Kohn Samuel — Kürſchner — VII., Kaiſerſtraße 40. 

Picha Georg — Lederausſchnitt — XVI., Ottakring, Hauptſtraße 111. 

Korn Max — Maſchinenfabrik mit Ausf ſchluf ſs der Herſtellung von Dampf⸗ 
keſſeln — XVII., Hernals, Rötzergaſſe 94. 

Giacomelli Karoline — Milch⸗Verſchleiß — XIV., Rudolfsheim, Neu— 
aſſe 36. 
g Pendl Joſef — Milchmeierei — XVI., ae Grundſteing. 8. 

Breuer Heinrich — Pfaidler — J., Am Bergl 2. 

Koſak Anna — Reinigen und Putzen von Kleidern und Stoffen — V., 
Einſiedlergaſſe 38. (Das Weitere folgt.) 


Ottakring, Huber⸗ 


B.⸗S.⸗R.⸗Z. 7812. 


Kundmachung. 


(Concurs zur Beſetzung der Directorſtelle an der Volks: und 
Bürgerſchule für Knaben in Wien, XVIII., Klettenhofergaſſe 3.) 


Im Wiener Schulbezirke kommt die Directorſtelle der Volks- 
und Bürgerſchule für Knaben in Wien, XVIII., Klettenhofergaſſe 3, 
zur Beſetzung. 

Mit dieſer Stelle iſt der Jahresgehalt der II. Gehaltsclaſſe 
von 1400 fl. und eine Quartiergeldentſchädigung jährlicher 500 fl., 
ſowie der Anſpruch auf Dienſtalterszulagen von je 100 fl. nach 
einer Dienſtzeit von je fünf Jahren im Sinne der geſetzlichen 
Beſtimmungen verbunden. 

Die Bewerber haben ihre Geſuche an den Wetter Stadtrath 
zu richten und längſtens bis 29. December 1892 im vorgeſchriebenen 
Dienſtwege bei dem Ortsſchulrathe des XVIII. Bezirkes einzubringen. 

Die Geſuche find zu belegen mit: dem Tauf- beziehungsweiſe 
Geburtsſcheine bei ſolchen Bewerbern, welche im Wiener Schul— 
bezirke noch nicht definitiv angeſtellt ſind, dem Heimatſcheine unter 
derſelben Vorausſetzung, dem Reifezeugniſſe (beziehungsweiſe dem 
Maturitätszeugniſſe einer Mittelſchule) oder der Dispens von der 
Ablegung der Reifeprüfung, dem Lehrbefähigungszeugniſſe für Volks⸗ 
und für Bürgerſchulen, den Nachweiſen der Dienſtleiſtung (An⸗ 
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ſtellungs⸗, Enthebungsdecreten u. dgl.), ſowie der Befähigung zum 


Religionsunterrichte des katholiſchen Glaubensbekenntniſſes im 
Originale oder in geſetzlich beglaubigten Abſchriften, endlich mit 
der in den Rubriken 1—5 auszufüllenden Dienſt⸗Tabelle. 

Verſpätet einlangende oder innerhalb des Concurstermines 
nicht gehörig documentierte Geſuche können nicht berückſichtigt werden. 

Vom Bezirksſchulrathe der Stadt Wien, 
am 21. November 1892. 
Der Vorſitzende-Stellvertreter: 


Dr. Schindler. 


Ad Prot.⸗Nr. 187312 
Ref.⸗Nr. 2876 ex 1892. V. 


Kundmachung. 


(Offertausſchreibung.) 


Wegen Vergebung 1. der Beſorgung der Einſammlung und 
Abfuhr des Haus- und Marftfehrichtes, dann der häuslichen und 
gewerblichen Abfälle in dem Bezirkstheile Inzersdorf des X. Be⸗ 
zirkes, ſerner im XI. und XIII. Bezirke, in den Bezirkstheilen 
Dornbach und Neuwaldegg des XVII. Bezirkes und im XVIII. 


und XIX. Bezirke für die Zeit vom 1. Jänner 1893 bis incluſive 


30. Juni 1895 (reſpective für die angeführten Theile des XVII. 
Bezirkes nur bis incluſive 31. October 1893); 2. der Be⸗ 


ſorgung der Einſammlung und Abfuhr des Haus⸗ und Markt⸗ 


kehrichtes, dann der häuslichen und gewerblichen Abfälle, und 
zwar des Hanskehrichtes und der häuslichen und gewerblichen 
Abfälle mit Verwendung des von der allgemeinen öſterreichiſchen 
Transport⸗Geſellſchaft oder des von der Firma Ohler & Noſſian 
nen conſtrnierten patentierten Kehrichtſammelwagens im XIV. und 
XV. Gemeindebezirke für die Zeit vom 1. Jänner 1893 bis 
incluſive 30. Juni 1895 wird vom Magiſtrate der k. k. Reichs- 
haupt- und Refidenzitatt Wien am 14. December d. I., präciſe 
um 10 Uhr vormittags, im Burean des Herrn Magiſtrats⸗Secretärs 
Linsbauer, im Rathhauſe (4. Stiege, Mezzanin), eine öffent⸗ 
liche ſchriftliche Offertverhandlung abgehalten werden. 
Unternehmungsluſtige können den Plan und die bezüglichen 
ſtädtiſchen Vorſchriften im Stadtbauamte ebendaſelbſt während der 


gewöhnlichen Amtsſtunden einſehen. 


Exemplare der bezüglichen Vorſchriften können bei der ſtädtiſchen 
Hauptcaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 

Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der am 
Schluſſe dieſes Exemplares beigedruckten Erklärung entſprechend 
auszufüllen und, mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke e als Offert 


verſiegelt zu überreichen. 


Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, 
oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa 
erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs⸗Commiſſion zu 
übergeben. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, 
f. owie die uneingeschränkte Wahl unter den sämmtlichen Offerenten 


behält ſich der Stadtrath vor. 


Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 1. December 1892. 1—3 
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Ad Prot.⸗Nr. 187310 
Ref.⸗Nr. 2874 ex 1892 \. 


Kundmachung. 
Offertausſchreibung. 


Wegen Vergebung der Beſorgung der zum Zwecke der Reini⸗ 
gung und Inſtandhaltung der Straßen, Gaſſen und Plätze im 
XIV. und im XV. Gemeindebezirke erforderlichen Fuhrwerks⸗ 
leiſtungen für die Zeit vom 1. Jäuner 1893 (reſp. für das 
Gebiet der beſtandenen Gemeinde Sechshaus erſt vom 1. Juli 
1893) bis incluſive 30. Inni 1894 wird vom Magiſtrate der 
k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien am 12. December d. J., 
präciſe um 10 Uhr vormittags, im Bureau des Herrn Magi⸗ 
ſtrats⸗Secretärs Liusbaner, im Rathhauſe (4. Stiege, Mezzanin), 
eine öffentliche ſchriftliche Offertverhandlung abgehalten werden. 


im Stadtbauamte ebendaſelbſt während der gewöhnlichen Amts— 
ſtunden einſehen. 

Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädtiſchen 
Hauptcaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 

Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der am Schluſſe 
dieſes Exemplares beigedruckten Erklärung entſprechend auszufüllen 


und, mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke verſehen, als Offert verſiegelt 


zu überreichen. 


Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, 


oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa 
erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs-Commiſſion zu 
übergeben. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, ſowie 
die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten behält 
ſich der Stadtrath vor. 


Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 1. December 1892. 1--3 


Ad Prot.⸗Nr. 192770 


Ref.⸗Nr. 2983 ex 1892. V. 


Kundmachung. 


(Offertausſchreibung.) 


Wegen Vergebung der Erd- und Banmeiſterarbeiten für die 
Retonſtruction der Sohle des Choleracanales im VI. Bezirke von 
Or.⸗Nr. 2 Magdalenenſtraße bis zur Einmündung des Ottakringer⸗ 
bachcanales und eines Theiles in der Magdalenenſtraße aufwärts 
der Rudolfsbrücke mit dem Koſtenbetrage von 1663 fl. 20 kr., 
ferner der Lieferung von Portlandcement im Koſtenbetrage von 
169 fl. 40 kr. wird vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und 
Reſidenzſtadt Wien am 12. December d. I., präciſe um 10 Uhr vor⸗ 
mittags, im Bureau des Herrn Magiſtrats⸗Secretärs Linsbanuer, 
im Rathhauſe (4. Stiege, Mezzanin), eine öffentliche ſchriftliche 
Offertverhandlung abgehalten werden. 
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Unternehmungsluſtige können den Koſtenanſchlag und die dem 
Projecte beigeſchloſſene Vorſchrift im Stadtbauamte ebendaſelbſt 


während der gewöhnlichen Amtsſtunden einſehen. 


Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädtiſchen 
Hauptcaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 

Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der dem Projecte 
beiliegenden Originalvorſchrift genau in Übereinſtimmung zu 
bringen, beziehungsweiſe zu ergänzen, ſodann die am Schluſſe 
dieſes Exemplares beigedruckte Erklärung entſprechend auszufüllen 
und, mit einer 50 kr.-Stempelmarke verſehen, als Offert verſiegelt 


zu überreichen. 


Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, 
oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa 


erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs-Commiſſion zu 


übergeben. 
Anf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 


Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 
Unternehmungsluſtige können die bezügliche ſtädtiſche Vorſchrift 


Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, ſowie 
die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten behält 
ſich der Magiſtrat vor. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 30. November 1892. 8 


Ad Prot.⸗Nr. 130508 
Ref.⸗Nr. 1914 ex 1892. V. 


Kundmachung. 


(Offertansſchreibung.) 
Wegen Vergebung der Beſorgung der Abfuhr des im Stein⸗ 


bruche am Exelberg erzeugten Schotters auf die Straßen, Gaſſen 


und Plütze des XVII. Bezirkes für die Zeit vom 1. Jänner 1895 
bis incluſive 31. December 1893 wird vom Magiſtrate der k. k. 
Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien am 10. December d. J., 
präciſe um 10 Uhr vormittags, im Burean des Herrn Magiſtrats⸗ 
Secretärs Linsbaner, im Rathhauſe (4. Stiege, Mezzanin), 
eine öffentliche ſchriftliche Offertverhandlung abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können die bezügliche ſtädtiſche Vor— 
ſchrift im Stadtbauamte ebendaſelbſt während der gewöhnlichen 
Amtsſtunden einſehen. 

Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädtiſchen 
Hauptcaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 

Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der am Schluſſe 
dieſes Exemplares beigedruckten Erklärung entſprechend auszufüllen 
und, mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke verſehen, als Offert verſiegelt 
zu überreichen. 

Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, 
oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa 
erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs-Commiſſion zu 
übergeben. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, ſowie 
die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten behält 
ſich der Stadtrath vor. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 29. November 1892. 1—3 
5 
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Ad Prot.⸗Nr. 200300 
Ref.⸗Nr. 2071 ex 1892. V. 


Kundmachung. 


(Offertansſchreibung.) 


Wegen Sicherſtellung der Lieferung von circa 10.000 Current⸗ 
Metern geſchwefelter Bleiröhren für die im Jahre 1893 zur 
Ausführung kommenden Abzweigungen der Kaiſer Franz Joſefs⸗ 
Hochquellenleitung in die Häuſer, dann des Rückkaufes nener Ab⸗ 
fälle und ſchadhafter Bleiröhren wird vom Magiſtrate der k. k. 
Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien am Dienstag den 13. De⸗ 
cember d. J., präciſe um 10 Uhr vormittags, im Bureau des 
Herrn Magiſtratsrathes Stadler, im Rathhauſe (7. Stiege, 
Mezzanin), eine öffentliche ſchriftliche Offertverhandlung abgehalten 
werden. 

Unternehmungsluſtige können die Vorſchrift im Stadtbauamte 
(II. Abtheilung) ebendaſelbſt während der gewöhnlichen Amtsſtunden 
einſehen. 

Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädtiſchen 
Hauptcaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 

Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der dem 
Projecte beiliegenden Original⸗Vorſchrift genau in Übereinſtimmung 
zu bringen, beziehungsweiſe zu ergänzen, ſodann die am Schluſſe 
dieſes Exemplares beigedruckte Erklärung entſprechend auszufüllen 
und, mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke per Bogen verſehen, als Offert 
verſiegelt zu überreichen. 

Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium von 1000 fl. 
anzuſchließen, oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen 
Hauptcaſſa erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs- 
Commiſſion zu übergeben. 

Die Lieferung wird nur Gewerbeberechtigten übertragen und 
vom Stadtbauamte ſtrenge überwacht werden. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, ſowie 
die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten behält 
ſich der Stadtrath vor. 


Bon Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 22. November 1892. 2—3 


Ad Prot.⸗Nr. 200305 
Ref.⸗Nr. 2073 ex 1892. V. 


Kundmachung. 


(Offertausſchreibung.) 


Wegen Sicherſtellung der Lieferung der im Jahre 1893 
erforderlichen Eiſen⸗ und Maſchinenbeſtandtheile zur Ausführung 
der Anbohrungen der in den Straßen liegenden ſtädtiſchen 
Röhren der Kaiſer Franz Joſefs⸗Hochquellenleitung und zur 
Ausührung der Abzweigungen von dieſen Leitungsröhren in die 
Häuſer wird vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt- und Reſidenz⸗ 
ſtadt Wien am Samstag den 10. December d. J., präciſe 
um 10 Uhr vormittags, im Burcan des Herrn Magiſtratsrathes 
Stadler, im Rathhauſe (7. Stiege, Mezzanin), eine öffentliche 
ſchriftliche Offertverhandlung abgehalten werden. 


Amtsblatt der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien. — Nr. 95, 2. December 1892. 


vun 


EN 


Unternehmungsluſtige können den Koſtenanſchlag und die Vor- 
ſchrift im Stadtbauamte während der gewöhnlichen Amtsſtunden 
einſehen. 

Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädtiſchen 
Hauptcaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 

Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der dem Projecte 
beiliegenden Original⸗Vorſchrift genau in übereinſtimmung zu 
bringen, beziehungsweiſe zu ergänzen, ſodann die am Schluſſe 
dieſes Exemplares beigedruckte Erklärung entſprechend auszufüllen 
und, mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke per Bogen verſehen, als Offert 
verſiegelt zu überreichen. | 

Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium per 600 fl. an- 
zuſchließen, oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen 
Hauptcaſſa erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs⸗ 
Commiſſion zu übergeben. Die Lieferung wird nur Gewerbs— 
berechtigten übertragen und ſtrenge überwacht werden. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete oder mit dem vorgeſchriebenen Vadiunm nicht 
verſehene Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, ſowie 
die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten behält 
ſich der Stadtrath vor. 


Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 17. November 1892. 3—3 


Ad Prot.⸗Nr. 197775 u 
Ref.⸗Nr. 2341 ex 1892. IV. 


Kundmachung. 


(Offertansſchreibung.) 


Wegen Vergebung der Waſſerleitungs⸗Inſtallationsarbeiten, 
der Cloſetlieferung, der Brunnenmacherarbeiten und der Her⸗ 
ſtellung der Pumpenanlage für den Schulhausban im XVIII. Bezirke, 
Anaſtaſius⸗Grüngaſſe, wird vom Magiſtrate der k. k. Neichshaupt- 
und Reſidenzſtadt Wien am 5. December d. J., präciſe um 10 Uhr 
vormittags, im Bureau des Herrn Magiſtratsrathes Philipp, 
im neuen Rathhauſe (4. Stiege, Mezzanin), eine öffentliche ſchrift⸗ 
liche Offertverhandlung abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können die Ausmaße, die Koſtenanſchläge 


und die dem Projecte beigeſchloſſenen allgemeinen und ſpeciellen 


Bedingniſſe im Stadtbauamte ebendaſelbſt während der gewöhn— 
lichen Amtsſtunden einſehen. 

Jedem mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke zu verſehenden Offerte 
iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, oder aber die Be— 
ſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa erfolgten Erlag 
desſelben der Offertverhandlungs⸗Commiſſion zu übergeben. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Der Stadtrath hat ſich die Ratification des Ergebniſſes der 
Offertverhandlung, ſowie die uneingeſchränkte Wahl unter den 
ſämmtlichen Offerenten vorbehalten. 


Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 


Wien, am 22. October 1892. 3—3 
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Ad Prot.⸗Nr. 187316 
Ref.⸗Nr. 2880 ex 1892. V. 


Kundmachung. 


(Offertausſchreibung.) 


Wegen Vergebung der Beiſtellung der Beſpannung für die 
der Gemeinde Wien gehörigen Straßenwalzen im II. bis incl. 
XIX. Bezirke, ſowie der zum Vorſpritzen bei der Macadamiſierung 
und Straßenconſervierung erforderlichen Waſſerwägen in obigen 
Bezirken vom 1. Jänner 1893 an, reſpective im Gebiete der 
beſtandenen Gemeinde Ottakring vom 1. Jänner 1894 an, bis 
zum 31. December 1895, wird vom Magiſtrate der k. k. Reichs⸗ 
haupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien am 7. December d. I., präciſe 
um 10 Uhr vormittags, im Burean des Herrn Magiſtrats⸗ 
Setretärs Linsbauer, im Rathhauſe (4. Stiege, Mezzanin), 
eine öffentliche ſchriftliche Offertverhandlung abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können die diesbezügliche ſtädtiſche Vor⸗ 
ſchrift im Stadtbauamte ebendaſelbſt während der gewöhnlichen 
Amtsſtunden einſehen. 

Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädtiſchen 
Hauptcaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 

Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der am Schluſſe 
beigedruckten Erklärung entſprechend auszufüllen und, mit einer 
50 kr.⸗Stempelmarke verſehen, als Offert verſiegelt zu überreichen. 

Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, 
oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa 
erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs⸗Commiſſion zu 
übergeben. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, ſowie 
die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten behält 
ſich der Stadtrath vor. 


Vom Magiſtrate der k. . Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 24. November 1892. 2—3 


Prot.⸗Nr. 200293 
3118 ex 1892. V. 


Kundmachung. 


(Offertausſchreibung.) 


Wegen Vergebung der zur Wiederherſtellung der Sohle des 
Choleracanales im V. Bezirke vom Hauſe Nr. 89 Wienſtraße 
bis zum Haufe Nr. 66 Hundsthurmerſtraße erforderlichen Bau⸗ 
nteifterarbeiten mit dem veranſchlagten Koſtenbetrage von 2060 fl., 
ferner der Klinkerziegellieferung im veranſchlagten Koſtenbetrage 
von 1181 fl. 25 kr., endlich der Portlandcementlieferung mit dem 


veranſchlagten Koſtenbetrage von 229 fl. 69 kr. wird vom Magiſtrate 


der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien am 9. December 
d. J., präciſe um 10 Uhr vormittags, im Burean des Herrn 
Magiſtrats⸗Secretärs Linsbauer, im Rathhauſe (4. Stiege, 
Mezzanin), eine öffentliche ſchriftliche Offertverhandlung abgehalten 
werden. 

Unternehmungsluſtige können den Koſtenanſchlag und die dem 
Projecte beigeſchloſſene Vorſchrift im Stadtbauamte ebendaſelbſt 
während der gewöhnlichen Amtsſtunden einſehen. 


* 
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Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädtiſchen 


| Hauptcaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 


Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der dem Projecte 


| beiliegenden Originalvorſchrift genau in Übereinftimmung zu 
bringen, beziehungsweiſe zu ergänzen, ſodann die am Schluſſe dieſes 


Exemplares beigedruckte Erklärung entſprechend auszufüllen und, 
mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke verſehen, als Offert verſiegelt zu 
überreichen. | 

Dem Offerte iſt das vorgeschriebene Vadium anzuſchließen, 
oder aber die Betätigung über den bei der ſtädtiſchen Haupteaſſa 
erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs-Commiſſion zu 
übergeben. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Die Natification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, ſowie 
die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten behält 
ſich der Stadtrath vor. 


Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 24. November 1892. 3—3 


8. 185015 
VIII. 


Kundmachung. 


(Offertausſchreibung.) 


Wegen Sicherſtellung des in den Jahren 1893, 1894 und 
1895 für den Wiener Central-Friedhof erforderlichen Ranners— 
dorfer Sandes in der beiläufigen Menge vom 600 ms per Jahr 
wird vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien am 9. December d. J., präciſe um 11 Uhr vormittags, im 
neuen Rathhauſe, Eingang von der Lichtenfelsgaſſe, Stiege Nr. 3, 
im Mezzanin, im Bureau des Herrn Magiſtratsrathes Lekiſch, 
eine öffentliche ſchriftliche Offertverhandlung abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können die für dieſe Lieferung beſtimmte 
Vorſchrift in dem erwähnten Bureau oder auch in der Verwaltungs⸗ 
kanzlei im Central⸗Friedhofe während der gewöhnlichen Amtsſtunden 
einſehen. 

Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädtiſchen 
Hauptcaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 

Offerenten haben ein derartiges Exemplar zu ergänzen, die am 
Schluſſe dieſes Exemplares beigedruckte Erklärung entſprechend aus⸗ 
zufüllen und mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke per Bogen verſehen 
als Offert verſiegelt zu überreichen. 

Jedem Offerte ſind fünf Percent derjenigen Summe, um 
welche die offerierte Lieferung erſtanden werden will, als Vadium 
beizuſchließen, oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen 
Hauptcaſſa erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs⸗Com⸗ 
miſion zu übergeben, welches für den Erſteher als Caution zu 
dienen hat. 

Auf verſpätet einlangende oder mit dem vorgeſchriebenen 
Vadium nicht verſehene oder nicht in der vorgeſchriebenen Form 
ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Der Magiſtrat hat ſich jedoch die Ratification des Ergebniſſes der 
Offertverhandlung, ſowie die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmt⸗ 
lichen Offerenten vorbehalten. 


Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 


Wien, am 19. November 1892. 2—3 
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Kundmachung. 


ocaleommifen im XI. Bezirke wegen einer Betriebsaulage!) 


über die von Hermann Löwy, Fabrikanten, It. Bezirk, 
Ferdinandsſtraße Nr. 18 geſtellte Bitte um Bewilligung zur bau⸗ 
lichen Erweiterung der beſtehenden Fabriksrealität Confer.- Nr. 482 
Simmering, XI. Bezirk, am Donaucanal, und um Genehmigung 
der gewerblichen Betriebsanlage zur Ausübung der Harz, Theer— 


und Schmierproducten-Erzeugung auf obiger Realität findet zur. 


Erhebung der Zuläſſigkeit der Bauführung, ſowie der Betriebs— 
anlage in Gemäßheit des § 25 der B.-O. und der SS 27 und 
29 der G.⸗O., Montag, am 5. December 1892, nachmittags 
3 Uhr eine Localcommiſſion ſtatt. 


Die Commiſſionsmitglieder verſammeln fi an Ort und Stelle. 

Dieſes wird mit dem Beiſatze zur allgemeinen Kenntnis 
gebracht, dafs allfällige Einwendungen gegen die Bauführung und 
die Betriebsanlage entweder ſchriftlich bis zum obigen Tage hier— 
amts zu überreichen oder mündlich bei der Commiſſion ſelbſt anzu⸗ 
bringen ſind, widrigenfalls der Ausführung der Anlage ſtattgegeben 
werden wird, ſoferne ſich nicht von amtswegen Bedenken dagegen 
ergeben. 

Auch wird aufmerkſam gemacht, dajs ſich die Vertreter der 
betheiligten Factoren und Intereſſenten mit den erforderlichen 
Inſtructionen und Ermächtigungen zur Abgabe definitiver Erklä— 
rungen bei der commiſſionellen Verhandlung zu verſehen haben, 
weil ſonſt durch einen etwaigen Vorbehalt nachträglicher Erklärungen, 
beziehungsweiſe Genehmigungen die weitere Amtshandlung über 
den Verhandlungsgegenſtand in keinem Falle aufgehalten werden 
würde. 

Die Pläne liegen bis zum Commiſſionstage im hieſigen 
Bezirksamte zur Einſicht auf. 


Vom magiſtratiſchen Bezirksamte für den XI. Bezirk. 
Wien, am 18. November 1892. 
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Kundmachung. 
(Franz Joſef Pisko'ſche Lehramts⸗Candidaten⸗Stiftung.) 


Zu Beginn des Schuljahres 1892/93 gelangt ein Franz Joſef 
Pisko'ſches Stipendinm im Betrage von vierzigfünf (45) Gulden ö. W. 
für einen armen, in Wien abſolvierten Lehramtscandidaten für 
Mittelſchulen, welcher ſeine Lehramtsprüfung bereits mit gutem 
Erfolge abgelegt hat, noch keine mit Gehalt, Adjutum oder Nemu- 
neration dotierte öffentliche Stellung bekleidet und ſittlich tadellos 
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iſt, zur Verleihung. Unter ſonſt gleichen Umſtänden haben zunächſt 
Verwandte des Stifters den Vorzug vor anderen Bewerbern. Der 
Genufs dieſer Stiftung dauert ein Jahr. 

Die Bewerber um dieſes Stipendium haben ihre ordnungs⸗ 
mäßig belegten, insbeſondere mit dem Lehramtszeugniſſe für Mittel- 
ſchulen, dem Tauf- oder Geburtsſcheine, dem Armuts⸗ oder Mittel⸗ 
loſigkeitszeugniſſe, dem Impfſcheine und einem Sittenzeugniſſe ver⸗ 
ſehenen Geſuche bis längſtens 29. December 1892 beim Wiener 
Magiſtrate zu überreichen. 

Nur die mit einem legalen Armutszeugniſſe belegten Geſuche 
ſind ſtempelfrei. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 


Wien, am 25. November 1892. 1—3 
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